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Der Bürgermeister denkt in
der Vorweihnachtszeit ger-
ne über Grundsätzlicheres
nach. Dabei kommt ihm heu-
er neben Religion das Ende
des europäischen Sozialismus
vor 20 Jahren in den Sinn:
„Es gibt Ideen, die sind Rie-
sen und überdauern die Zei-
ten. Andere sind Zwerge und
zerfallen im Laufe der Zeit
ins Nichts.“ Seite 15
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Bayerischer Landkreistag in Berlin:

Konstruktiver Dialog
Im Rahmen einer Präsidiumssitzung des Bayerischen
Landkreistags in der Bayerischen Vertretung in Ber-
lin erläuterte der Präsident, Chams Landrat Theo
Zellner, in einem Gespräch mit den Landesgruppen-
chefs von CSU und FDP im Bundestag, Dr. Hans-Pe-
ter Friedrich und Horst Meierhofer, die Sicht der
bayerischen Landkreise auf aktuelle Themen. Dazu
zählten die interkommunale Zusammenarbeit und
das Vergaberecht, die Gesundheitsversorgung und
Krankenhäuser sowie der Wirtschaftsstandort länd-
licher Raum. Auch die Optionserweiterung im SGB
II nahm breiten Raum ein.

An der Sitzung nahmen auch
der Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Landkreistags, Prof.
Dr. Hans-Günter Henneke, Bun-
desverkehrsminister Dr. Peter
Ramsauer, sowie die Landräte
Roland Schwing (1. Vizepräsi-
dent des Bayerischen Landkreis-
tags), Herbert Eckstein (2. Vize-
präsident) und Bruni Mayer (3.
Vizepräsidentin) teil.

Wie Präsident Zellner erläuter-
te, ist der ländliche Raum mehr als
Wohn- und Erholungsraum für
die städtischen Leistungszentren.
Mit seinen über 20 Millionen Ar-
beitsplätzen sei er über die klassi-
sche Land- und Forstwirtschaft
hinaus ein bedeutender Wirt-
schaftsstandort. Auf vielfältige
Weise trage er in erheblichem
Maße zum deutschen Bruttoin-
landsprodukt bei und generiere
über 50 Prozent der Wirtschafts-
leistung hierzulande. Dieses
Potenzial dürfe nicht durch eine
einseitigeAusrichtung an zentrier-
ten Wirtschaftsstandorten ver-
nachlässigt und benachteiligt wer-
den. Vielmehr müssten alle An-
strengungen unternommen wer-
den, die Leistungsfähigkeit in der
Fläche weiter zu entwickeln und
auszubauen.

Krankenhausfinanzierung

Zellner forderte erneut, gleich-
wertige Lebensverhältnisse im
ländlichen Raum zu garantieren,
insbesondere auch bei der Ge-
sundheitsversorgung. Die deut-
schen Krankenhäuser litten seit
geraumer Zeit unter einer erhebli-
chen Unterfinanzierung. Zwar sei
mit dem Krankenhausfinanzie-
rungsreformgesetz 2008 die über

eineinhalb Jahrzehnte andauernde
Deckelung der Krankenhausbud-
gets aufgehoben worden. Die
notwendige nachhaltige Verbes-
serung der Krankenhausfinanzie-
rung sei aber nicht in ausreichen-
der Weise gelungen. Zudem wer-
de die künftige Finanzierung von
Tarif- und Sachkostensteigerun-
gen immer wieder erhebliche Pro-
bleme verursachen. Weiterhin er-
warte die Medizin durch die Alte-

rung der Bevölkerung und den be-
vorstehenden Ärztemangel erheb-
liche Herausforderungen. Daher
benötige die medizinische Versor-
gung eine zukunftssichereAusge-
staltung.

Konkret bedeute dies eine aus-
reichende und nachhaltige Fi-
nanzierung der Betriebs- und In-
vestitionskosten der Kranken-
häuser, eine sektorenübergrei-
fende Zusammenarbeit in der
medizinischen Versorgung der
Bevölkerung zwischen ambulan-
ten stationären Anbietern, die Si-
cherstellung einer gleichwerti-
gen medizinischen Versorgung
auch in schwächer besiedelten
bzw. wirtschaftlich ggf. weniger
attraktiven Regionen, den Erhalt
der drei Säulen im Krankenhaus-
sektor (kommunale, freige-
meinnützige und private Träger)
sowie Maßnahmen zur Beseiti-
gung des drohenden Fachkräfte-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Das Podium beim Bayerischen Landkreistag (v. l.): Prof. Dr.
Hans-Günter Henneke, Theo Zellner, Dr. Hans-Peter Friedrich
und Horst Meierhofer. ��

Jahresbericht des Bayerischen Obersten Rechnungshofs:

Appell zu strikter
Ausgabendisziplin

Erneut hat Rechnungshofpräsident Dr. Heinz Fischer-
Heidlberger den Staat dringend zu strikter Haushaltsdis-
ziplin aufgerufen. Bei der Vorlage des Jahresberichts
2009 forderte er einen Tilgungsplan für die Staatsschul-
den aus der Rettung der Landesbank: „Die Staatsver-
schuldung ist durch die Rettung der BayernLB in einem
Jahr um 50 Prozent von 24 auf 34 Mrd. Euro gestiegen.
Ein ‘weiter so’ bei den Ausgaben darf es nicht geben“,
monierte Fischer-Heidlberger.

Wenn deswegen neue Schulden
aufgenommen werden mussten,
so sei es nun notwendig, die Rück-
führung dieser Schulden in einem
Tilgungsplan festzulegen, meinte
der Präsident. Nur damit sei eine
seriöse Haushaltspolitik möglich.
Bayern könnte so Vorbild sein für
die Umsetzung der Schulden-
bremse, die 2009 ins Grundgesetz
aufgenommen wurde.

Aufgrund der im Jahr 2008 er-
neut gestiegenen Steuereinnah-
men konnte die Haushaltssiche-
rungsrücklage laut ORH-Bericht
zunächst weiter verstärkt wer-
den. Diese betrug Ende 2008
rund 4 Mrd. Euro. Doch das
Geld sei schon wieder verplant
und ausgegeben: 3,3 Mrd. Euro
würden benötigt, um die Finan-
zierungslücke im aktuellen
Doppelhaushalt 2009/2010
zu schließen. Der Rest werde
für Zinszahlungen aufgrund der
drastisch angestiegenen Staats-
verschuldung verwendet.

Defizite in der Verwaltung

Zudem müsse der Staat die ihm
zustehenden Steuern auch ein-
nehmen, so die Rechnungsprü-
fer. Man habe feststellen müs-
sen, dass Defizite in der Steuer-
verwaltung zu Steuerausfällen
und damit zum Verlust von Ein-
nahmen führen. Beispiele hierfür
seien mangelhafte Besteuerungs-
verfahren bei Personengesell-
schaften und Mängel bei der Er-
hebung der Grunderwerbsteuer.

Anlass zur Kritik bietet auch die
unzureichende Projektsteuerung
bei der Neuorganisation der Alar-
mierung von Rettungsdienst und
Feuerwehr. Dem ORH zufolge
sollten Feuerwehr und Rettungs-
dienste bis 2006 einheitlich unter
der Telefonnummer 112 zu errei-
chen sein. Die Notrufe sollten bei
26 neuen Integrierten Leitstellen
(ILS) eingehen und von dort
koordiniert werden. Tatsäch-
lich war im Juni 2009 gerade ein-
mal ein Drittel der ILS in Betrieb.
Mit fast 70 Mio. Euro hätten sich
die Investitionskosten fast verdop-
pelt. Technische Probleme, unge-
schultes Personal und Streitigkei-
ten über die Kostenverteilung er-
schwerten den Betrieb.

Ein weiterer Negativpunkt:
Der Staat zahlt laut ORH zu Un-
recht für die Kommunen. Das
Kultusministerium halte zwar

selbst seit 1976 die Unterbrin-
gung von Förderschülern in Ta-
gesstätten für nicht notwendig,

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städte- und Gemeindebund:

Ruf nach
Rettungsschirm

Da die kommunale Selbstverwaltung nachAnsicht des
Deutschen Städte- und Gemeindebundes akut in Ge-
fahr ist, hat das Präsidium des kommunalen Spitzen-
verbandes eine Resolution verabschiedet. Darin wer-
den ein Rettungsschirm und ein dauerhafter kommu-
naler Konsolidierungspakt gefordert.

DieAuswirkungen der Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise sind
laut Resolution in den Städten
und Gemeinden immer deutli-
cher zu spüren. Steuereinnahmen
brächen dramatisch ein, gleich-
zeitig explodierten die Sozialaus-
gaben. Kommunen sollten Kin-
der betreuen und für Sicherheit
sorgen, Schulen sanieren und
Abwasser beseitigen, Sozialhilfe
zahlen und mit Investitionen das
örtliche Handwerk stärken – kurz-
um ein attraktives Umfeld vor
Ort garantieren.

„Diese Leistungen werden von
Bund und Ländern den Kommu-
nen auferlegt und gleichzeitig
werden den Bürgerinnen und
Bürgern immer weitere Lei-
stungen versprochen“, so das Pa-

pier. Im Rahmen eines Rechtsan-
spruches sollten innerhalb weni-
ger Jahre Hunderttausende von
Krippenplätzen geschaffen wer-
den, Kommunen sollten mehr für
Bildung tun, investieren und zum
Klimaschutz beitragen. Gleich-
zeitig forderten Staat und Gesell-
schaft bürgerfreundliche Kom-
munen und eine Neuausrichtung
der Kommunen für die älter wer-
dende Gesellschaft. „Wie das vor
dem Hintergrund der dramati-
schen Finanzlage realisiert wer-
den kann, bleibt völlig offen“,
betont der DStGB.

Die Schere zwischen weg bre-
chenden Einnahmen und explo-
dierenden Ausgaben der Kom-
munen werde sich in den näch-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Sebastian Mair
85395 Wolfersdorf

am 6.1.

Bürgermeister Wolfgang Frank
94339 Leiblfing

am 9.1.

Bürgermeister
Wolfgang Beiergrößlein

96317 Kronach
am 15.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Albert Vogler

85301 Schweitenkirchen
am 30.12.

Bürgermeister Herbert Kirsch
86911 Dießen a. Ammersee

am 2.1.

Bürgermeister Volker Faulhaber
97270 Kist

am 7.1.

Bürgermeister Martin Wallinger
92694 Etzenricht

am 9.1.

Bürgermeisterin Sabine Lutz
97506 Grafenrheinfeld

am 10.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister

Stefan Bosse
87600 Kaufbeuren

am 24.12.

Bürgermeister Alois Rainer
94353 Haibach

am 7.1.

Oberbürgermeister
Armin Neudert

86609 Donauwörth
am 11.1.

Bürgermeister Stefan Kolbe
85757 Karlsfeld

am 11.1.

Bürgermeister Robert Zettner
94227 Zwiesel

am 15.1.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Pfeiffer

82396 Pähl
am 31.12.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Wirnshofer

92557 Weiding
am 14.1.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerd Geismann

92237 Sulzbach-Rosenberg
am 5.1.

Bürgermeister Heimo Schmid
86975 Bernbeuren

am 18.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Theo Bauer

95697 Nagel
am 29.12.

Bürgermeister Erwin Reinwald
91741 Theilenhofen

am 1.1.

Bürgermeister Franz-Josef Kraus
91320 Ebermannstadt

am 6.1.

Landrat Georg Huber
84453 Mühldorf a. Inn

am 6.1.

Bürgermeister Erich Odörfer
90518 Altdorf b. Nürnberg

am 7.1.

Bürgermeister Joachim Wersal
91334 Hemhofen

am 12.1.

Bürgermeister Theo Amberger
93485 Rimbach

am 13.1.

Bürgermeister Fritz Wittmann
84051 Essenbach

am 18.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Johann Ziegleder
84546 Egglkofen

am 23.12.

Bürgermeister
Wilhelm Hutzenthaler

84079 Bruckberg
am 31.12.

Bürgermeister Franz Hofstetter
84416 Taufkirchen (Vils)

am 4.1.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

BayernLB
bleibt Dauerthema

Im Landtag tritt Untersuchungsausschuss neben Kontrollkommission
SPD und Freie Wähler gehen vor Gericht

Die Milliarden, die bei der Landesbank BayernLB auch nach dem
„Verkauf“ ihrer maroden Tochter, der Hypo Group Alpe Adria
(HGAA) im Feuer standen und weiter stehen, werden noch lange
heißes Eisen der Landespolitik bleiben. Im Landtag wird sich ne-
ben der Kontrollkommission ein ebenso einmütig eingesetzter Un-
tersuchungsausschuss mit den Ereignissen seit den Veränderun-
gen der Besitzverhältnisse bei der BayernLB und dem Kauf der
HGAA befassen. SPD und Freie Wähler haben außerdem durch
eine Strafanzeige wegen Untreue gegen Verantwortliche in Lan-
desbankvorstand und Verwaltungsrat, darunter hochrangige
Landes- und Kommunalpolitiker, die Frage der persönlichen Ver-
antwortung gerichtsmässig gemacht. Vom Bund der Steuerzahler
in Bayern gibt es bereits eine Strafanzeige.

Die stellvertretende Kontroll-
kommissionsvorsitzende Inge
Aures (SPD) will, dass dieses
Gremium künftig das Gesamtge-
schäft der BayernLB begleitet, in
die der Freistaat 2008 mit 10
Mrd. Euro frischen Kapitals ein-
steigen musste, um die nicht zu-
letzt durch die HGAA drohende
Pleite zu verhindern. Der Spar-
kassenverband Bayern, früher
zur Hälfte Landesbankeigentü-
mer, hat seit 2008 nur mehr eine
Splitterbeteiligung. Die Kapital-
spritzen des Freistaats an die
BayernLB haben sich bis zum
Verkauf der HGAA an Öster-

reich nochmals um rund 6 Mrd.
Euro erhöht.

Strafanzeige
gegen neun Beteiligte

Die SPD-Fraktion stimmte der
Strafanzeige nach interner Dis-
kussion zu, wobei lediglich
Adelheid Rupp, die bisherige
Landesbankexpertin, dagegen
sprach. An ihrer Stelle wird der
parlamentarische Fraktionsge-
schäftsführer Harald Güller stell-
vertretender Untersuchungsaus-
schussvorsitzender. Auch Freie

Wähler und Grüne waren gegen
eine Strafanzeige. In der CSU
überlegte der Haushaltsaus-
schussvorsitzende Georg Winter,
ob man nicht die Aufgaben der
Kommission seinem Ausschuss
übertragen sollte. Nach einem
Machtwort von Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer entschied
die Fraktion, die Auflösung der
Kommission stehe „derzeit“
nicht zur Debatte, wie Fraktions-
chef Georg Schmid mitteilte.
Entsprechend votierte die FDP.

Die SPD/FW-Strafanzeige bei
der Staatsanwaltschaft München
1 wurde als politisches Manöver
abgelehnt. Unterschrieben haben
sie die Fraktionsvorsitzenden
Markus Rinderspacher (SPD)
und HubertAiwanger (FW) sowie
über 50 weitere Abgeordnete. Zu
den neun namentlich Beschuldig-
ten gehören neben dem mittler-
weile zurückgetretenen Landes-
bankvorstandsvorsitzenden Dr.
Michael Kemmer (2007 Finanz-
chef) weitere einstige und heutige
Vorständler sowie Verwaltungs-
ratsmitglieder, darunter der dama-
lige Finanzminister Prof. Kurt
Faltlhauser, Innenminister Dr.
Günther Beckstein, sein Staatsse-
kretär Georg Schmid (heute
CSU-Fraktionschef). Städtetags-
präsident Hans Schaidinger . (Re-
gensburg) und Sparkassenpräsi-
dent Dr. Siegfried Naser.

Auf den verfehlten Kauf
folgt die Verstaatlichung

In der Kontrollkommission
ging es um das vom amtierenden
Finanzminister Georg Fah-
renschon einer Fachanwaltskanz-
lei in Auftrag gegebene Gutach-
ten zum BLB-Kauf, den Fah-
renschon heute als verfehlt beur-
teilt. Der Preis von knapp 1,7
Mrd. Euro sei um etwa eine halbe
Milliarde zu hoch gewesen und
fahrlässig akzeptiert worden.

Wirtschaftsprüferin Corinna Lin-
ner bestätigte das zunächst nach
Aktenlage. Nach Gesprächen mit
dem Verwaltungsrat änderte sie ihr
Gutachten in positivem Sinn. Von
Grünen und SPD gefragt warum,
antwortete sie mit der Gegenfrage,
ob sie Informationen anerkannter
Fachleute nicht hätte trauen dürfen.

Unbekannte zweite
Gutachtensversion

Die Opposition macht Fah-
renschon den Vorwurf, er habe
die Kontrollkommission nicht so-
fort über beide Gutachtensversio-
nen unterrichtet, so dass man erst
durch die findige Presse infor-
miert worden sei. Der Finanzmi-
nister versicherte, korrekt gehan-
delt zu haben. Inge Aures sah ihn
„zehn Minuten vor dem Rück-
tritt“. Seehofer sprach seinem Fi-
nanzminister das Vertrauen aus.

Die unter Zeitdruck und Hoch-
spannung stehenden Verhandlun-
gen von Politikern und Bankern
in München und Wien über die
Zukunft der Hypo Group Alpe
Adria unter Leitung der Finanz-
minister Georg Fahrenschon
(CSU/München) und Josef Pröll
(ÖVP/Wien), endeten in letzter
Minute mit der Einigung auf den
Verkauf der vor dem Konkurs ste-
henden HGAA an Österreich für
einen symbolischen Euro. Bayern
verzichtet auf 825 Mio. Euro. Die
BayernLB bleibt geringer An-
teilseigner der Kärntner Bank, an
deren Sanierung sich mehrere
Großbanken der Alpenrepublik
beteiligen. Bisher hielten die Bay-
ernLB 67,2%, die Grazer Versi-
cherungsgesellschaft Grawe 20,28
Prozent und das Land Kärnten
12,4% des Kapitals.

Ein Ende mit Schrecken

Für die Landtagsopposition ist
der „Verkauf“ ein weiterer Beweis
der Unfähigkeit der Regierungen
Seehofer und Stoiber. Eike Hallitz-
ky (Grüne) räumte jedoch ein, ein
Ende mit Schrecken sei besser als
ein Schrecken ohne Ende. Seeho-
fer hat eine schonungslose politi-
sche und finanzielle Abrech-
nung denen angedroht, die als
Schuldige für das Desaster er-
mittelt werden. rm

Auf dem Weg zum
Volksentscheid

Der Erfolg der Nichtraucher beim Volksbegehren
bringt den Landtag in Zugzwang

Das jahrelange Hin und Her von Landtag und Staatsregierung
in Sachen mehr oder weniger striktes Rauchverbot, speziell in
öffentlichen Gaststätten und Festzelten, wird im Frühjahr 2010
vom Volk entschieden. Darüber besteht Einigkeit, nachdem das
von der außerparlamentarischen ÖDP initiierte, von SPD und
Grünen dann unterstützte Volksbegehren bis zum Abschluss am
2. Dezember mit 13,9% Unterschriften das Quorum von 10%
überraschend deutlich übertroffen hat.

Der Gesetzestext des Volksbe-
gehrens entspricht fast völlig je-
nem, den die CSU zur Zeit ihrer
Alleinregierung im Dezember
2007 im Landtag verabschie-
det hatte. Demnach galt in allen
Gaststätten striktes Rauchverbot.
Im März 2008 wurde dieses Ge-
setz nach der CSU-Niederlage
bei den Kommunalwahlen mit
einer Sonderregelung für Bier-
und Festzelte entschärft. Nach
der Landtagswahl vom Septem-
ber 2008 setzte die FDP in den
Koalitionsverhandlungen durch,
dass nicht nur in Bier- und Fest-
zelten, sondern auch in Gaststät-
ten, Diskotheken und Einraum-
kneipen bis zu 75 qm Fläche
wieder geraucht werden durfte.

„Ohrfeige der Bürger“

CSU-Fraktionsvorsitzender
Georg Schmid, der seinerzeit die
strikte Variante gegen Widerstand
in Fraktion und Staatsregierung
durchgesetzt hatte, reagierte auf
das Volksbegehren mit vorsichti-
ger Genugtuung. Wenn nächstes
Jahr das Volk als höchste Staats-
gewalt das letzte Wort habe, kön-
ne das nur von Vorteil sein. Für
die FDP erklärte der stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende Dr.
Andreas Fischer, eine Rückkehr
zum Totalrauchverbot sei ein wei-
terer Schritt in den Verbotsstaat,
aber das Volk habe das letzte
Wort. Die Oppositionsfraktionen
sprachen von einer Ohrfeige der
Bürger für die Koalition.

Innenminister Joachim Herr-
mann vermied jede Stellungnah-
me und teilte mit, der Gesetzent-
wurf werde dem Landtag zuge-

leitet, wenn der Landeswahlaus-
schuss das Ergebnis des Volks-
begehrens am 21. Dezember
festgestellt hat. Der Landtag
könnte dem Volksbegehren zu-
stimmen, was CSU und FDP
nicht tun werden, auch wenn es
in beiden Fraktionen Befürwor-
ter des strikten Verbots gibt, wie
die Ärzte Dr. Thomas Zimmer-
mann (CSU) und Dr. Otto Bert-
ermann (FDP). Sie wollen ent-
sprechend abstimmen. In der
CSU gibt es Sympathisanten.
Die Überlegung, beim Volksent-
scheid einen eigenen Vorschlag
im Sinne des geltenden Gesetzes
entgegenzustellen, wurde nach
einigem Hin und Her in beiden
Fraktionen aufgegeben. In der
CSU hatten Schmid und Herr-
mann abgeraten. Eine Über-
gangsregelung für Bier- und
Festzelte wird überlegt, weil die
Großbauten für im Sommer oder
Herbst 2010 anstehende Veran-
staltungen wie das Münchner
Oktoberfest nach erfolgreichem
Volksentscheid für den radikalen
Nichtraucherschutz nicht mehr
so umgeplant werden können,
dass Raucher vor den Festzelten
nicht den ungehinderten Aus-
und Eingang - vor allem bei Not-
fällen - behindern.

Der Landtag hat laut Verfas-
sung drei Monate Zeit für seine
Stellungnahme. Es sieht so aus,
dass die Fraktionen diesen Zeit-
raum nicht ausnutzen, sondern
auf schnelle Entscheidung drän-
gen werden. Spätestens ab April
2010, beginnt die gesetzliche
Vorbereitungsfrist für den Volks-
entscheid, bei dem die einfache
Mehrheit genügt. rm

Beim Digitalfunk nun
auf gleicher Welle

Landtag stimmt dem neuen Kompromiss mit den
kommunalen Spitzenverbänden und Rettungsdiensten zu

Der Streit um die Finanzierung des Digitalfunks für Bayerns Poli-
zei, Feuerwehren und Rettungsdienste, der im Oktober zum Rück-
tritt von Innenstaatssekretär Dr. Bernd Weiß führte, ist beigelegt. Der
Kommunalausschuss des Landtags stimmte federführend dem neu-
en Finanzierungskompromiss zu, den Innenminister Joachim Herr-
mann und Finanzminister Georg Fahrenschon mit den kommunalen
Spitzenverbänden ausgehandelt haben. Bis 2013 soll die Umrüstung
von Analog- und Digitalfunk im Sinne europäischer Richtlinien
weitgehend vollendet werden. Die Übergangsfrist läuft bis 2021.

Der Innenminister berichtete, die Kommunen und Rettungsor-
ganisationen sollen nur zu 20% an den Anschaffungskosten der
Geräte beteiligt werden. Der Staat stellt über 770 Mio. Euro zur
Verfügung, heuer 65 und nächstes Jahr 75 Mio. Euro. Beim Streit
ging es nur um die laufenden Betriebskosten, die nach Meinung
des Finanzministers kommunale Pflichtaufgabe sind. Rettungs-
dienste sind auch auf die Zustimmung der Krankenkassen ange-
wiesen. Nach Lösung der finanziellen Probleme bleibt der Streit
um die notwendigen etwa 1000 neuen Sendemasten durch Bür-
gerproteste gegen die Standorte.

Ausschussvorsitzender Joachim Hanisch (FW) sowie Joachim
Ländner (CSU) und Dr. Andreas Fischer (FDP) lobten die Eini-
gung, auch wenn sie Kommunen und Rettungsdienste einiges ko-
sten werde. Helga Schmitt-Bussinger (SPD) und Christine Kamm
(Grüne) stimmten dem neuen Kompromiss zwar auch zu, sahen
jedoch konkrete Nachteile. Bayern werde mit Albanien Schluss-
licht der Modernisierung, die auch in Österreich schon vollzogen
sei. Durch die langwierigen Verhandlungen seien Jahre und damit
Geld verschwendet worden. Sie befürchteten, dass die staatliche
Umrüstungsförderung durch Abstriche im Finanzausgleich teil-
weise abgegolten werde.

Der Innenminister sah diese Gefahr nicht; und die zeitliche Verzö-
gerung gehe auf die Rot/Grüne Koalition in Berlin zurück, da der
Übergang zum Digitalfunk bundesweit sein müsse. rm

wie persönlich adressierte Partei-
enwerbung zustande kommen
konnte. Eine Stadt wurde gerügt,
weil sie Adressen von Verbänden,

Vereinen und Personen, die von
der Stadt Prospekte angefordert
hatten, an das Gastgewerbe wei-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Im Datenschutz
bleiben die Probleme

In Sorge um den Schutz der Privatsphäre vor Datenschnüffelei so-
wohl durch Behörden als auch in der Wirtschaft hat Bayerns neuer
Datenschutzbeauftragter Dr. Thomas Petri seinen ersten Tätigkeits-
bericht für 2007/08 der Landtagspräsidentin Barbara Stamm und
damitdemLandesparlamentübergeben.Darinstellt erzwareinege-
wisseTrendwende zugunsten des Datenschutzes fest, muss aberauch
über zahlreiche Verstöße gegen das Persönlichkeitsrecht berichten.
StaatsbehördenundKommunensinddieDatensünder,wobeiderSo-
zialbereich eine große Rolle spielt. Die Frage nach der Transparenz
hoheitlicher Datenverarbeitung sei immer dringlicher zu stellen.
Aberauch in derWirtschaft seien die Rechte desArbeitnehmers und
des Kunden vor Online-Ausforschung besser zu schützen.

Sicherheitsgesetze dürften nur
verhältnismäßige Eingriffe in das
Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung des Einzelnen
sein, heißt es im Bericht, den Petri
im Maximilianeum vorstellte.
Die Staatsregierung sei in den
zwei Berichtsjahren bei Sicher-
heitsgesetzen an die Grenze und
„vielleicht partiell auch darüber
hinaus“ gegangen. Seit Amtsan-
tritt der CSU/FDP-Koalition gebe
es aber einen „Trend in die andere
Richtung“. Petri war vom Mini-
sterrat zum 1. Juli auf Vorschlag
der FDP gewählt worden. Die Er-
nennung ist Sache der Landtags-
präsidentin, womit die Unabhän-
gigkeit von der Staatsregierung
dokumentiert wird.

Zu den Hauptärgernissen,
wie Petri vor der Presse bestätigte,
gehört, dass nicht nur die Polizei
sondern auch der Verfassungs-
schutz heimliche Durchsuchungen
und Online-Überwachungen bei
Verdächtigen durchführen kann.
Dieses Recht genüge in den Hän-
den der Polizei und sei von richter-
lichen Verfügungen abhängig zu
machen. Kritisch äußert sich Petris

Bericht auch zum Bayerischen
Versammlungsgesetz und der da-
mit zeitlich unbefristeten Speiche-
rung und Nutzung von Erkennt-
nissen. Beim Beschäftigtendaten-
schutz geht es insbesondere um ei-
ne Neuordnung des Beihilferechts
und der Telekommunikation am
Arbeitsplatz.

Im kommunalen Bereich rügt
der Bericht, dass Gemeinden die
Unterschriftslisten von Bürger-
begehren nicht nur zur Kontrolle
der rechtlich einwandfreien Un-
terschriftsleistung nutzten, son-
dern auch an Wirtschaftsunter-
nehmen weitergaben.

Zwei andere Beispiele aus
diesem Bericht: Bei der Ein-
schaltung privater Inkassounter-
nehmen durch Kommunen müs-
se strenger auf die entsprechen-
den Vorschriften geachtet wer-
den. Die Veröffentlichung von
Daten eines Bauherren und sei-
nes Entwurfsverfassers sei nur
mit deren Einwilligung möglich.

Zahlreiche Anfragen und Be-
schwerden beim Landesbeauf-
tragten gab es bei der Kommunal-
wahl 2008. Man wollte wissen,
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Die Städte und Gemeinden
müssen gerade in der derzeiti-
gen Finanz- und Wirtschafts-
krise voll handlungsfähig blei-
ben. Bürger und Wirtschaft
erwarten mit Recht, dass die
Kommunen ihre wichtigen
Aufgaben wie die Bekämp-
fung der Langzeitarbeitslosig-
keit, den Ausbau der Kinder-
betreuung, die Bildung oder
die Bereitstellung einer guten
Infrastruktur erfüllen können.
Deshalb darf die Gewerbesteuer als wichtigste
Steuer der Kommunen nicht angetastet werden.

Die Finanzlage vieler Städte und Gemeinden ist
dramatisch. 2009 brechen von bisher 41 Milliar-
den Euro Gewerbesteuer brutto voraussichtlich 7,4

Milliarden Euro weg – das sind rund 18 Prozent.
Ab 2010 müssen die Kommunen bis 2013 voraus-
sichtlich Defizite zwischen Einnahmen und Ausga-
ben von jeweils mehr als 10 Milliarden Euro be-
fürchten. Die zusätzlich von der Koalition geplan-
ten Steuerentlastungen für die Bürgerinnen und
Bürger sowie die Unternehmen würden bei den
Kommunen Steuerausfälle von voraussichtlich
rund 3,6 Milliarden Euro jährlich verursachen.

Die Kommunen vertrauen auf die klare Zusage
von Bundeskanzlerin Angela Merkel vom 26. Mai
2009 in Berlin: „Ich habe auf dem Deutschen

Städtetag eine Zusage gemacht,
die wir auch halten werden. Die
Gewerbesteuer bleibt unangeta-
stet.“

Gerade auch durch Maßnah-
men im Rahmen der jüngsten
Unternehmenssteuerreform hat
die Gewerbesteuer in den ver-
gangenen Jahren an Stabilität
und an Aufkommensstärke ge-
wonnen. Zu nennen sind insbe-
sondere die Begrenzung der
Verlustabzugsmöglichkeiten,
die Zinsschrankenregelung so-
wie die anteilige Hinzurech-
nung von Finanzierungsauf-

wendungen. All diese Maßnahmen haben dazu
beigetragen, dass heute auch wieder Großbetrie-
be und nicht mehr nur kleine und mittlere Unter-
nehmen systematisch zur Gewerbesteuer heran-
gezogen werden können. Diese Regelungen dür-
fen auf keinen Fall zurückgenommen werden.

Die Städte fordern im Gegenteil folgende
Maßnahmen zur Stärkung der Gewerbesteuer:

Weitere Maßnahmen zur Verbreiterung der
Bemessungsgrundlage,

Beendigung der gewerbesteuerlichen Or-
ganschaft,

Beendigung der Steuerfreiheit von Gewin-
nen aus der Veräußerung von Beteiligungen an
Kapitalgesellschaften.

Eine gesetzgeberische Demontage der Gewer-
besteuer würde die kommunale Leistungsfähig-
keit ernsthaft gefährden. Gerade in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten müssen sich jedoch die Bür-
gerinnen und Bürger und die Wirtschaft auf die
Städte und Gemeinden verlassen können. Des-
halb gilt: Hände weg von der Gewerbesteuer!

Ihr Gerhard Weber

KolumneGZ Gerhard Weber

Hände weg von
der Gewerbesteuer!

Typisch E-Plus GruPPE:
schon wieder ganz vorn.

Dem Markt voraus zu sein hat bei uns Tradition. Weil wir nicht nur uns, sondern auch den Mobilfunk immer wieder neu erfinden.
Zum Beispiel mit der ersten Flatrate. Oder den ersten Tarifen speziell für Geschäftskunden. Das macht uns nicht nur stolz,
sondern verweist die Konkurrenz auch im Unternehmenswachstum auf die hinteren Plätze.

BKPV-Geschäftsbericht:

Prozesse optimieren
Aktuelle Fragen aus der Prüfungs- und Beratungstätigkeit bil-
den den Schwerpunkt des Geschäftsberichts 2008 des Bayeri-
schen Kommunalen Prüfungsverbandes, München. Er enthält
neben Grundsätzen der Verwaltung von Stiftungen u. a. Aussa-
gen über die Berechnung der Miete für Schulanlagen, die Über-
prüfung der Angemessenheit des Stellenbestandes anhand von
Stellenvergleichen für kreisangehörige Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften, eine Aufstellung über Methoden zu Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen bei Investitionsmaßnahmen und
Angeboten, Darstellungen zu Leistungen und Honorierung des
Architekten für den Brandschutznachweis sowie zu Energieaus-
weisen nach der EnEV 2007. Schließlich gibt der BKPV Aus-
kunft zum steuerlichen Querverbund und den Personal- und
Sachkosten im Krankenhaus.

Wie der Geschäftsbericht aus-
weist, gehörten dem BKPV
mit ihrem Verbandsvorsitzenden,
Erstem Bürgermeister Gerhard
Preß, Rödental (ab Oktober
2008), bis Ende des Jahres 1256
Mitglieder, davon vier Kommu-
nale Spitzenverbände, 547 Ge-
meinden, 35 Verwaltungsgemein-
schaften, 71 Landkreise, sieben
Bezirke, 573 Schul- und Zweck-
verbände sowie 19 sonstige Kör-
perschaften an. Während 2007 le-
diglich 662 Prüfungen und Bera-
tungen abgeschlossen wurden,
waren es 2008 bereits 751.

Stiftungsgründungen

Mit Blick auf die Grundsätze
der Verwaltung von Stiftungen
verweist der Prüfungsverband
darauf, dass die Stiftungsgründun-
gen in Bayern ständig zunehmen.
Nach den Ausführungen der
Bayerischen Staatsregierung im
Gesetzentwurf zur Änderung des
Bayerischen Stiftungsgesetzes
seien allein im Jahr 2007 200 neue

(nichtkirchliche) Stiftungen als
rechtsfähig anerkannt worden.
Auch die Zahl der von den Kom-
munen verwalteten Stiftungen
steige stetig. Bei den überörtli-
chen Rechnungsprüfungen habe
man in den vergangenen Monaten
vermehrt feststellen müssen,
„dass die BKPV-Mitglieder Pro-
bleme beim praktischen Vollzug
stiftungsrechtlicher Vorgaben ha-
ben“; dies sei auch „aus Anfragen
an unser Haus“ ersichtlich.

Teilweise werde in den Stif-
tungssatzungen klar und eindeu-
tig bestimmt, wer Begünstigter
der Stiftung ist (oft als Destinatä-
re bezeichnet). Meist seien die
Vorgaben jedoch allgemeiner ge-
halten (z. B. „bedürftige ältere
Bürger“). Der begünstigte Perso-
nenkreis könne damit sehr groß
sein und es sei Aufgabe der Stif-
tungsverwaltungen, eine „Aus-
wahl“ zu treffen. „Es empfiehlt
sich in diesen Fällen (auch aus
Gründen der ‚Transparenz’), die
allgemeinen Voraussetzungen
z. B. durch (Förder-/Vergabe-)
Richtlinien zu konkretisieren und
auch das Verfahren (z. B. Antrag-
stellung, vorzulegende Unterla-
gen, gegebenenfalls Rangfolge
nach Punktesystem) festzulegen“,
so der BKPV. Dies erleichtere er-
fahrungsgemäß nicht nur die Ver-
gabeentscheidungen, sondern
auch die Prüfung der zweckent-
sprechenden Verwendung.

Als „eine nicht zu umgehende
kommunal- und haushaltsrechtli-
che Verpflichtung“ bezeichnet
der Prüfungsverband wiederum
die Betrachtung der Wirtschaft-
lichkeit einzelner Maßnahmen -
„zumindest dann, wenn sie von
erheblicher finanzieller Bedeu-
tung sind“. Im Hinblick auf den
allgemeinen Sparsamkeits- und
Wirtschaftlichkeitsgrundsatz wird
dies auch bei kleineren Maßnah-
men empfohlen. Lediglich der
Aufwand für den Nachweis der
Wirtschaftlichkeit könne differie-
ren. Mit aufgezeigten Methoden
und Beispieldateien sollen Werk-
zeuge an die Hand gegeben wer-
den, die den Nachweis der Wirt-
schaftlichkeit (oder Unwirtschaft-
lichkeit) wesentlich erleichtern.

Vermehrt wird den Kommu-
nen die Erstellung von Ener-

gieausweisen für bestehende Ge-
bäude angeboten. Die Hinter-
gründe, in welchen Fällen ein
Energieausweis für bestehende
Gebäude überhaupt notwendig
ist bzw. welche Art des Auswei-
ses gefordert ist, bleiben dabei
nach Auffassung des Kommuna-
len Prüfungsverbandes oftmals
unerwähnt oder unberücksich-
tigt. Deshalb wird den Städten
und Gemeinden im Bericht ein
Überblick über die Vorausset-
zungen und Fristen, über die Ar-
ten der Energieausweise, die
Qualifikation der Aussteller so-
wie über die Beauftragung und
Honorierung gegeben.

Der BKPV bietet seinen Mit-
gliedern auf diesem vergleichs-
weise neuen Feld der Energieaus-
weise, aber auch in grundsätzli-
chen Fragen der Energieein-
sparung seine Unterstützung an.
Zwar kann der Verband keine
Sachbearbeitung leisten - „diese
ist Sache der Verwaltung oder pri-
vater Dienstleister“; im Rahmen
seiner Prüfungs- und Beratungs-
tätigkeit „können wir aber Impul-
se geben, bei Vertragsabschlüssen
mit privaten Dienstleistern Hilfe-
stellung leisten und bei Konfliktsi-
tuationen helfen“.

Planungssicherheit

Stichwort Staatlicher Querver-
bund: Auch wenn im Rahmen
des Jahressteuergesetzes 2009
nicht alle offenen Fragen geklärt
wurden (z. B. Behandlung defi-
zitärer Messe-, Kongress- und
Tourismusgesellschaften), bringt
die gesetzliche Verankerung des
Querverbundes für die Körper-
schaften des öffentlichen Rechts
und deren wirtschaftlichen
Betätigungen angesichts der sich
verschärfenden Rechtsprechung

Altlandrat feiert
80. Geburtstag

Altlandrat Otto Neukum fei-
ert heuer seinen 80. Geburtstag.
Der Landkreis Bamberg wür-
digt dieses Ereignis mit einem
Empfang im Rittersaal der
Giechburg. Otto Neukum war
von 1966 bis 1996 Landrat des
Landkreises Bamberg. Von
1988 bis 1996 war er Präsident
des Bayerischen, von 1992 bis
1996 des Deutschen Landkreis-
tages. Anlässlich seines 75. Ge-
burtstages 2004 bekam er
zudem die Ehrenbezeichnung
„Altlandrat“ verliehen. �

des Bundesfinanzhofs nunmehr
die erforderliche Planungssicher-
heit. In vielen Fällen werde somit
alles beim „Alten“ bleiben. Der
schnelle Abschluss dieses Ge-
setzgebungsverfahrens ist laut
BKPV als „äußerst erfreulich“ zu
bezeichnen und macht Hoffnung
auf baldige Lösung anderer Steu-
errechtsprobleme. DK

NürnbergMesse-Jahrespressekonferenz:

In Erwartung
neuer Bestmarken

„Ausgesprochen zufrieden“ mit
den voraussichtlichen Ergeb-
nissen des zu Ende gehenden
Messejahres zeigte sich Bernd
A. Diederichs, Geschäftsführer
der NürnbergMesse, im Rah-
men der Jahrespressekonfe-
renz. Die globale Wirtschafts-
und Finanzkrise habe der Mes-
se 2009 Wachstum gekostet,
nicht aber Substanz.

Die Zahlen sprechen für sich:
Mit rund 132 Mio. Euro Umsatz
liegt die NürnbergMesse Group
deutlich über Plan und realisiert
in einem zyklisch schwachen
Messejahr den zweithöchsten

Umsatz in der Unternehmensge-
schichte. Auch beim operativen
Ergebnis wird wohl eine Punkt-
landung erreicht. „Das zeigt,
dass wir das Umsatzwachstum
nicht auf Kosten des Ertrags rea-
lisiert haben“, unterstrich Diede-
richs.

Für das kommende Geschäfts-
jahr 2010 erwartet der Messe-
chef neue Bestmarken bei Um-
satz und Gewinn: „Wir stehen
vor einem ausgesprochen star-
ken Messejahr bei unseren Fach-
messen in Nürnberg und bei un-
seren Tochtergesellschaften in
Brasilien, China und Nordameri-

ka.“ Die NürnbergMesse geht
von einem Umsatzrekord von
über 170 Mio. Euro aus, weitere
Zukäufe nicht eingerechnet. Im
Sommer dieses Jahres war die
Prognose für 2010 noch deutlich
verhaltener. Von 160 Mio. Euro
plus X war damals die Rede.
„Heute sehen wir klarer und stel-
len fest, dass die befürchteten
Rückgänge bei unseren Veran-
staltungen entweder gar nicht
kommen oder deutlich kleiner
ausfallen“, betonte .Diederichs.

Seinen Optimismus leitet der
Messechef aus den guten Bu-
chungszahlen bei den Eigenver-
anstaltungen des ersten Halbjah-
res 2010 ab. Insbesondere bei
den großen Veranstaltungen wie
dem Messeverbund aus fenster-
bau/frontale und HOLZ-HAND-
WERK, der POWTECH sowie
den Konsumgüter-Leitmessen
IWA & OutdoorClassics und In-
terzoo rechnet die Nürnberg-
Messe mit hoher Stabilität oder
weiterem Wachstum.

Rückgänge verzeichnen hin-
gegen Fachmessen wie die EU-
ROGUSS, die stark vom eu-
ropäischen Automobil- und
Lkw-Sektor abhängt, sowie die
BioFach und die Vivaness. „Al-
lein in den vergangenen zehn
Jahren konnte die Fläche bei der

BioFach verdreifacht und die Vi-
vaness neu ins Programm ge-
nommen werden. Da ist es zwar
bedauerlich, letztlich aber nicht
verwunderlich, wenn nach die-
sem furiosen Wachstum auch
mal eine Konsolidierung eintritt.
Diese Phase werden wir nutzen,
um Hausaufgaben zu machen
und die nachhaltige Entwicklung
der BioFach sicher zu stellen. So
wird die Orientierung in den
Hallen aber auch die Zuordnung
einzelner Segmente zueinander
deutlich verbessert werden“, ver-
sprach Diederichs, der die Be-
deutung der BioFach als interna-
tionale Leitmesse und globalen
Treffpunkt der Biobranche wei-
ter ausbauen will.

Weiter wies der Geschäftsfüh-
rer darauf hin, dass nach einer
rekordverdächtigen Bauzeit von
weniger als 18 Monaten im Sep-
tember 2010 der neu gestaltete
Bereich Mitte mit den Funktio-
nen Eingang, Service, Gastrono-
mie und Kongress seinen Betrieb
aufnehmen wird. „Unser neuer
Eingangs- und Kongressbereich
Mitte soll für unsere Kunden ein
Erfolgsportal werden und insbe-
sondere dem Kongressbereich
Mitte/West neue Impulse geben.
Schließlich stehen hier nun deut-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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(Fortsetzung von Seite 1)
mangels in allen Sektoren des
Gesundheitswesens.

Besonders kritisch sieht der Prä-
sident auch das Vergaberecht nach
dem Rechtsverständnis der EU
und des Europäischen Gerichts-
hofs, vor allem für die interkom-
munale Zusammenarbeit. Da-
seinsvorsorge und kommunales
Selbstverwaltungsrecht gehörten
zusammen und hier sei Wettbe-
werb kein Allheilmittel. Für die
Landkreise sei es unbedingt not-
wendig, zusammenzuarbeiten und
Aufgaben gemeinsam zu erfüllen.
Oft könne nur so ein effizientes
Dienstleistungsangebot wie z. B.
Abfallentsorgung, Straßenrei-
nigung oder Wasserversorgung

(Fortsetzung von Seite 1)
sten Jahren weiter öffnen, so die
Prognose des kommunalen Spit-
zenverbandes. Die Finanzkrise
bestimme längst die politischen
Entscheidungen vor Ort. Pflicht-
aufgaben und Personallasten
könnten oftmals nur durch Kas-
senkredite finanziert werden.

Allein in den ersten sechs Mo-
naten dieses Jahres stiegen laut
DStGB die Kassenkredite um
+2,8 Milliarden Euro auf 32,6
Milliarden Euro an. Inzwischen
liege derAnteil der Kassenkredite
an der Gesamtverschuldung der
Kommunen bei 41 Prozent. Da-
mit müsse die heutige Lebensqua-
lität von den folgenden Generatio-
nen finanziert werden – „eine un-
verantwortliche Entwicklung“.

Angesichts dieser prekären La-
ge fordern die deutschen Städte
und Gemeinden eine deutliche
Erhöhung der Bundesbeteiligung
bei den Kosten der Unterkunft für
SGB II-Empfänger, Kompensati-
on der Steuermindereinnahmen
der Städte und Gemeinden im

(Fortsetzung von Seite 1)
bezuschusse diesen Bereich aber
dennoch mit jährlich etwa 4
Mio. Euro. Der Staat erstatte dar-
über hinaus den Kommunen Un-
terbringungskosten für Schüler
von jährlich ca. 5,5 Mio. Euro, ob-
wohl die Kommunen diese Ko-
sten selbst hätten tragen müssen.

Defizitäre Spielbanken

Aus dem Ruder gelaufen sind
die Kosten für Spielbanken im
Freistaat. Konkret nennen die
Rechnungsprüfer in ihrem Be-
richt die Spielbanken von Bad
Steben und Bad Kötzing, die seit
ihrer Eröffnung nur Verluste ge-
macht hätten: 2008 genau 2,9
bzw. 3,4 Millionen Euro. Auch
die anderen sieben bayerischen
Spielbanken seien „überwiegend
defizitär“. Der ORH fordert da-
her, nicht rentable Casinos zu
schließen.

Der Betrieb von Staatsbädern
sei keine staatliche Aufgabe,
heißt es weiter. In den vergange-
nen zwölf Jahren habe der Frei-
staat aber 200 Millionen Euro in
seine fünf Bäder - Bad Bocklet,
Bad Brückenau, Bad Kissingen,
Bad Reichenhall und Bad Steben
- gesteckt. Eine seit 1995 laufen-
de Reform der Staatsbäder zur
Kostensenkung greife nicht.
Bayern sollte seine Beteiligun-
gen an den fünf Staatsbädern
deshalb vollständig aufgeben.

Erhebliche Zweifel hegt der
ORH auch daran, ob das Auto-
mobiltechnikum Bayern (ATB)
wirtschaftlich überlebensfähig
ist. Für Errichtung und Betrieb
des ATB seien bisher 10 Mio.
Euro aus der Staatskasse ausge-
geben worden. Dieses Geld wer-
de in Kürze vollständig ver-
braucht sein. Das ATB habe seit
seiner Gründung 2003 noch nie
ein auch nur annähernd ausgegli-
chenes Betriebsergebnis erreicht.
Eine wesentliche Ursache liege
in der unzureichenden Kalkulati-
on der Preise. Das ATB habe
Leistungen unter seinem Selbst-
kostenpreis angeboten. Ein trag-
fähiges neues Konzept ist für
den ORH nicht erkennbar. Der
Staat sollte sich seiner Ansicht
nach aus dem Projekt zurückzie-
hen.

Einsparungen

Handlungsbedarf sieht der
Oberste Rechnungshof darüber
hinaus bei den Regierungen und
Gewerbeaufsichtsämtern. Das
Ziel „Stellenabbau durch Aufga-
benabbau“ sei auch bei den Re-
gierungen noch lange nicht er-
reicht. Zwar seien 70 Aufgaben
abgebaut worden, doch habe
dies nur zur Einsparung von
knapp 150 Stellen geführt. Wei-
tere 600 müssten noch abgebaut
werden. Dies könne aber nur ge-
lingen, wenn auch größere Auf-
gabenfelder zur Disposition ge-
stellt werden.

Anlass zur Kritik bietet nach
Auffassung des ORH auch die
Polizeireform, deren Ziel es ge-
wesen sei, die Organisation mas-
siv zu straffen und den Verwal-
tungsaufwand um 25 Prozent zu
verringern. Es sollten 600 Stel-
len freigesetzt und damit „mehr
Polizei auf die Straße“ gebracht
werden. Die Umsetzung der Re-
form sehe allerdings anders aus:
So sei eine Verringerung des
Verwaltungsaufwands nicht fest-
stellbar, nur ein Bruchteil der
600 Stellen wurde frei und
schließlich wurde den betroffe-
nen Polizeibeamten eine „Immo-
bilitätsgarantie“ zugesagt. Nach
Ansicht der Rechnungsprüfer
„wirkt sich dies effizienzmin-
dernd aus“.

Im Ländervergleich gut

Wie Finanzminister Georg
Fahrenschon in einer ersten Re-
aktion auf den ORH-Bericht
2009 für das Haushaltsjahr 2007

Rahmen des Wachstumsbe-
schleunigungsgesetzes, kurzfristi-
ge Überbrückungshilfen für min-
destens zwei Jahre, damit Städte
und Gemeinden in der Krise im
Interesse von Staat und Gesell-
schaft handlungsfähig bleiben,
die kurzfristige Einführung eines
Bundesteilhabegeldes für Men-
schen mit Handicap, ein finanzi-
ell unterlegtes Bekenntnis des
Bundes, dass es sich bei der
Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsunfähigkeit um eine ge-
samtgesellschaftliche Aufga-
be handelt sowie ein dauerhaftes
Konzept, das die Finanzierung
der gesetzlichen Aufgaben der
Kommunen ohne immer neue
Schulden sichert. Dazu gehöre
auch eine starke Gewerbesteuer.

Wie das Präsidium des Deut-
schen Städte- und Gemeindebun-
des abschließend hervorhebt, sei
es unumgänglich, den Weg aus
der Krise gemeinsam zu gehen
und kurzfristig einen Kommu-
nalgipfel von Bund, Ländern und
Kommunen einzuberufen. DK

Ruf nach...

geschaffen werden. Es gehe hier
um öffentliches Gemeinwohlinter-
esse, nicht um Binnenmarkt, stell-
te Zellner fest.

Aufgestauter Nachholbedarf
in den alten Ländern

Minister Ramsauer erneuerte
seinerseits die Überlegung, den
Bundesverkehrswegeplan zu än-
dern, um zurückgestellte Investi-
tionen in westdeutschen Ländern
nachzuholen. Die noch erforder-
lichen Projekte in den neuen
Ländern werde er weiter zügig
vorantreiben, aber den aufgestau-
ten Nachholbedarf in den alten
Ländern mit aller Energie an-
packen. DK

Konstruktiver...

mitteilte, „hat der Bayerische
Oberste Rechnungshof der
Bayerischen Staatsregierung ins-
gesamt erneut eine geordnete
Haushalts- und Wirtschafts-
führung bestätigt“. Im allgemei-
nen Staatshaushalt weise Bayern
nach wie vor die besten haus-
haltswirtschaftlichen Quoten im
Ländervergleich auf.

Niedrige Verschuldung

Auch nach Einrechnung der
gesamten Verschuldung im Rah-
men des Stabilisierungsfonds Fi-
nanzmarkt und BayernLB und
der aufgeschobenen Anschluss-
finanzierungen errechne sich für
den Freistaat Bayern die im Ver-
gleich der Flächenländer West
niedrigste Pro-Kopf-Verschul-
dung von circa 2.600 Euro.

Zur Forderung des Obersten
Rechnungshofes, die Rück-
führung der Kredite für die Sta-
bilisierung der BayernLB in ei-
nem Tilgungsplan festzulegen,
erklärte Fahrenschon: „Eine ver-
bindliche Aussage, wann und in
welchem Umfang die Rück-
führung der Kredite für die Sta-
bilisierung der BayernLB mög-
lich sein wird, ist angesichts der
derzeitigen konjunkturellen La-
ge und der noch nicht bewältig-
ten Finanzmarktkrise seriös
nicht möglich und wäre daher
kein Ausdruck einer soliden und
verlässlichen Haushaltspolitik.“

Die personell knappe Ausstat-
tung der Finanzämter sei unbe-
stritten, den verallgemeinernden
Vorwurf über Defizite in der
Steuerverwaltung relativiert
Fahrenschon allerdings. Um
die Qualität des Steuervollzugs
zu sichern, wurden sowohl per-
sonelle als auch technische Maß-
nahmen ergriffen. So wurden im
DHH 2009/2010 500 neue Stel-
len im Steuerbereich geschaffen.
Über den Ausbau von IT-Risi-

komanagementsystemen werde
die IT-Unterstützung ständig
verbessert.

„Eine Schließung der einzigen
staatlichen Spielbanken in Ober-
franken und der Oberpfalz wür-
de dem staatlichen Auftrag, in
vertretbarer Entfernung ein lega-
les Spielbankenangebot bereit-
zustellen, nicht gerecht!“ erklär-
te der Minister auf die Forderung
nach einer Schließung der bei-
den Spielbanken. Stattdessen
setze der Freistaat auf Attrakti-
vitätssteigerung und Standortsi-
cherung. Durch die Zusammen-
legung der Spielsäle für das
Kleine und Große Spiel im Som-
mer diesen Jahres wurde nicht
nur die optische Attraktivität der
Spielbanken verbessert. Auch
die Personalkosten in beiden
Spielbanken könnten künftig um
je rund 500.000 Euro pro Jahr
gesenkt werden.

Bad Bockleter Modell

Den Vorschlag des Obersten
Rechnungshofes, der Freistaat
solle seine Beteiligung an den
Staatsbädern aufgeben, wird
Fahrenschon nicht mitgehen. Es
werde mit Nachdruck an einer
Verwirklichung des sog. Bad
Bockleter Modells in allen
Staatsbädern gearbeitet: der Frei-
staat konzentriere sich auf das
Immobilienmanagement, der
Betrieb des Kurgeschäftes werde
von den Kommunen wahrge-
nommen. Dabei sei jedoch ne-
ben der Leistungsfähigkeit der
jeweiligen Staatsbadkommune
auch die Fürsorgepflicht des
Freistaates gegenüber den bei
den ehemals Staatlichen Kur-
verwaltungen Beschäftigten zu
berücksichtigen. „Eine Übernah-
me der zum Teil denkmalge-
schützten Liegenschaften, deren
Unterhalt extrem aufwändig ist,
würde die Staatsbadkommunen
bei weitem überfordern und in
eine finanzielle Schieflage brin-
gen“, schloss Fahrenschon. DK

Appell zu strikter...

(Fortsetzung von Seite 2)
tergegeben hatte. Im Melderecht
soll der Umfang der gespeicherten
Daten auf das erforderliche Maß
beschränkt werden. Zu den Ein-
zelfällen mit Symbolcharakter
gehört auch der Fall, wo in einer
Gemeinderatssitzung die Herz-
krankheit eines Bürgers öffentlich
erörtert wurde.

Innenminister Joachim Herr-
mann nahm den Bericht zum Be-
weis, dass Bayern insgesamt im
Datenschutz gut aufgestellt sei
und ihm hohen Stellenwert bei-
messe. Er verwies auch auf das
heuer installierte Landesamt für
Datenschutzaufsicht bei öffentli-
chen Stellen. Dies sei die not-
wendige Ergänzung der Tätig-
keit des Datenschutzbeauftrag-
ten. Der Schutz vor Datenmiss-
brauch könne so noch besser ge-
währleistet werden.

Die Landtagsopposition ist an-
derer Meinung. Die Staatsregie-
rung stehe mit dem Datenschutz
weiter auf Kriegsfuss, kommen-
tierte der stellvertretende Vorsit-
zende der Datenschutzkommis-
sion Florian Ritter (SPD). Der
Datenschutzbeauftragte werde
oftmals nach Gutsherrenart, also
willkürlich, hinzugezogen. Seine
Stellung gegenüber den Ministe-
rien müsse gestärkt werden.

Christine Kamm (Grüne)
meinte, es zeuge von mangeln-
dem Bewusstsein der Staatsre-
gierung für den Datenschutz,
wenn Landesgesetze regelmäßig
durch das Bundesverfassungsge-
richt korrigiert werden müssten.
Staats- und Bundesregierung
von Union und FDP seien zum
Handeln aufgefordert, denn „es
ist fünf vor zwölf beim Daten-
schutz“. rm

Im Datenschutz...

(Fortsetzung von Seite 3)
lich größere Kapazitäten als im
CCN Ost zur Verfügung“, er-
klärte Diederichs den Grund für
das 47 Mio. Euro Investment,
derzeit Deutschlands größte
Messebaustelle.

Als einzigen Wermutstropfen
der Jahrespresskonferenz dekla-
rierte Diederichs den Umstand,
dass Walter Hufnagel, dienstälte-
ster Bereichsleiter und Mitglied
der Geschäftsleitung, sich Ende
des Jahres ins Privatleben zurück-
zieht. Rolf Keller und Richard
Krowoza werden nachfolgen.

Hufnagel, 35 Jahre lang bei der
NürnbergMesse verantwortlich
für den Auf- und Ausbau der Ei-
gen- und Partner-Messen, wurde
bereits Anfang Dezember von
über 500 Kunden und Kollegen
verabschiedet. Messechef Diede-
richs würdigte ihn als Persönlich-
keit, die sich „mit Leib und Seele,
mit einem enormen Enthusias-
mus für seine Messen eingesetzt
hat und einer der maßgeblichen
Schrittmacher des Erfolges der
NürnbergMesse war.“ Das
Wachstum des Nürnberger Mes-
se- und Kongresszentrums von
60.000 auf 160.000 Quadratmeter
Ausstellungsfläche sei ebenso
Beleg für diese Erfolgsgeschichte
wie der Umsatzanstieg im Ge-
schäftsfeld Eigen- und Partner-
veranstaltungen von Null auf bis
zu 90 Millionen Euro.

Stets habe sich „einer der pro-
filiertesten Messemanager im
europäischen Messewesen“ von
einem Ziel leiten lassen: „ein ge-
sundes, wachstums- und ertrags-
orientiertes Messeprogramm,
das zukunftsfest ist“, hob Diede-
richs hervor. „Walter Hufnagel
hat sich um die NürnbergMesse
verdient gemacht. Mehr noch:
Ohne ihn wäre unser Erfolg
nicht möglich gewesen. Er kann
stolz sein auf sein Lebenswerk.“

Richard Krowoza ist im besten
Sinne ein „Eigengewächs“ der
NürnbergMesse. Seit 23 Jahren
arbeitet der heute 54-Jährige im
Unternehmen, hatte Verantwor-
tung für rund 80 Messeveranstal-
tungen in Nürnberg, im europäi-

schen Ausland und den Vereinig-
ten Staaten. Viel Erfahrung auch
im internationalen Messegeschäft
bringt der neue Bereichsleiter mit,
der künftig mit seinen Teams ne-
ben internationalen Fachmessen
auch themenverwandte Veranstal-
tungen verantwortet.

Mit Rolf Keller ist es gelun-
gen, einen vertriebsgestählten
Marketingprofi aus der Industrie
zu gewinnen. Knapp zwei Jahr-
zehnte war der 47-Jährige für ein
Kunststoff verarbeitendes Unter-
nehmen der Verpackungsbran-
che tätig, die letzten fünf davon
als Mitglied der Geschäftslei-
tung. „Natürlich ist mir die
NürnbergMesse aus Branchen-
kreisen und von Ausstellerseite
längst gut bekannt gewesen. Was
ich bis dato eher von außen sah,
bestätigt sich mir nach wenigen
Wochen im Unternehmen aufs
Angenehmste. Ich fühle mich
hier ausgesprochen wohl, freue
mich auf meine Aufgaben und
darauf, meinen Beitrag zum wei-
teren Wachstum des Unterneh-
mens zu leisten“, meinte Keller
abschließend. DK

In Erwartung...

Bürgerkulturpreis des Bayerischen Landtags:

„Demokratie leben
und stärken“

Bei einem Festakt im Münch-
ner Maximilianeum überreich-
te Vizepräsident Reinhold
Bocklet die 10. Bürgerkultur-
preise des Bayerischen Land-
tags. Den mit 10.000 Euro do-
tierten ersten Preis erhielt das
Bürgerforum im oberfränki-
schen Gräfenberg für seinen
kreativen Widerstand gegen die
rechtsextremen Umtriebe in
seinem Heimatort. Der 2. Preis
ging an die LandesschülerInnen
Vereinigung Bayern e.V. für das
Projekt „basis – Europas größ-
ter Schülerkongress“. Mit dem
3. Preis wurde die Kinderstras-
se e.V. für das Projekt „Meine
Straße, meine Stadt, mein Zu-
hause“ ausgezeichnet.

Das Leitthema des Wettbe-
werbs lautete heuer „Demokratie
leben und stärken“. Wie Land-
tagsvizepräsident Bocklet in sei-
ner Festrede erläuterte, „ist Demo-
kratie kostbar, musste erkämpft
werden und muss wehrhaft sein,
sie ist nicht aus sich selbst heraus
vorhanden, und sie ist nicht ein für
allemal erreicht, sondern muss je-
den Tag neu errungen und gesi-
chert werden“. Eine demokrati-
sche Gesellschaft könne ohne bür-
gerschaftliches, ohne freiwilliges
Engagement nicht auskommen.
Wer sich dagegen wehre, dass
Menschen mit Behinderung,Aus-
länder und Obdachlose angepö-
belt, beleidigt und zu Tode gehetzt
werden, fülle die Grundwerte,
Ziele und Schutzgüter des Grund-

gesetzes mit Leben aus. Dafür
stünden die Bürgerkulturpreisträ-
ger 2009. Sie wurden von einer
neunköpfigen Jury mit Landtags-
präsidentin Barbara Stamm, Ver-
tretern der fünf Fraktionen im
Landtag, des Bayerischen Städte-
und des Gemeindetages und dem
Vorsitzenden der Landtagspresse
ausgewählt.

DererstePreisträger, dasBürger-
forum Gräfenberg, stellt ein breites
Bündnis quer durch die politischen
und sozialen Milieus dar, das sich
maßgeblich für Demokratie, Tole-
ranz und Menschenrechte enga-
giert. Seit 2007 wird eine kreative
und entschiedene friedliche
Gegenwehr gegen die regelmäßi-
gen Aufmärsche rechtsextremisti-
scher Gruppen in Gräfenberg und
in der Region verwirklicht. Die er-
ste rechtsextremistische Kundge-
bung fand 1999 im November am
monumentalen Kriegerdenkmal
der rund 4000 Einwohner zählen-
denGemeindestatt,weitere folgten
einmal jährlich. Das ging so bis
zumNovember2006, alsdieNPD-
Aktivisten plötzlich monatliche
Demonstrationen ankündigten.
„Da war endgültig klar, dass etwas
passierenmusste“, erinnert sichKa-
rin Bernhart, Sprecherin des Bür-
gerforums Gräfenberg. Sie initiier-
te im November 2006 eine Bürger-
versammlung, aus der schließlich
das Bürgerforum mit rund 40 eh-
renamtlichaktivenMitgliedernher-
vorging.

Insgesamt 44 Aufmärsche ver-

anstalteten die Rechtsextremisten
zwischen November 2006 und
Oktober 2009. Und fast jedem
einzelnen begegneten Gräfenber-
ger Bürger mit deutlich artikulier-
terAblehnung – zum Teil in phan-
tasievollen, vom Bürgerforum or-
ganisierten Aktionen. Doch be-
schränkte sich das Engagement
nicht auf kreativen Widerstand ge-
gen Aufmärsche und Demonstra-
tionen:Als Rechtsextreme Musik-
CDs vor Gräfenberger Schulen
verteilten, organisierte das Bür-
gerforum in Zusammenarbeit mit
den Schulen innerhalb kürzester
Zeit für die Eltern eine Informati-
ons- und Beratungsveranstaltung.

Seit mittlerweile elf Jahren
veranstaltet die Landesschüler-
Innen Vereinigung Bayern e.V.
das bayerische SchülerInnen-
symposium, kurz „basis“, den
größten von Schülern für
Schüler organisierten Kongress
Europas. Bis zu 800 Teilnehmer
aus ganz Bayern diskutieren bil-
dungspolitische Themen mit Ex-
perten, besuchen Workshops und
bilden sich weiter – in diesem
Jahr bereits zum sechsten Mal.

Ein großer Schritt hin zu mehr
Mitverantwortung ist bereits ge-
lungen: In der Folge der Kongres-
se und als Ergebnis des Engage-
ments der Jugendlichen hat sich
im Januar 2008 der Landeschüler-
rat konstituiert. Er wurde vom
Kultusministerium eingeführt,
setzt sich aus 80 Bezirksschüler-
sprechern zusammen und ist die
erste offizielle, gemeinsame
Schülervertretung für alle weiter-
führenden Schulen in Bayern.

„Meine Straße, meine Stadt,
mein Zuhause“ – unter diesem
Motto schreiben Kinder aus ganz
Deutschland und darüber hinaus
über die Straße, in der sie wohnen.
Kinder werden eingeladen, sich
zu ihrer näheren Wohnumgebung
zu Wort zu melden. Damit sollen
die Eigenkompetenz von Kindern
in Deutschland gestärkt und Im-
pulse zur Identifikation mit dem
Gemeinwesen gesetzt werden.
Die Wortmeldungen der Kinder
sollen dazu beitragen, eine kind-
gerechte Umwelt zu schaffen.
Kindermitbestimmung, Verkehrs-
sicherheit und Spielmöglichkeiten
stehen hier im Fokus.

1999 startete Wolfgang Schlen-
ker, selbst Autor und Gründer des
Vereins Kinderstraße e.V., seine
Initiative zunächst im Berliner
Stadtteil Kreuzberg, es folgten
Berlin-Friedrichshain, Berlin-
Neukölln und 2001 schließlich
Nürnberg. Inzwischen haben Kin-
der aus ganz Deutschland, aus Po-
len, Tschechien, Großbritannien,
Brasilien und Nicaragua über die
Straße geschrieben, in der sie
wohnen. Rund 30.000 Texte hat
der 2002 im oberfränkischen Hei-
ligenstadt gegründete Verein Kin-
derstraße e.V. bis heute gesam-
melt und in Projektdokumentatio-
nen sowie im Internet unter
www.kinderstrasse.com veröf-
fentlicht. Seit 2004 erscheinen die
Geschichten auch als Bücher, mit
einerAuswahl von jeweils 200 bis
300 Texten pro Stadt. DK
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Mobilfunk in der Kommune:

Patentrezepte? Fehlanzeige!
Broschüre des Bayerischen Umweltministeriums: Standorte finden

und Strahlung von Mobilfunkstationen und Handys minimieren

Eine offene und enge Kommunikation zwischen Betreibern und
Kommune ist gefragt, wenn es um die Suche nach einem geeig-
neten Mobilfunkstandort geht. In der Broschüre „Mobilfunk in
der Kommune“, herausgegeben vom Bayerischen Umweltminis-
terium, werden sowohl die für die Städte und Gemeinden wichti-
gen Fragen angesprochen als auch an Hand von Beispielen prak-
tische Hinweise für die Standortsuche selbst gegeben. Diese aus-
gewählten Beispiele basieren auf einer vom Bayerischen Landes-
amt für Umwelt vergebenen Studie zu Möglichkeiten und Gren-
zen der Minimierung von Mobilfunkimmissionen, die im Inter-
net verfügbar ist. Schließlich wird noch auf das Wechselspiel zwi-
schen Mobilfunksender und Handy eingegangen.

Internationale und nationale
Gremien prüfen in regelmäßigen
Abständen den aktuellen Stand
der Wissenschaft. Dabei werden
alle vorliegenden Forschungser-
gebnisse mit einbezogen. Nach
dem gegenwärtigen Stand der
Wissenschaft gibt es bei Einhal-
tung der gesetzlich festgelegten
Grenzwerte keine Gesundheits-
gefährdung, so die Publikation.

Messungen sind rechtlich nicht
vorgeschrieben. Sie helfen jedoch,
emotional geführte Auseinander-
setzungen zu objektivieren und auf
Ängste sich betroffen fühlender
Menschen einzugehen. Die Mes-
sungen sollten dabei von aner-
kannten Messbüros durchgeführt
werden. Eine Liste der Messstel-
len hat das Bayerische Landesamt
für Umwelt zusammengestellt. Im
Mobilfunkpakt Bayern ist ein För-
derprogramm zur Messung elek-
tromagnetischer Felder verankert
(FEE-Projekt). Kommunen erhal-
ten dabei Zuschüsse für örtliche
Messungen von Mobilfunkstrah-
lung. Förderanträge können über
die zuständige Regierung gestellt
werden. Seit dem 1. 1. 2005 müs-
sen die Kommunen nur noch 10 %
der anfallenden Kosten selbst tra-
gen. Zusätzlich werden mit dem
Messprogramm des Bayerischen
Landesamts für Umwelt („EMF-
Monitoring“) bayernweit Messun-
gen vorgenommen und veröffent-
licht. Diese Messreihen werden in
regelmäßigen Abständen wieder-
holt und ausgewertet.

„Für den optimalen Standort in
einer Gemeinde gibt es kein Pa-
tentrezept“, stellt das Umweltmi-
nisterium fest. Die im Folgenden
zusammengestellten Beispiele
könnten jedoch eine Hilfestellung
für Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit einer gemeindeinter-
nen Meinungsbildung liefern.

Strahlenminimierung

Grundsätzlich gibt es zwei
Möglichkeiten der Strahlenmini-
mierung: entweder man verringert
den Spitzenwert (die so genannten
lokalen Immissionsspitzen) in ei-
nem bestimmten Bereich oder
man senkt den Mittelwert der
Strahlung (die mittlere Immissi-
on) einer Mobilfunkbasisstation.
Gleichzeitig sollte die Sendelei-
stung durch das Handy im Netz-
betrieb so gering wie möglich ge-
halten werden. Funksignale zwi-
schen Sender und Empfänger
können sich auf verschiedenen
Wegen ausbreiten, weshalb die
Entfernung zu einer Mobilfunk-
basisstation allein kein gutes Maß
für die Stärke der elektromagneti-
schen Felder darstellt.

Eine Versorgung durch einen
Standort im Außenbereich ist nur
für kleinere Kommunen mög-
lich. Bei größeren Kommunen
reicht dann gerade im Ortszen-
trum die Netzabdeckung nicht
mehr aus. Bei einer Versorgung
von einem weit entfernten Stan-
dort ist außerdem oft der Emp-
fang schlecht und das Handy re-
gelt auf Maximalleistung hoch.

Der horizontale Abstand zwi-
schen Mobilfunkbasisstation und
bestimmten Einrichtungen allein
garantiert noch keine Minimie-
rung am Messpunkt: Durch so ge-
nannte Nebenkeulen und Refle-
xionen können lokale kaum vor-
hersagbare Immissionsspitzen auf-

treten. So ist es möglich, dass z. B.
bei einer Entfernung von 100 Me-
tern zu einem Mobilfunksender
1 % vom Grenzwert erreicht wer-
den, in 250 Meter Entfernung da-
gegen über 5 %. In Städten kön-
nen großzügig gewählte Freihalte-

bereiche den Aufbau eines Mobil-
funknetzes unmöglich machen.

Niedrige Feldstärken in Ge-
bäuden sind zu erwarten, wenn
Antennen auf diese Gebäude ge-
stellt werden, statt in unmittelba-
re Nähe. Messungen bei Schul-
gebäuden oder Krankenhäusern,
auf denen eine Mobilfunkanten-
ne installiert sind, zeigen, dass in
den Gebäuden und im nahen
Umkreis die Immissionswerte
sehr niedrig sind.

Allerdings führen Akzeptanz-
probleme oft dazu, dass diese Vari-
ante nicht genutzt wird. Die Mög-
lichkeit, den Nahbereichsschatten
auszunutzen, ist jedoch von der
Antennenhöhe abhängig. Auf ei-

nem relativ niedrigen Kindergarten
z. B. beträgt die Montagehöhe der
Antennen nur etwa 15 Meter; so
kann sich der Nahbereichsschatten
derAnlage noch nicht optimal aus-
bilden. Daher werden im Außen-
bereich des Kindergartens zwar
punktuell niedrigere Immissionen
erzeugt, als es beim alternativen
Standort in ca. 150 Meter Entfer-
nung der Fall wäre; doch treten an
manchen Stellen auch größere
Werte auf. Daher wird eine Einzel-
fallprüfung empfohlen.

Ein Standort, der durch Ver-
wendung kleiner Antennen und
niedriger Montage in größerer
Entfernung kaum sichtbar ist,
wird oft leichter akzeptiert als ein
Standort, der deutlich über die
Umgebungshöhe hinausragt. Ei-
ne größere Montagehöhe der
Mobilfunkantennen verringert je-
doch die Immissionsspitzen und
vor allem im Nahbereich auch
die mittlere Immission in Bo-
dennähe. Zusätzlich kann eine
homogenere Immissionsvertei-

lung erzielt werden. In der Ferne
kann wegen der besseren freien
Ausbreitung der Strahlung die
dort vorhandene geringe Immis-
sion etwas zunehmen. Bei beste-
henden niedrigen Standorten ist
eine Erhöhung oft sinnvoll.

Maßgeschneiderte Lösungen

Die Konzentration mehrerer
Mobilfunkbasisstationen an ei-
nem Standort kann sinnvoll sein,
wenn der Standort entweder weit
von Wohngebieten entfernt ist
oder wenn bei Standorten inner-
halb von Wohngebieten die An-
tennen deutlich höher als die um-
gebende Bebauung montiert wer-
den. Eine Konzentration kann
auch günstig sein, wenn kaum
andere zentrale höhere Standorte
zur Verfügung stehen. Zum einen
wird eine Konzentration von
Standorten oft gefordert, um ei-
nen „Antennenwald“ zu verhin-
dern. Daher wurde eine mög-
lichst gemeinsame Nutzung von

Standorten auch in den Mobil-
funkpakt aufgenommen. Zum
anderen kann eine starke Kon-
zentration von Antennen auch
bedrohlich wirken und damit zu
Akzeptanzproblemen führen.
Hier spielt also die Kommunika-
tion mit den Bürgern und ihre In-
formation eine wichtige Rolle.

Ausschlaggebend für eine gute
Verbindungsqualität ist eine
mögliche direkte Verbindung
zwischen Handy und Antenne.
Eine fehlende Sichtverbindung
führt in der Regel zu deutlich ge-
ringeren Immissionen als eine
bestehende Sichtverbindung.
Grund dafür ist, dass dann auch
der Strahlengang von der Anten-
ne den betreffenden Standort nur
indirekt erreicht (z. B. über Beu-
gung oder Brechung). Folglich
ist es sinnvoll zu prüfen, ob Stand-
ortalternativen existieren, die zu
bestimmten Bereichen nur einge-
schränkte oder gar keine Sicht-
verbindung besitzen. Allerdings

(Fortsetzung auf Seite 6)
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duo-back balance®
Die neue Bewegungsfreiheit.

duo-back balance® – die Weiterentwicklung des
international erfolgreichen duo back®-Prinzips – erhöht
den individuellen Bewegungsfreiraum und bietet ein
unvergleichlich komfortables und entspanntes Sitzgefühl.

duo-back balance ® Familie|
Die zeitgemäße Form für ergonomisches Sitzen.
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(Fortsetzung von Seite 5)
erhöht sich dann die Abstrahlung
der Handys.

Bei der Standortsuche sollte
immer beachtet werden, dass
man für eine Minimierung der
Strahlung das Gesamtsystem
Mobilfunksender/Handy be-
trachten muss: Je schlechter der
Empfang, desto höher wird die
Strahlenbelastung für den Nutzer
durch sein Handy. Die Immissio-
nen einer Mobilfunkbasisstation
im Dauerbetrieb liegen selbst in
besonders exponierten Bereichen
meist unter einem Prozent des
Grenzwerts der Verordnung für
elektromagnetische Felder. Die
Immission am Kopf des Handy-

nutzers kann jedoch bei schlech-
tem Empfang je nach Gerätetyp
fast den zulässigen Maximalwert
erreichen.

Fazit: Jede Lösung birgt Vor-
und Nachteile und muss indivi-
duell für den einzelnen Standort
erarbeitet werden. Bevor auf-
wändige Minimierungsmaßnah-
men geplant und eventuell hohe
Investitionen in Kauf genommen
werden, sollte ein Fachmann
hinzugezogen werden. so das
Umweltministerium. Der Netz-
ausbau sei ein kontinuierlicher
Prozess. Daher könnten sich Ver-
änderungen bei der Optimierung
ergeben, die dann wieder neu
diskutiert werden müssen. DK

Patentrezepte...

Büroergonomie:

Die neue
Bewegungsfreiheit

Mit dem innovativen duo-back balance interpretieren Rohde &
Grahl und der vielfach ausgezeichnete Designer Martin Ballen-
dat das seit Jahren bewährte, einzigartige duo-back-Konzept
vollkommen neu – und definieren damit einmal mehr den Maß-
stab für ergonomisches Sitzen. Nach seinem starken Premieren-
auftritt auf der ORGATEC 2008 hat sich der in Funktionalität,
Engineering und Design überzeugende duo-back balance bereits
heute als moderner Klassiker etabliert.

Herkömmliche Bürostüh-
le schränken häufig die natürli-
che Beweglichkeit von Rücken
und Wirbelsäule ein. Aufgrund
des innovativen Konstruktions-
prinzips der Rückenlehnflügel
und der komplett neu entwickel-
ten Synchronmechanik passt sich
der duo-back balance aktiv jeder
Bewegung des Oberkörpers nicht
nur nach vorne und hinten, son-
dern auch zu beiden Seiten und in
der Längsachse an. Unabhängig
von der Sitzposition behält der
Rücken ständig Kontakt zur Leh-
ne - sämtliche Bereiche der Wir-
belsäule werden wirkungsvoll
entlastet; die natürliche Stoß-
dämpferfunktion der Bandschei-
ben wird begünstigt. Der einzig-
artige Balance-Effekt unterstützt
und trainiert das komplexe Sy-
stem von Rückenmuskulatur,
Wirbelsäule, Kreuz- und Steiß-
bein, Bändern und Bandscheiben

und sorgt für ermüdungsfreies,
dynamisches Sitzen. So lassen
sich jetzt Fehlbelastungen und
Verspannungen vor allem im
Lendenwirbelbereich wirkungs-
voll vermeiden - und durch die
verbesserte Versorgung der
Bandscheiben mit Flüssigkeit
und Nährstoffen bleiben sie
elastischer und vitaler. Damit
kann der gefürchteten Chronifi-
zierung von Rückenschmerzen
effizient vorgebeugt werden.

Den Unterschied spüren

Mit dem duo-back-Konzept
setzen Rohde & Grahl seit mehr
als zwanzig Jahren weltweit Stan-
dards in Sachen rückengerechtes,
dynamisches Sitzen. Das Prinzip
der zweifach geteilten flexiblen
Rückenlehne ist in Europa, USA
und Fernost mittlerweile zum In-
begriff für funktionsorientiertes

Design und Ergonomie im Büro-
stuhlbereich geworden. Nur nahe
liegend daher, dass auch Rücken-
schulen, Orthopäden und Kran-
kenkassen das duo-back-Konzept
nachdrücklich empfehlen. Der
Balance-Effekt ist patentge-
schützt und erfüllt die Ergono-
mie-Richtlinien NPR 1813 und
DIN EN 1335.

Entspannte
Kommunikation

Der duo-back balance präsen-
tiert nicht nur ein revolutionäres
Funktionsprinzip, sondern begei-
stert ebenso durch sein an-
spruchsvolles, gradliniges De-
sign. Dadurch fügt er sich harmo-
nisch in die gehobene Büroumge-

bung ein. Die duo-back balance-
Produktfamilie wird abgerundet
durch den hochwertigen Besu-
cherstuhl. In Linienführung und
Materialität harmoniert der zeit-
los-klassische Freischwinger per-
fekt mit dem duo-back balance-
Drehstuhl. Auch das Design der
ebenfalls zweifach geteilten
Rückenlehne greift nicht lediglich
die moderne Formensprache auf,
sondern unterstützt darüber hin-
aus – ähnlich wie der Balance-Ef-
fekt – ergonomisches, aktives Sit-
zen. So werden auch längere Be-
sprechungen, Konferenzen und
Meetings für alle Teilnehmer zum
ganz entspannten Kommunikati-
onserlebnis.
Weitere Informationen unter:
www.duobackbalance.com ��

Bequem sitzen im Büro durch eine zweigeteilte Rückenlehne.��

Initiative der Gemeinde Weiding:

Schnelles Internet
startet im April 2010

Unlängst besuchte ein Fernsehteam des Bayerischen Rundfunks
die Gemeinde Weiding. Der Grund dafür liegt auf der Hand: Die
Gemeinde Weiding hat das Problem der fehlenden Breitband-
versorgung selbst in die Hand genommen. Dieses Engagement
der Gemeinde Weiding ist mittlerweile schon weit über die Ge-
meinde- und Landkreisgrenzen hinaus bekannt geworden. In
vielen Radio- und Fernsehsendungen wurde diesbzüglich schon
ausführlich und umfassend berichtet.

Das professionelle Team der
Abendschau drehte an verschie-
denen Plätzen in der Gemeinde,
sowohl im Rathaus als auch bei
einigen Gewerbetreibenden, die
ebenfalls auf ein schnelles Inter-
net hoffen. Einige kurze Inter-
views runden den Filmbeitrag
ab, der in der Abendschau des
Bayerischen Fernsehens zu se-
hen war.

Dazu trafen sich neben dem BR
aus München die Firma Walter

Bauer aus Chamerau, Siegfried
Schollerer aus Traitsching, Wirt-
schaftsreferent Klaus Schedlbauer
vom Landratsamt Cham sowie
Herr Hubert Heinle von der Firma
smart-DSL im Sitzungssaal des
Rathauses Weiding, um die weite-
re Vorgehensweise zu besprechen.

Infrastrukturinvestitionen

In den vergangenen 14 Tagen
wurden in den Ortschaften Wei-

Wirtschaftsreferent Klaus Schedlbauer, Bürgermeister Karl
Holmeier, Hubert Heinle, Siegfried Schollerer und Walter Bauer
(von links) klärten weitere Einzelheiten in Sachen DSL-Projekt
der Gemeinde Weiding. ��

ding und Dalking die Leerrohre
für die künftigen Glasfaserlei-
tungen verlegt. Dank des stabi-
len Wetters konnte die Firma
Bauer diese Grabarbeiten in ei-
ner Rekordzeit über die Bühne
bringen. In den nächsten Wo-
chen werden nun die neuen

Glasfaserstränge in die Leerroh-
re eingezogen und miteinander
verbunden. Nachdem dann An-
fang nächsten Jahres auch die
neue Richtfunkstrecke nach
Cham aufgebaut sein wird, steht
dem Start im April 2010 nichts
mehr im Wege. Daniel Paul

Neue Lohnzettel für 9,5
Millionen Arbeitnehmer

DATEV-Gehaltsabrechnungen erhalten neuesAussehen
Sie wird jeden Monat von Millionen von Arbeitnehmern in
Deutschland fast sehnsüchtig erwartet - die Lohn- und Gehalts-
abrechnung ihres Arbeitgebers. Für mehr als 9,5 Millionen von
ihnen bekommt sie zum Jahreswechsel 2009/2010 ein veränder-
tes Aussehen.

Die DATEV eG, einer der
wichtigsten Anbieter für Lohnab-
rechnungs-Software, hat die ent-
sprechende Bescheinigung über-
arbeitet, um für zukünftige gesetz-
liche Anforderungen gewapp-
net zu sein und ein moderneres
Layout zu schaffen. Außerdem
kommt der IT-Dienstleister dem
Wunsch vieler Arbeitgeber nach,
die die Möglichkeit haben möch-
ten, über die Lohnabrechnung
ihren Mitarbeitern zusätzliche
Nachrichten und Informationen
übermitteln zu können – von
Weihnachtsgrüßen für die gesam-
te Belegschaft bis zu individuellen
Angaben über die Arbeitgeber-
Gesamtkosten, die sich aus der je-
weiligenAbrechnung ergeben.

Internetabrufbarkeit

Die meisten der mit DATEV-
Software erstellten Lohn- und
Gehaltsabrechnungen werden
über das Nürnberger Rechenzen-
trum des IT-Dienstleisters verar-
beitet und über sein Druck- und
Versandzentrum ausgedruckt
und versandt. DATEV bereitet
sich allerdings auch darauf vor,
dass mittelfristig viele Arbeit-
nehmer ihre Abrechnungen über

das Internet abrufen wollen. Auf
der kommenden CeBIT (02. -
06. März 2010) wird das Nürn-
berger Unternehmen ein Szena-
rio vorstellen, bei dem sich die
Arbeitnehmer mit dem elektroni-
schen Personalausweis (ePA)
online authentifizieren und dann
ihre Lohn- und Gehaltsabrech-
nungen über das Internet einse-
hen und herunterladen können.
Im Rahmen eines Pilotprojekts
wird dieses Verfahren zurzeit in
Zusammenarbeit mit dem Bun-
desinnenministerium (BMI) und
weiteren Diensteanbietern über-
prüft und getestet. Der elektroni-
sche Personalausweis wird den
BMI-Planungen zufolge von
November 2010 an ausgegeben.

Übersichtlichkeit

Für die wichtigste Information
auf der Abrechnung wird sich
übrigens nichts ändern: Den
Auszahlbetrag finden Arbeitneh-
mer auf dem DATEV-Lohnab-
rechnungsformular auch zukünf-
tig egal ob auf Papier oder in
dem elektronischen Dokument
unten rechts.
Weitere Informationen unter:
www.datev.de/bruttonetto �

Web 2.0 im Schulalltag:

Wissen sammeln und vermehren
mit dem Schul-Wiki

Immer mehr Schulen nutzen gezielt Web 2.0 Technologien wie
Wikis und Weblogs, um die interne Kommunikation zu fördern.
Die Gewerbliche Schule für Holztechnik Stuttgart (GHZ) setzt be-
reits seit einiger Zeit auf ein Schul-Wiki, um Wissen zusammen-
zutragen und das Kollegium aktiv an der Schulentwicklung zu be-
teiligen. Um auch anderen Schulen diese Möglichkeit zu bieten,
stellt die GHZ das Wiki nun gemeinsam mit dem Freiburger
Softwarehersteller United Planet kostenlos zur Verfügung.

Die Gewerbliche Schule für
Holztechnik Stuttgart ist Modell-
schule des Kultusministeriums
Baden-Württemberg im Projekt
„Operativ Eigenständige Schu-
le“ (OES). Dieses Projekt zielt

auf die Entwicklung eines effizi-
enten Qualitätsmanagement-
Konzepts für die beruflichen
Schulen in Baden-Württemberg.
Im Mittelpunkt steht dabei die
Sicherung und Entwicklung der

Unterrichts- und Schulqualität.
Zur systematischen Professio-

nalisierung der schulischen Ab-
läufe erstellte die Schule 2007
ein Intranet mit der plattformun-
abhängigen Portalsoftware Intr-
exx des Freiburger Softwareun-
ternehmens United Planet. Mit
diesem Portal war es der Schule
innerhalb kurzer Zeit möglich,
die interne Kommunikation zu
fördern und durch den fachbezo-
genen Austausch von Informa-
tionen und Materialien die Vor-

bereitung des Unterrichts zu er-
leichtern. „Mit Hilfe des Intra-
nets ist es uns gelungen, unsere
Vorstellungen von optimaler Or-
ganisation zu realisieren. Die
schnellen Informations- und
Kommunikationswege des Por-
tals vereinfachen die tägliche Ar-
beit und verringern Kosten und
Zeitaufwand“, erläutert Schullei-
terin Birgit Scholze-Thole die
Vorzüge der Portallösung.

Multifunktionalität

Ein wichtiger Bestandteil des
Intranets ist das „Schul-Wiki“, in
das jeder Lehrer eigene Beiträge
einstellen kann. Die Themen
sind dabei frei wählbar. Bei-
spielsweise kann die Schullei-
tung hier das richtige Verhalten
im Brandfall oder das Verfahren
bei der Einschulung erläutern.
Genauso ist es möglich, dass ein
Lehrer Informationen zu einem
Schülerprojekt in das Wiki ein-
stellt. An jeden Beitrag können
zudem unterstützende Doku-
mente und Materialien an-
gehängt werden. Auf diese Wei-
se ist es möglich, Wissen dauer-
haft zu sammeln und das gesam-
te Kollegium aktiv in den Pro-
zess der nachhaltigen Schulent-
wicklung mit einzubeziehen.
Erst durch diese Verteilung des
schulischen Informationsmana-

gements auf viele Schultern ist
eine nachhaltige Schulentwick-
lung in diesem Bereich möglich.

Wissenstransfer
und Erfahrungsaustausch

Das Schul-Wiki erleichtert die
Arbeit der Lehrer ungemein, da
sie nun bei Bedarf jederzeit auf
die Erfahrungen ihrer Kollegen
zurückgreifen können. War es
früher sehr aufwändig einen
Ausflug zu organisieren, wenn
das Sekretariat geschlossen und
gerade keiner der erfahrenen
Kollegen zu erreichen war, so
stellt dies mit Hilfe des Wikis
heute kein großes Problem mehr
dar. Gibt der Rat suchende Leh-
rer den Begriff „Exkursion“ in

die Suche des Wikis ein, er-
scheint augenblicklich der Bei-
trag „Ausflug“ mit der Verfah-
rensbeschreibung und allen not-
wendigen Formularen zum Down-
load. Die Entwicklungsge-
schichte eines Beitrags bleibt je-
derzeit nachvollziehbar, da
Beiträge und Dokumente ge-
trennt voneinander automatisch
eine ID erhalten, welche die Re-
visionssicherheit gewährleistet.

Damit auch andere Schulen
von den Vorteilen des Schul-Wi-
kis profitieren können, stellen die
GHZ und United Planet das
Schul-Wiki sowie eine anschauli-
che Bedienungsanleitung der
Anwendung unter der Adresse
www.intrexx.com/schul-wiki kos-
tenlos zum Download bereit. �

Mit Hochgeschwindigkeit ins Internet:

Bamberg stellt Breitband-Studie vor
„Mal schnell“ im Internet etwas suchen oder „mal schnell“ seine

E-Mails checken, das ist für alle, die in Städten wohnen, kein Pro-
blem. Wer allerdings in den ländlichen Teilen Bayerns lebt, kommt
oftmals nicht so einfach in den Genuss des World Wide Webs.

Um herauszufinden, wie die Breitbandversorgung im Land-
kreis Bamberg langfristig verbessert werden kann, hatte die Wirt-
schaftsförderung des Landkreises Bamberg im Sommer 2009 die
Firma IK-T aus Regensburg mit der Erstellung einer übergeord-
neten Grobnetzplanung für eine Breitbandversorgung beauftragt.

Inhalt des Projekts war ein strategischer Ansatz, wie die Ge-
meinden und die Unternehmen im Landkreis Bamberg langfristig,
zukunftsfähig und kostengünstig mit Glasfaser versorgt werden
können. Die Studie zeigt die vorhandene Infrastruktur und schafft
die Planungsgrundlage für eine moderne Breitbandanbindung. �

http://www.rohde-grahl.com


BAU/GIS/FMS

Gebäude-
management

Software, die dem Menschen dient!

www.akdb.de

Joachim Popp
Leiter des Geschäftsfelds
Grundstückswesen/Bau/GIS/FMS
der AKDB

OK.FMS. Mehr wissen. Weniger zahlen.

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Verbessern Sie die Verwaltung und Bewirtschaftung Ihrer Gebäude mit der Stan-
dardsoftware für kommunales Facility Management, mit OK.FMS. Sie verbindet
infrastrukturelle, technische und kaufmännische Gebäudeinformationen: praxisnah
durch die intelligente Verbindung von CAD-Grafik und Datenbank, modern durch die
mobile Gebäudedatenerfassung. Mit OK.FMS steigt die Datensicherheit, wächst die
Informations- und Prozessqualität, sinken Zeitaufwand und Bewirtschaftungskosten.

Nutzen Sie für Ihr kommunales Facility Management die leistungsstarke und
hochflexible Software OK.FMS. Für mehr Wirtschaftlichkeit. Sprechen Sie mit uns:
Telefon 089·5903-0.
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Finanzstaatssekretär Pschierer zu eGovernment:

Kommunen als
Schlüssel zum Erfolg
„Städten und Gemeinden kommt eine Schlüsselfunktion für den
Erfolg von eGovernment zu! Die Kommunen stehen im unmit-
telbaren Kontakt mit Bürgern und Unternehmen und ein
großer Teil der Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung
wird im kommunalen Umfeld abgewickelt“, hob Finanzstaats-
sekretär Franz Josef Pschierer als IT-Beauftragter der Bayeri-
schen Staatsregierung bei der Unterzeichnung des neuen eGo-
vernment-Pakts zwischen dem Freistaat Bayern und den kom-
munalen Spitzenverbänden in München hervor.

Ziel der neuen Vereinbarung
ist es, durch eGovernment die
Leistungen der öffentlichen Ver-
waltung noch weiter zu verbes-
sern. Als Ergänzung des Ange-
bots vor Ort und als Serviceer-
weiterung wollen Staat und
Kommunen den Bürgern und der
Wirtschaft einen orts-, zeit- und
personenunabhängigen Zugang
zu den Serviceleistungen der öf-
fentlichen Verwaltung bie-
t e n und das Verwaltungs-

handeln transparenter machen.
„Bei der Umsetzung aller eGo-
vernment-Maßnahmen müssen
IT-Sicherheit, Datenschutz und
Barrierefreiheit im Mittelpunkt
stehen“, betonte Pschierer.

Bewährte
IT-Zusammenarbeit

Die Aufgabe des Staates, im
Rahmen der staatlichen IT-
Steuerung auch kommunale Be-

lange zu berücksichtigen, wurde
ausdrücklich in die Vereinbarung
aufgenommen.

Der neue eGovernment-Pakt
knüpft an eine Vereinbarung des
Freistaats und der kommunalen
Spitzenverbände aus dem Jahr
2002 an. Schon auf der Grundla-
ge dieser ersten Vereinbarung
konnten in den letzten Jahren ei-
ne Reihe gemeinsamer Ziele
umgesetzt werden, darunter auch
die Einrichtung des Bayerischen
Behördenwegweisers. „Die IT-
Zusammenarbeit zwischen dem
Freistaat und den Kommunen
hat sich bewährt“, betonte
Pschierer. Da sich die techni-
schen, organisatorischen und
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen seit dem Jahr 2002 jedoch
stark verändert haben, wurde die
gemeinsame eGovernment-In-
itiative nun auf eine neue Grund-
lage gestellt. Pschierer: „Der
Dialog zwischen Staat und
Kommunen im Bereich des
eGovernment kann je nach Be-
darf auch zu einem Trialog mit
den Unternehmen erweitert wer-
den.“ �

AKDB-Geschäftsfelder
vom TÜV zertifiziert

Alle Jahre wieder: Auch in diesem Jahr setzt sich die AKDB-
Qualität durch! Entwicklung und Kundenservice in den ent-
wickelnden Geschäftsfeldern der AKDB wurden wieder ge-
meinsam nach einem TÜV-Audit zur ISO 9001:2008 zertifiziert.

Fazit des TÜV-Auditors: Der
AKDB wurde ein „gut funktio-
nierendes und wirksames Mana-
gementsystem, das die Anforde-
rungen der Norm [...] erfüllt und
von den Mitarbeitern beachtet
wird. [...] bestätigt. Es traten kei-
ne Abweichungen auf.“ Der Au-
ditbericht vermerkt außerdem,

dass sich das QM-System im
Kundenservice in Anbetracht der
noch kurzen Laufzeit schon sehr
gut etabliert hat und die Kunde-
norientierung durch Stärkung
der Hotline im Kundenservice
(Prioritätsverschiebung, Toolun-
terstützung, neue Telefonie)
nochmals verbessert wurde.

DieAKDB freut sich über diese
Zertifizierung. Die dokumentierte
Erfüllung des bewährten Qua-
litätsstandards durch die anerkann-
te Instanz schafft bei Kunden,
Partnern und Mitarbeitern ein ho-
hes Maß an Transparenz und Ver-
trauen. Gleichzeitig ist die AKDB
ständig bestrebt, die Prozessopti-
mierung voran zu treiben, um die-
ses ausgezeichnete Ergebnis beim
nächsten TÜVAudit zu bestätigen
und noch zu übertreffen. �

Service- und Standortqualität:

Handlungsfelder für
„Smarte Kommunen“

Wie sich Städte, Gemeinden und Kreise mit mehr Servicequa-
lität im Standortwettbewerb differenzieren können, stellt IBM
im Whitepaper ‚Smarte Kommunen’ vor. Das Whitepaper be-
schreibt vier Handlungsfelder, die den Weg zu einer modernen,
bürgerorientierten Kommune weisen sollen. Im Vordergrund
stehen eine Bestandsaufnahme der Herausforderungen sowie
Lösungen und Beispiele, die zeigen, wie ein umfassender Wan-
del der Kommune zu einem smarten Lebensraum für Bürgerin-
nen und Bürger und einem attraktiven Wirtschaftsstandort für
Unternehmen aussehen kann.

Mit dem Whitepaper ‚Smarte
Kommunen’ zeigt IBM einen
ganzheitlichen Ansatz für mehr
Service- und Standortqualität
auf. In über 20 Expertenbeiträ-
gen stellt das Unternehmen vier
Handlungsfelder vor: ,Professio-
nelle Kundenschnittstelle’, ,In-
telligente Prozesse’, ,Effizien-
te Service-Center’sowie ,Nach-
haltiger Ressourceneinsatz’.

‚Smarte Kommunen’ fokus-
siert Herausforderungen, Lösun-
gen und Beispiele, die über eine
reine Prozessoptimierung hin-
ausgehen und einen grundlegen-
den Wandel durch strukturelle
Änderungen zu Grunde legen.

Professionelle
Kundenschnittstelle

Moderne Kundenschnittstellen
in der Kommunalverwaltung er-
leichtern Bürgern den Zugang zu
Verwaltungen, Ämtern und
Behörden: Die sichere Aufbe-
wahrung digitaler Daten und Do-
kumente und deren Einbindung
in kommunale Geschäftsprozesse
wird durch einen virtuellen Safe
für Bürger möglich. Fortschrittli-
che Bürgerbüros mit qualitativ

hochwertigen Dienstleistungen
und schnellen Alternativen zum
persönlichen Kundenkontakt
durch Kiosksysteme vereinfa-
chen die Kommunikation zwi-
schen Bürgern und Verwaltung.

Intelligente Prozesse

Smarte Prozesse erweitern das
Serviceangebot von Kommunen
und unterstützen Bürger in ver-
schiedensten Lebenslagen. Als
bürgerorientierte Dienstleister
fördern Kommunalverwaltun-
gen lebenslanges Lernen, treiben
durch die Vernetzung des Ge-
sundheitswesens eine aktive Ver-
sorgungs- und Präventionspoli-
tik voran oder reduzieren mit in-
telligenten Systemen das Ver-
kehrsaufkommen.

Effiziente Service-Center

Die Einführung von verwal-
tungsübergreifend agierenden
Dienstleistungszentren ist der
nächste Schritt zu einer moder-
nen Verwaltungsorganisation.
Als Shared Service, der schriftli-
che Kommunikationsprozesse
mit Bürgern beschleunigt, wird

die elektronische Verarbeitung
von Schriftgut in einem integrier-
ten und ganzheitlichen Ende-zu-
Ende-Prozess von Fachämtern
und Geschäftsbereichen angebo-
ten. Effizienzsteigerungen ver-
sprechen auch öffentlich-private
Partnerschaften wie das englische
Joint Venture ‚Southwest One’,
das den Kundenservice und die
Unterstützungsprozesse von Ver-
waltungseinheiten bündelt und
zugleich die Front-und Back-Of-
fice-Prozesse transformiert.

Nachhaltiger
Ressourceneinsatz

Die Ressourcen einer Kommu-
ne müssen zielgerichtet einge-
setzt, flexibel gesteuert, nachhal-
tig entwickelt und schonend ge-
nutzt werden. Die Steuerung ei-
ner komplexen Organisation wie
die Kommunalverwaltung er-
leichtert ein auf Business-Intelli-
gence gestütztes Führungsinfor-
mationssystem, das Daten aus un-
terschiedlichen Quellen je nach
fachlichem Bedarf aufbereitet
und in Führungscockpits bereit-
stellt. Mit einem individuellen
Qualifikationsprogramm begeg-
nen smarte Kommunen den stei-
genden Anforderungen an ihre
Mitarbeiter und erhöhen die Fle-
xibilität des Personaleinsatzes.

Das IBM Whitepaper kann
nach vorheriger Registrierung
im Internet unter der Adresse
http://www-05.ibm.com/de/
public/literature/index.html als
PDF heruntergeladen werden.�

Neues Behörden-Kommunikationsnetz in Bayern:

Meilenstein in der
Verwaltungsmodernisierung

„Durch eine gezielte Ausschreibung konnten 45 Prozent der Ko-
sten eingespart werden. Die leistungsfähigere Vernetzung der
Behörden mit höheren Bandbreiten wird den weiteren Ausbau
von eGovernment fördern und die Zentralisierung des IT-Be-
triebs im Flächenstaat Bayern vorantreiben!“, kündigte der IT-
Beauftragte der Bayerischen Staatsregierung, Finanzstaatsse-
kretär Franz Josef Pschierer, bei seinem Besuch auf der Fach-
messe „Moderner Staat“ in Berlin an: „Die Steigerung der Ver-
fügbarkeit und Wirtschaftlichkeit bringt einen wesentlichen Bei-
trag zur Verbesserung der elektronischen Verwaltungsleistun-
gen zum Vorteil der Bürger und der Wirtschaft.“

Im Rahmen einer Bespre-
chung mit Entscheidungsträgern
von Bund, Ländern und Kom-
munen demonstrierte Pschierer
auf dem Messestand des Bayeri-
schen IT-Beauftragten im sog.
„Länderareal“ den konsequenten
Kurs der IT-Unterstützung der
bayerischen Verwaltung am Bei-
spiel der Neuausschreibung des
Bayerischen Behörden-Kommu-
nikationsnetzes: „Technische Ba-
sis und elementares Rückgrat ei-
ner modernen Verwaltung und
eines kundenorientierten eGo-
vernment sind zuverlässige und
leistungsfähige Netze zur Über-

mittlung von Sprache und Daten
sowie zur multimedialen Kom-
munikation.“

Sicherheitsbedürfnis

Pschierer dankte den Mitarbei-
tern aus Innen- und Finanzmini-
sterium, die das Vergabeverfah-
ren durchgeführt haben, für ihre
engagierte Arbeit, die dem Frei-
staat auch erhebliche Ko-
steneinsparungen bringe. Der
bayerische IT-Beauftragte hob
die Notwendigkeit hervor, bei je-
der technischen Modernisierung
den Fokus auf die Erfüllung der

berechtigten Sicherheitsbedürf-
nisse der Bürger zu setzen: „Mit
einer durchgängigen Leitungs-
verschlüsselung im Netz und der
Absicherung des IT-Betriebs in
hochsicheren, zentralen Standor-
ten erfüllen wir die berechtigten
Sicherheitsbedürfnisse unserer
Bevölkerung in besonderem
Maße.“

Green IT als neue
Herausforderung

Angesichts des mit zunehmen-
dem Technikeinsatz ständig an-
wachsenden Energieverbrauchs
gelte es, sich im globalen Inter-
esse auch der Herausforderung
„Green IT“ zu stellen. „Durch
die Konsolidierung von Servern
in einem zentralen Rechenzen-
trum, durch den Einsatz von Vir-
tualisierungstechniken sowie
durch Optimierung der Kühlsy-
steme“ lasse sich dieser Heraus-
forderung wirksam entgegentre-
ten, so Pschierer. �

Einführung des elektronischen
Personalausweises zum 1. November 2010

Mit dem Gesetz über Personalausweise und den elektronischen
Identitätsnachweis sowie Änderung weiterer Vorschriften vom
18.06.2009 (BGBl I S. 1346) wird zum 01.11.2010 der neue Per-
sonalausweis eingeführt.

Das Gesetz bringt zahlreiche
Änderungen, beginnend mit der
Größe des Personalausweises bis
hin zu dessen neuen elektroni-
schen Funktionen. Der neue Per-
sonalausweis wird im Scheckkar-
tenformat ausgegeben. Er enthält
einen Chip, der drei neue Funktio-
nen bietet: Speicherung biometri-
scher Daten, den elektronischen
Identitätsnachweis und die quali-
fizierte elektronische Signatur.
Diese Änderungen haben auch

Auswirkungen auf die Abläufe in
den Personalausweisbehörden.

Frühzeitige Information

Mittels umfassender und zeit-
naher Information über die tech-
nischen, organisatorischen und
rechtlichen Rahmenbedingungen
möchte das Bundesministerium
des Innern die Umstellung auf
das neue Verfahren erleichtern.

Weitere Informationen sowie

den ersten Newsletter über die
Anforderungen, die der neue
Personalausweis an die Hard-
und Softwareausstattung der Ar-
beitsplätze in den Personalaus-
weisbehörden stellt, finden sich
im Mitgliederservice des Ge-
meindetags unter der Adresse
www.bay-gemeindetag.de/
mitgliederservice/fachinformationen
_referate/referat_11/epass/epass.
htm und beim Bundesministeri-
um des Innern unter der Adresse
www.bmi.bund.de/cln_095/DE/
Themen/Sicherheit/PaesseAusweise/
ePersonalausweis/ePersonalausweis
_node.html �
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Die Umwelt-Heizung, die Kosten einspart! Eine Wärmepumpe beheizt
Ihr Haus und erwärmt das Brauchwasser über Jahrzehnte. Dabei
reduziert sie die jährlichen Kosten erheblich und schont auch noch
die Umwelt. Sie ist eine Investition, die sich in jeder Hinsicht lohnt.
Wir beraten Sie gerne.

Weitere Infos erhalten Sie unter www.lew.de oder
unter der kostenfreien Telefonnummer 0800 539 539 1.

NATÜRLICH: WÄRMEPUMPE

Bayerischer Bauindustrieverband:

Bilanzierung kommunalen
Vermögens...

... ein Fortschritt zur Modernisierung Bayerns

Die Bayerische Bauindustrie setzt sich für eine schnelle flächen-
deckende Einführung eines bilanzorientierten Rechnungswesens in
bayerischen Kommunen ein. Gemeinsam mit der vbw hat der
Bayerische Bauindustrieverband die Entstehung des Leitfadens „Er-
fassung und Bewertung kommunalen Vermögens in Bayern“ unter-
stützt. Das Praxishandbuch, das Kommunen die Umstellung ihres
Finanzmanagements erleichtern soll, wurde auf dem Gemein-
schaftsstand dervbw auf der„Kommunale“ in Nürnberg vorgestellt.

„Die Kommunen sind es ihren -
mündigen - Bürgern schuldig, den
Wert des ihnen treuhänderisch an-
vertrauten öffentlichen Realver-
mögens transparent auszuwei-
sen“, erklärte Gerhard Hess,
Hauptgeschäftsführer des Bayeri-
schen Bauindustrieverbandes. Die
altehrwürdige, über 450 Jahre alte
Kameralistik erlaube diesen Ein-
blick in den Stand des kommuna-
len Vermögens nicht.

Einäugigkeit

Zudem gaukele diese Einnah-
men-Ausgaben-Buchhaltung
(Kameralistik) mit ihrer Einäugig-
keit den Gemeindeoberen und
ihren Bürgern oftmals vor, die
Kommunen könnten Leistungen
selbst billiger erstellen als die Pri-
vatwirtschaft, beklagt Hess. Das
hat zur Folge, dass Kommunen
ihre wirtschaftlicheTätigkeit über-

mäßig ausweiten. Unter diesem
verzerrten Wirtschaftlichkeitsver-
gleich leidet auch PPP, so Hess.
„Daher brauchen die Kommunen
dringend ein gutes Rechnungswe-
sen, das alle Kosten und Ver-
pflichtungen, aber auch alle realen
Werte der Kommunen richtig und
vollständig erfasst und das mit
dem Standard des Rechnungswe-
sens eines Unternehmens ver-
gleichbar ist.“

Der Leitfaden „Erfassung und
Bewertung kommunalen Vermö-
gens in Bayern“ zeigt, wie Städte
und Gemeinden das kommunale
Vermögen inventarisieren, bewer-
ten und in der Bilanz korrekt dar-
stellen müssen. Die Autoren ge-
ben anhand vieler Beispiele kon-
kreteAnleitungen und Tipps zu In-
venturverfahren, Wertansatz, Ver-
einfachungsverfahren und Ab-
schreibung.DiePublikation ist jetzt
im Haufe Verlag erschienen. �

„Bauindustrie-Express“:

Der Zug muss wieder
ins Rollen kommen!

„Das bayerische Schienennetz lebt von der Substanz, die vor sechs
Generationen geschaffen wurde – unter König Ludwig!“, so Ger-
hard Hess, Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrie-
verbandes. Zwar habe es seitdem im bayerischen Schienennetz
zwei Neubaustrecken gegeben, nämlich die ICE-Schnellbahn-
strecken Würzburg-Kassel (1988) und München-Nürnberg (2005).
Doch liege und winde sich das Netz wie vor 150 Jahren entwickelt.

Als Beispiele für – leicht und
schnell beseitigbare – Mängel des
bayerischen Schienennetzes führt
Hess an: Eine zu geringe Trag-
fähigkeit der Schienen zwinge
schwere Güterzüge oftmals zu
großen Umwegen; dies gelte
ebenso für zu enge Tunnels, die
einen modernen Gütertransport
per Schiene (Container bzw. kom-
binierter Verkehr) verhindern. Die
Folge: langwierige Umwege,
größerer Zeitaufwand, höhere Ko-
sten und nicht zuletzt eine unnötig
hohe Umweltbelastung. Zu große
Steigungen erforderten zwei Lo-
komotiven als Triebfahrzeuge
(Doppeltraktion). Und zu enge
Kurvenradien erlauben nicht die
heutigen Standards entsprechen-
den Geschwindigkeiten.

Stille Reserve

Hess beklagt: „Hier dümpelt
ein riesiges Immobilien- und In-
frastrukturvermögen vor sich hin
und verschlampert. Es ist höchste
Zeit, diese stille Reserve zu heben
und nachhaltig zu ertüchtigen.“
Das, so Hess, ist die Verantwor-
tung heutiger Politik. Das erforde-
re die systematische Ertüchtigung
des gesamten Schienennetzes,
insbesondere auch für den ländli-
chen Raum, die Verknüpfung sei-
ner Mittelzentren, zudem die
Schaffung eines neuen Personen-
nahverkehrssystems.

Ein modernes Schienengüter-
verkehrssystem erfordere die Rea-
lisierung einer Güterverkehrs-
drehscheibe mit Blick auf Bay-
erns neue Zentralität im seit Mai
2004 nach Osten erweiterten EU-
Binnenmarkt, die Anbindung der
Hafen-Hinterlandverkehre von
denAdria- und Nordseehäfen und
die Wiedervernetzung der durch
den ehemaligen Eisernen Vorhang
getrennten Regionen über Tsche-
chien und Polen ins Baltikum.

Im Schienenpersonenverkehr

brauche Bayern die Anbindung
der ICE-Hochgeschwindigkeits-
strecke München-Nürnberg an die
Rhein-Main-Schiene sowie an die
aus Österreich und Frankreich an
die bayerischen Grenzen ankom-
menden Schnellbahnlinien.

Neben der Verbesserung der
Standort- und Wohnqualität Bay-
erns hätte ein derartiges Schienen-
ausbau-Programm eine enorme
Beschäftigungswirkung für die
mittelständischen Bauunterneh-
men und ihre Facharbeiter in ganz
Bayern. Hess: „Gerade in Zeiten,
da am Bau die Aufträge aus Wirt-
schaft und Industrie ausbleiben
werden, ist das ein gewichtiger
Punkt.“ Zwar sei es durchaus zu
begrüßen, dass die Deutsche Bahn
in Katar Eisenbahnen baut und so
laut Bahnchef Grube damit auch
Arbeitsplätze in Deutschland si-
chern will.Aber, so Hess: „Die ef-
fektivste Sicherung unserer inlän-
dischen Arbeitsplätze ist es aller-
dings, das deutsche Schienennetz
zu sanieren und nachhaltig auf
Vordermann zu bringen. Der Ei-
senbahnbau erfordert nämlich ei-
ne besondere Planungs- und Bau-
kompetenz. Diese ist hierzulande
sträflich vernachlässigt worden.“

Damit im bayerischen Schie-
nennetz endlich wieder der „Zug
ins Rollen komme“ hat der
Bayerische Bauindustrieverband
umfangreiche Studien zum Zu-
stand und den Verbesserungsmög-
lichkeiten des bayerischen Schie-
nennetzes erstellen lassen.

Zur Illustration des geschilder-
ten Substanzverkehrs sowie der
Verbandsinitiative „Bahn 2030 –
Ertüchtigung des bayerischen
Schienennetzes“ fuhr der „Bauin-
dustrie-Express“ jüngst von Mün-
chen über Burghausen, Landshut
nach Regensburg und zurück
nach München. Geladene Gäste
aus Politik, Kommunen und be-
troffener Öffentlichkeit fuhren
Eisenbahn. �

Garten und Freiräume:

Im Schatten der Baudenkmäler
In der Bayerischen Denkmalliste sind 120.000 Baudenkmäler so-
wie rund 900 Ensembles verzeichnet. Maßnahmen an den Bau-
denkmälern müssen von den Unteren Denkmalschutzbehörden
der Landratsämter und kreisfreien Städte genehmigt werden. Die
Denkmalschutzbehörden holen im Rahmen des Genehmigungs-/
Erlaubnisverfahrens hierzu die Stellungnahme des Bayerischen
Landesamtes für Denkmalpflege als Denkmalfachbehörde ein.

Bauliche Anlagen oder Teile
davon, die aus vergangener Zeit
stammen und deren Erhalt we-
gen ihrer geschichtlichen, städ-
tebaulichen, wissenschaftlichen
oder volkskundlichen Bedeu-
tung im Interesse der Allge-
meinheit liegt, stehen gemäß
Art. 1(1) Denkmalschutzgesetz
(DSchG) unter Schutz. Eine
Mehrheit von baulichen Anla-

der Stadt mit zeitgemäßer Ar-
chitektur. Der Erhalt der Bau-
denkmäler und historischen
Orts- und Stadtkerne zahlt sich
wirtschaftlich aus, bedenkt man
den Einfluss auf Tourismus und
Stadtmarketing. Nach Deutsch-
land, sehr gerne nach Bayern,
kommen Besucher aus der ganzen
Welt und bewundern Schlösser
und Klöster, Städte und Dörfer.

Kommune und jede Stadt möch-
te einen möglichst großen Spiel-
raum für eigene Entscheidun-
gen bewahren. Viele Städte ha-
ben Gestaltungskriterien für Neu-
und Umgestaltungen in einem
Gestaltungskatalog festgelegt –
das hat sich bewährt.

Keine Gestaltungsvorgaben

In den Dörfern gibt es in der
Regel keine Gestaltungsvorga-
ben. Entscheidungen werden in
letzter Instanz vom Gemeinde-
rat und dem Bürgermeister ge-
troffen.

Planungsabläufe können sehr
unterschiedlich sein:
1. Der beauftragte Planer ist gut
und kann die Entscheidungsträ-
ger überzeugen.
2. Der beauftragte Planer ist
gut, kann aber die Entschei-
dungsträger nicht überzeugen.
3. Der beauftragte Planer ist
schlecht und die Entscheidungs-
träger bemerken es nicht.
4. Der beauftragte Planer, ob
gut oder schlecht, erfüllt die
vom Entscheidungsträger ge-
wünschten Vorstellungen in je-
dem Fall.
5. Es wird kein Planer beauftragt.

Ohne Bezug geht es nicht

Wie geht man um mit den
Freiräumen in der Umgebung
denkmalgeschützter Bauten?
Gesetzesänderungen sind lang-
wierig, verschlucken Energie,
kosten Unsummen und außer-
dem – was bringen schließlich
zusätzliche Gesetze und Re-
gelungen? Es soll nicht der
Historismus gepriesen wer-
den, aber ohne einen Bezug
zum vorhandenen, dem denk-
malgeschützten Bauwerk, geht es
nicht.

Vergangenheit und
Gegenwart verbinden

Die Planungsaufgabe heißt -
Vergangenheit und Gegenwart
verbinden, nicht aber modisch,
beliebig, kraftlos und kurzlebig.
Es wird an die freiwillige Zu-
sammenarbeit von öffentlichen
und privaten Bauherren mit
Fachplanern und den Denkmal-
schutzbehörden appelliert. Bei
allem Respekt vor demokrati-
scher Entscheidung, die fachli-
che Diskussion muss die Rich-
tung vorgeben.

Im Jahr 2007 wurde der Innenhof des Klosters Weyarn den
aktuellen Bedürfnissen angepasst, wobei die Würde des Ortes
sensibel gewahrt blieb. ��

gen, kann gemäß Art 1(3)
DSchG als sogenanntes Ensem-
ble ebenfalls zu den Baudenk-
mälern gezählt werden. Neben
Gebäuden kann ein Ensemble
auch dessen prägende Freiräu-
me wie z. B.: Gärten, Höfe und
Straßen umfassen. Die Gestal-
tung von Belägen, Möblierung,
Bepflanzung, Beleuchtung etc.
kann für das Erscheinungsbild
eines Ensembles wesentlich und
so Gegenstand der Denkmal-
pflege sein.

Prägung durch
historische Anlagen

Bauten und Freiräume erge-
ben bestenfalls immer ein
Ganzes, d. h. ein gutes Ensem-
ble, ein stimmiges Dorf, eine
gewachsene Stadt, ein schönes
Land. Viele Städte, Dörfer und
Landschaftsbilder werden durch
ihre historischen Anlagen ge-
prägt, oftmals sind sie Aus-
gangspunkt für das Wachstum

Bedingter Schutz

Zwar können beispielsweise
auch Gartenanlagen gemäß Art.
2 (2) Satz 3 Baudenkmäler dar-
stellen. In der Regel besteht
aber für Freiräume wie Straßen,
Höfe und Plätze in der Umge-
bung von Denkmalen nur ein
bedingter Schutz auf der Basis
des Art 6 (2) Satz 2 DSchG der
Maßnahmen im sogenannten
Nahbereich von Baudenkmä-
lern unter gewissen Vorausset-
zungen unter die Erlaubnis-
pflicht stellt. Umso mehr ist hier
ein verantwortungsbewusster
Umgang von privaten und öf-
fentlichen Bauherren, Städte-
planern, Landschaftsarchitekten
und Architekten gefordert, der
nicht obrigkeitlich verordnet
werden kann.

Spielraum bewahren

Wir leben in einer Demokra-
tie und jeder Privatmann, jede

Erfolgreiche Diskussion

Eine Diskussion entsteht dann,
wenn unterschiedliche Interessen
und Wahrnehmungen aufeinander
treffen. Erfolgreich wird sie, wenn
die Diskussionspartner sich ge-
genseitig respektieren und an ei-
nem gemeinsamen Ergebnis ar-
beiten. Am Beispiel eines „Frei-
raumes“ inmitten von denkmalge-
schützten Gebäuden, dem Kon-
venthof der Klosteranlage Weyarn
(kein Ensembleschutz) soll dieses
kurz beschrieben werden. Aus
Sicht des Denkmalpflegers, der
hier beratend zur Seite stand,
schien hier zunächst eine Bezug-
nahme auf die barockeAnlage die
beste Lösung.

Klosteranlage Weyarn

Der Bauherr wollte einen pri-
vaten, stillen Hof, der auch
Platz für kirchliche und klöster-
liche Feste bietet. Die Plane-
rin konnte den Anspruch des
Denkmalschutzes nachvollzie-
hen, sah aber die funktionalen
Erfordernisse des Bauherren
und der Zeit. Die Grundlage der
Lösung war eine kunsthistori-
sche Untersuchung der Kloster-
anlage (Kunsthistoriker Dr.
Nadler), hier lag der Schlüssel
zur Lösung. Die Gespräche
zwischen Planer und Kunsthis-
toriker, zwischen Planer und
Denkmalschutz waren die Vor-
aussetzung für den Entwurf ei-
ner Gestaltung, die letztlich von
allen Parteien als gelungen
empfunden wurde.

Würde des Ortes

Im Konventhof in Weyarn
wurden die ehemalige Form des
Gartens, die Beete, die Wege,
der Brunnenplatz in der Mitte
rekonstruiert und im Belag des
Hofes mit Kleinsteinpflaster aus
Granit wiedergegeben. Das ge-
wählte Natursteinmaterial ent-
spricht der Würde und der Ge-
schichte des Ortes, es kann
Jahrhunderte überleben.

Zeitlose Gestaltung

Durch Weitsicht und Offen-
heit des Bauherrn, durch die
Diskussionen mit dem Bayeri-
schen Denkmalamt und dem
insgesamt sehr intensiven Pla-
nungsprozess konnte ein zeit-
gemäßer und ebenso zeitloser
Konventhof gestaltet werden.

Gärten und Freiräume sind
wie das Wasser in unserem Kör-
per, sie halten alles zusammen.
Ohne Wasser geht gar nichts.

Hildegard Köster
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Bayerische Landessiedlung:

Qualifizierte Betreuung
der Kommunen

Garant für Ideen und durchdachte Konzepte

Als kompetenter Partner für die Kommunal- und Regionalent-
wicklung, bei der Standortentwicklung und im Wohnungsbau
hat sich die Bayerische Landessiedlung GmbH (BLS) über vie-
le Jahre einen exzellenten Ruf erworben. Ihren Kunden - Kom-
munen, Unternehmen oder Privatpersonen – sichert die Ge-
sellschaft eine ebenso qualifizierte wie engagierte und indivi-
duelle Betreuung zu. Die BLS übernimmt alle Leistungen der
Projektentwicklung und der Projektrealisierung - vom vorbe-
reitenden Konzept bis zur konkreten örtlichen Umsetzung.

Die Entstehung der Bayeri-
schen Landessiedlung geht
noch auf die Zeit der Monarchie
zurück. Vor über 90 Jahren - am
4. Juni 1917 - teilte der damali-
ge König, Ludwig III., seinem
Staatsminister des Inneren mit,
dass er „die Gründung einer
Landessiedlungsgesellschaft
auf das Wärmste“ begrüße und
sich „zum Zeichen seines lan-
desväterlichen Interesses“ be-
reit erkläre, der Gesellschaft
„als Mitglied mit einer Stamm-
einlage von 10.000 Reichs-
mark“ beizutreten.

Starke Verankerung
im ländlichen Raum

In diesen über 90 Jahren ha-
ben sich die Zeiten natürlich
geändert, die Aufgaben der
Bayerischen Landessiedlung
und ihre Rechtsform wechsel-
ten. Neue Anforderungen mus-
sten angenommen, viele neue
Herausforderungen geschultert
und immer neue Ideen geboren
werden. Geblieben sind aber bis
heute eine starke Verankerung
im ländlichen Raum, der Servi-

cegedanke sowie das Engage-
ment für Wohnbau und Ge-
meindeentwicklung.

Die BLS als Partner der
Kommunen verfügt über weit
reichende Kompetenzen in der
Regional-, Stadt- und Gemein-
deentwicklung. Zum Leistungs-
spektrum zählen unter anderem
Stadtsanierung und Dorferneue-
rung, Bauleitplanung, das Pla-
nen und Bauen im Bestand,
Konversion/die Revitalisierung
von Brachflächen, Regional-
entwicklung, Interkommunale
Zusammenarbeit, Landschafts-
und Freiraumplanung und vieles
mehr.

Qualifiziertes Personal

Die Vielfalt der kommunalen
Planungs-, Entwicklungs- und
Beratungsaufgaben erfordert
ein vielseitig qualifiziertes Per-
sonal, um die anstehenden Fra-
gestellungen interdisziplinär
und umfassend lösen zu kön-
nen. Damit die zuständigen
Kommunalpolitiker und die an-
deren regionalen Akteure eine
offensive Gestaltung des Le-

bens- und Wirtschaftsraumes -
mittlerweile oft über die eige-
nen Gemeindegrenzen hinaus -
wahrnehmen können, sind zu-
nehmend „maßgeschneiderte“
Prozesse und Methoden zur
Entscheidungsfindung einer-
seits und realistische Bewertun-
gen der vorhandenen Potenziale
andererseits erforderlich.

Bayerische Landessiedlung als
ein bewährtes Instrument, die
Entwicklungsziele und umfas-
senden Aufgaben in Partner-
schaft mit den Kommunen um-
zusetzen. Oftmals stoßen kom-
munale Aufgaben und Wünsche
auf Grund der nicht gegebenen
wirtschaftlichen Machbarkeit
oder eingeschränkter finan-
zieller Möglichkeiten einer
Kommune, eines kommunalen
Zweckverbandes oder einer
Region an ihre Grenzen. Opti-
mierung heißt hier das Zauber-
wort - durch ein gewolltes Zu-
sammenspiel von privater Ener-
gie, privatem Kapital, privatem
Know-how, aber auch priva-
ter Initiative mit den Interessen,
Aufgaben und Herausforde-

rungen der öffentlichen Hand.
In Partnerschaft mit den be-

troffenen Kommunen und den
Grundstückseigentümern wer-
den individuelle Siedlungsmo-
delle, Baulandbeschaffungs-
verfahren und Erschließungs-
trägerschaften sowohl für at-
traktive Wohnbaugebiete als
auch für marktgerechte Ge-
werbeflächen entwickelt und
realisiert. Die Bayerische Lan-
dessiedlung ist Ansprechpart-
ner für alle Fragen der Öffent-
lich-Privaten-Partnerschaft
(ÖPP), für Leasing- und Finan-
zierungsdienstleistungen.

Immobiliengeschäft

Last but not least verfügt
die Bayerische Landessiedlung
über umfassende Kompetenzen
im Bereich der Immobilienent-
wicklung und des Bauträgerge-
schäfts. Bayernweit hat das Un-
ternehmen inzwischen zahlrei-
che Einfamilienhäuser, Doppel-

Bei der Bayerischen Landes-
siedlung GmbH arbeitet ein
Team aus Architekten, Stadtpla-
nern, Landschaftsplanern, Tief-
bauingenieuren, Juristen und
Immobilienkaufleuten, deren
Tätigkeit eine breite Palette an
Planungs- und Beratungslei-
stungen für Städte, Gemeinden
und Landkreise sowie eine fun-
dierte Grundlagenarbeit um-
fasst. Beide Aufgabenbereiche
ergänzen sich zur besonderen
Qualität in der täglichen Arbeit
der Bayerischen Landessied-
lung.

Energie und
Kommunale Entwicklung

Den Bereich „Energie und
Kommunale Entwicklung“ -
die zweite große Säule ihrer
Geschäftstätigkeit - begreift die

und Reihenhäuser sowie Eigen-
tumswohnungen realisiert.

Erfolgreiche Projekte

Als erfolgreiche Projekte der
jüngsten Vergangenheit kann
die BLS unter anderem das
„Hainberg Areal“ und das
„Baugebiet Schranne – Thün-
gersheim“ verbuchen. Nach
dem kurzfristigen Abzug der
Soldaten aus der Hainbergka-
serne in Mellrichstadt im Jahr
2006 wurden verträgliche Nach
folgenutzungen für diesen Stan-
dort und die ehemaligen Anla-
gen (Munitionslager, Schießplatz,
Sportanlagen, Standortübungs-
platz) entwickelt. Die Bayerische
Landessiedlung GmbH wurde
beauftragt, die Stadt Mellrich-
stadt dabei fachkundig zu bera-
ten und die kommunalen Inter-
essen in allen Schritten des
Konversionsprozesses nachhal-
tig zu vertreten.

Hainberg Areal

Der besondere Reiz des Hain-
berg Areals liegt im attraktiven
Campus-Charakter dieser ehe-
mals militärisch genutzten Lie-
genschaft. Entlang der großzügi-
gen Freiflächen gruppieren sich
ehemalige Wirtschafts- und
Technikgebäude, KFZ-Hallen,
Sport- und Freizeiteinrichtun-
gen, Schulungs- und Sanitätsge-
bäude sowie mehrere Unter-
kunftsgebäude, die teilweise erst
vor einigen Jahren umfangreich
saniert wurden.

Insgesamt kommt man so auf
eine Grundstücksfläche von über
250.000 Quadratmetern und auf
eine Gebäudenutzfläche von et-
wa 45.000 Quadratmetern. Viel
Platz also für neue Ideen und
Konzepte – die aber erst einmal
entstehen und sich durchsetzen
mussten.

Nach einer umfangreichen
städtebaulichen und land-
schaftsplanerischen Bestands-
aufnahme wurde das Konzept
eines innovativen Gewerbe-
parks entwickelt, das für das
Hainberg Areal vielfältige Nut-
zungsmöglichkeiten zulässt
und somit für unterschiedlichste
Branchen interessant ist. Hier
können sich sowohl gewerbli-
che Betriebe als beispielsweise
auch Einrichtungen zur Schu-
lung und Fortbildung, Dienstlei-
stungsunternehmen und Büros,
kulturelle oder sportliche Ein-
richtungen ansiedeln.

Konzept eines innovativen
Gewerbeparks

Ideal ist dieser Standort auf-
grund der unkonventionellen
Nutzungsmöglichkeiten auch
für neue, junge Unternehmen
und Start-Ups. Der künftige
Gewerbepark bietet eine große
Flexibilität durch individuelle
Vermietungskonzepte, durch das
große Entwicklungspotential
vor Ort und nicht zuletzt durch
die wirtschaftliche Mietpreisge-
staltung.

Baugebiet Schranne –
Thüngersheim

Beispiel 2: Im Beisein des Bür-
germeisters der im Landkreis
Würzburg gelegenen Weinbauge-
meinde Thüngersheim, Markus
Höfling, begannen im Februar
2009 mit dem ersten Spatenstich
die Erschließungsmaßnahmen am
Baugebiet „Schranne“. Nur we-
nige Meter vom Ortszentrum
entfernt, bietet die Baye-
rische Landessiedlung GmbH
bauwilligen Bürgern Bauplätze
von 390 bis 496 Quadratmetern
an, die zur Bebauung mit Einzel-
bzw. Doppelhäusern geeignet
sind. DK

Dorferneuerung und Baukultur:

Neues Leben in alten Gemäuern
Minister Brunner überreichte Staatspreise an 18 Bauherren

Was aus lange leer stehenden oder stark vernachlässigten Schul-
häusern, Gesindehäusern, Wohnstallhäusern, Scheunen, aus ei-
nem Schafhof oder Zollhaus geworden ist, zeigen 18 Projekte, die
Landwirtschaftsminister Helmut Brunner mit dem Staatspreis
2009 – „Dorferneuerung und Baukultur“ ausgezeichnet hat.

Bei einem Festakt in der Mün-
chner Residenz überreichte der
Minister zunächst an zehn Pro-
jekte den mit 2.000 Euro dotier-
ten Staatspreis. Dazu gehören
die Sanierung und Umnutzung
der denkmalgeschützten „Alten
Schule“ zu einem Mehrfamilien-
wohnhaus in Obertrübenbach,
Stadt Roding (Landkreis Cham),
die Revitalisierung und Sanie-
rung des Wohnstallgebäudes des
denkmalgeschützten Anwesens
„Schafhof“ in Büchold-Stein-
bachshof, Stadt Arnstein (Land-
kreis Main-Spessart), die Reakti-
vierung, Sanierung und Umnut-
zung der denkmalgeschützten
„Panzermühle“ in Nennslingen
(Landkreis Weißenburg-Gun-
zenhausen), und die Revitalisie-
rung, Sanierung und Umnut-
zung eines denkmalgeschützten
Wohnstallhauses zu Wohnzwe-
cken in Nußdorf a. Inn (Land-
kreis Rosenheim).

Staatspreise

Außerdem wurden mit einem
Staatspreis bedacht: die Sanie-
rung und Umnutzung des
denkmalgeschützten ehemaligen
Zollhauses zur Gaststätte und
Ferienwohnung in Neualben-
reuth (Landkreis Tirschen-
reuth), die Sanierung, Restau-
rierung und Umnutzung des
denkmalgeschützten ehemali-
gen Pfarrhofes zum Wohn- und
Bürohaus in Grimoldsried, Ge-
meinde Mickhausen (Landkreis
Augsburg), die Sanierung und
Umnutzung des ehemaligen
Gesindehauses der denkmalge-
schützten „Oberen Mühle“ in
Rattelsdorf (Landkreis Bam-
berg), die Sanierung und der

Umbau eines denkmalgeschütz-
ten bäuerlichen Wohnhauses so-
wie Revitalisierung von Neben-
gebäuden in Köslau, Stadt Kö-
nigsberg (Landkreis Hassber-
ge), die Sanierung und Wieder-
belebung der denkmalgeschütz-
ten „Alten Schule“ zum Büro-
und Geschäftshaus in Lech-
bruck (Landkreis Ostallgäu) so-
wie die Sanierung und Umnut-
zung eines ehemaligen Wohn-
stallhauses zum Wohnhaus mit
Gestaltung des Umfeldes in Tie-
fengrün, Gemeinde Berg (Land-
kreis Hof).

Sonderpreise

Zwei Projekte wurden mit ei-
nem Sonderpreis in Höhe von je
1.500 Euro ausgezeichnet. Da-
bei handelt es sich um die Revi-
talisierung und Umnutzung der
Wirtschaftsgebäude eines Bau-
ernhofes zu einem metallverar-
beitenden Betrieb in Hegna-
brunn, Gemeinde Neuenmarkt
(Landkreis Kulmbach) und den
Ersatzbau einer Remise zur
Wiederherstellung der Form des
Dreiseithofes in Schmidham,
Markt Ruhstorf an der Rott
(Landkreis Passau).

Anerkennung

Sechs weiteren Projekten
wurden eine Anerkennung und
je 500 Euro zuteil: Sanierung
und Umnutzung eines ehemali-
gen Wohnstallgebäudes mit
Wagnerei für privates Wohnen
in Aufhausen, Markt Eichen-
dorf (Landkreis Dingolfing-
Landau a. d. Isar), Sanierung
der ehemaligen Schule und Um-
bau zu barrierefreien Wohnun-

gen in Kellmünz a. d. Iller
(Landkreis Neu-Ulm), Wieder-
herstellung der Ursprungsfassa-
de an einem Wohnhaus zur Auf-
wertung des Ensembles am
Marktplatz in Kirchenthumbach
(Landkreis Neustadt a. d. Wald-
naab), Umnutzung und Um-
bau einer Scheune zum Wohn-
haus mit Rückversetzung der
Giebelwand für einen Gehweg
in Dingolshausen (Landkreis
Schweinfurt), Teilumnutzung
einer Scheune in fränkischem
Baustil für Wohnzwecke und
Büronutzung in Greimersdorf,
Markt Cadolzburg (Landkreis
Fürth) sowie Reaktivierung,
Umnutzung und Erweiterung
eines ehemaligen Stallgebäudes
in Fratersdorf, Gemeinde Za-
chenberg, (Landkreis Regen).

Ausführliche Darstellung

In einer Dokumentation des
Bayerischen Landwirtschafts-
ministeriums zum Staatspreis
2009 werden die Projekte aus-
führlich dargestellt. Dabei geht
es weniger um die Bau- und In-
genieurtechnik; vielmehr stehen
die Kulturgeschichte, die Denk-
malpflege und die Bedeutung
der Gebäude im Dorf im Vor-
dergrund. Eine besondere Rolle
kommt den Bauherren in den
Projektdarstellungen zu. Zum
einen verdeutlichen die Beiträ-
ge deren außerordentliches En-
gagement bei den Revitalisie-
rungs-, Sanierungs- und Um-
nutzungsprojekten für neues
Leben in alten Gemäuern. Zum
anderen vermitteln die Beiträge,
in welch emotionaler Verbun-
denheit die Bauherren zu ihren
Ortsbild prägenden Gebäuden
und Denkmälern stehen.

„Mit viel Mut, außerordentli-
chem Engagement, Zeit und
Geld haben Sie es geschafft, al-
te Gebäude mit neuem Leben zu

erfüllen“, stellte Minister Brun-
ner in seiner Laudatio fest und
ergänzte: „Sie haben einen
wertvollen Beitrag zum Erhalt
der Baukultur in den Dörfern
und zur Entwicklung der ländli-
chen Räume geleistet.“ Denn
die Projekte fördern laut Brun-
ner die Innenentwicklung der
Dörfer, reduzieren den Flächen-
verbrauch, stärken die Wirt-
schaftskraft und helfen mit, Ar-
beitsplätze zu erhalten.

2.700 Projekte

Die ausgezeichneten Bau-
maßnahmen waren von einer
Fachjury aus insgesamt 2.700
Projekten ausgewählt worden,
die in Bayern im Rahmen der
Dorferneuerung jährlich durch-
geführt und vom Freistaat mit
knapp acht Millionen Euro be-
zuschusst werden. DK

Denkmalwettbewerb 2009
des Landkreises Dillingen

Im Schloss Höchstädt wurden zum Abschluss des Denkmalwett-
bewerbs 2009 des Landkreises Dillingen 42 Objekte ausgezeich-
net. Von rechts: Landrat Leo Schrell, Bürgermneister Michael
Holzinger, Bissingen, Bürgermeister Friedrich Käßmeyer, Glött,
Bürgermeister Erhard Friegel, Holzheim, Adolf Dürndorfer,
Holzheim und KreisheimatpflegerAlois Sailer. Text und Bild: -jdt
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Jahresabschluss-Pressekonferenz der LBS Bayern:

Bausparen profitiert
von der Finanzkrise

Immobilien werden zuAnlage-Favoriten und Wohn-Riester zu Erfolgsgeschichten
„Die Popularität des Bausparens ist ungebrochen“, stellte Franz
Wirnhier, Sprecher der Geschäftsleitung der LBS Bayern, bei der
Jahresabschluss-Pressekonferenz der Landesbausparkasse fest.
Die Finanzkrise habe die Bausparneigung und das Interesse am
Immobilieneigentum gestärkt. Zum Jahresende 2009 werde die
LBS rund 205 000 Bausparverträge über eine Bausparsumme
von 6,9 Milliarden Euro vermittelt haben. Damit liege das Neuge-
schäft nach dem Ausnahmejahr 2008 trotz Wirtschaftskrise wie-
der auf dem hohen Niveau der Jahre 2005 bis 2007, als jeweils
rund 7 Milliarden Euro erreicht wurden.

Zum Bausparerfolg habe we-
sentlich beigetragen, dass 95 Pro-
zent aller Verbraucher bei der
Geldanlage die Sicherheit des Er-
sparten, wie sie Bausparen biete,
am wichtigsten sei. Dies habe eine
Umfrage des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes ergeben.
Folgerichtig habe sich der Anteil
der Deutschen, die den Abschluss
eines Bausparvertrages erwägen,
binnen Jahresfrist verdreifacht.

Hochzufrieden zeigte sichWirn-
hier mit dem Start ins Riester-

Bausparen. 2009 werde die LBS
Bayern etwa 34 000 Riester-Ab-
schlüsse über rund 1,4 Milliarden
Euro verzeichnen. Das sind mehr
als 20 Prozent der gesamten Neu-
geschäftssumme. Mit einem An-
teil von über 50 Prozent sei die
LBS in diesem neuen Marktseg-
ment klarer Marktführer.

Generell habe sich 2009 nach
den Vorzieheffekten des Jahres
2008 das Neugeschäft der LBS
wieder normalisiert, sagte der
LBS-Chef. Die Bausparsummen

der vielen vorgezogenen Ab-
schlüsse des Vorjahres seien im
Durchschnitt relativ niedrig gewe-
sen, weil sie oft noch nicht auf be-
reits absehbare Finanzierungsvor-
haben ausgerichtet gewesen seien.
In diesem Jahr erhöhe sich die
durchschnittliche Bausparsumme
aber um fast 25 Prozent auf etwa
33 700 Euro. Die Vertragsab-
schlüsse seien wieder eindeutig an
konkreten Finanzierungszielen
orientiert. Die erfolgreiche Ent-
wicklung der vergangenen Jahre
setze sich damit nahtlos fort. „Wir
konnten sogar Marktanteile ge-
winnen“, freute sich Wirnhier.

Blick nach vorn

2010 sehe die bayerische Lan-
desbausparkasse „mit Zuversicht
entgegen“. Die Marktführerschaft
solle weiter ausgebaut werden, das
Ziel sei ein Marktanteil von nach-
haltig 40 Prozent. Zurzeit beträgt
er, gemessen an der Bausparsum-
me, 38,5 Prozent. Im Neugeschäft
habe man wieder die 7-Milliarden-
Euro-Marke im Visier. Wohnei-
gentum werde im Bereich der pri-
vaten Vorsorge weiterhin eine zen-
trale Rolle spielen. Die Immobili-
enpreise seien günstig, die Zinsen
niedrig. Und die Eigenheimrente
werde sich immer mehr etablieren.
Die Möglichkeiten, Riester-geför-
dert eigene vier Wände zu erwer-
ben, würden 2010 noch größer.
Denn vom 1. Januar an könnten
GuthabenaufRiester-Verträgen,die
vor 2008 abgeschlossen wurden, zu
100 Prozent für den Bau oder Kauf
selbst genutzten Wohneigentums
verwendet werden.

Um die Chancen in der neuen
Förderwelt optimal zu nutzen,
setzt die LBS weiterhin auf die
„erfolgreiche Zusammenarbeit
mit den bayerischen Sparkassen“
und die Qualität der eigenen Ver-
triebsmannschaft. 2009 sind 63
zusätzliche Handelsvertreter ge-
wonnen worden. In den kommen-
den drei Jahren soll sich die Zahl

der für die LBS tätigen Bauspar-,
Finanzierungs- und Immobilien-
spezialisten noch einmal deutlich
erhöhen.

Ein Katalysator für das LBS-Ge-
schäft ist laut Wirnhier die Tatsa-
che, dass sich die Immobilie als
Anlagefavorit in der Krise erweise.
So habe die Sparkassen-Immobili-
en-Vermittlungsgesellschaft von
Januar bis November 2009 schon
7649 Wohnimmobilien im Wert
von 1,2 Milliarden Euro vermittelt.
Dies entspreche Steigerungsraten
von 16 Prozent zumVorjahreszeit-
raum. Spiegelbildlich habe sich
auch das Finanzierungsgeschäft
entwickelt. Bei den Bauspardarle-
hen erwartet die LBS Bayern ein
Auszahlungsplus von 10 Prozent
auf etwa 740 Millionen Euro, bei
den außerkollektiven Krediten ei-
nen Zuwachs von 28,3 Prozent auf
480 Millionen Euro.

Strukturelle Veränderung

Der Wohnungsneubau profitiert
allerdings weiterhin von dieser
Entwicklung kaum. Nach dem
kontinuierlichenAbwärtstrend der
vergangenen Jahre sei aber nun
möglicherweise die Talsohle er-
reicht. Zumindest bei den Eigen-
heimen seien die Baugenehmi-
gungen in den ersten neun Mona-
ten 2009 wieder leicht nach oben
gegangen, nämlich um 3,2 Pro-
zent auf 13.821. Die Struktur des
Wohnungsbaus habe sich aber
dramatisch verändert. Laut einer
Analyse des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung habe der
Neubau im Jahr 2000 noch 42
Prozent der Investitionen ausge-
macht, 2008 sind es nur mehr 22
Prozent gewesen, erläuterte der
Bausparkassen-Chef. Damit ent-
fielen über drei Viertel aller Woh-
nungsbauleistungen auf bestehen-
de Gebäude. Noch krasser sei die
Relation bei der Vermittlung von
Wohnobjekten. 90 Prozent der Er-
werbsvorgänge, die von der Spar-
kassen-Immo vermittelt werden,
beträfen gebrauchte Immobilien.
Diese würden dann oft umfassend
modernisiert.

Nötige Investitionen

Wirnhier rechnete vor, dass die
energetische Optimierung der et-
wa zwei Millionen Ein- und
Zweifamilienhäuser in Bayern,
die älter als 30 Jahre sind, Investi-
tionen von bis zu 100 Milliarden
Euro mobilisieren könne. Für die
altersgerechte Modernisierung
von Wohnungen, die nicht an die
Bedürfnisse ihrer älteren Bewoh-
ner mit eingeschränkter Mobilität
angepasst sind, wären im Freistaat
weitere sechs Milliarden Euro er-
forderlich. „Es sieht so aus“,
meinte er, „als ob die nötigen In-
vestitionen nun im Zuge der zahl-
reichen Gebrauchtimmobilien-
käufe verstärkt realisiert werden.“

55 Prozent der von der LBS
Bayern finanzierten Maßnahmen
sind Modernisierungen und Re-
novierungen. Die Finanzierungs-
summe hat um fast 60 Prozent auf
voraussichtlich 660 Millionen Eu-
ro zum Jahresende zugelegt. Die
durchschnittliche Kredithöhe ist
um 40 Prozent auf 30.000 Euro
angestiegen. Wirnhier sieht darin
ein klares Indiz für die wachsende
Bereitschaft, im größeren Stil
ganzheitliche, energiesparende und
altersgerechte Verbesserungen im
Wohnungsbestand vorzunehmen.

Die kräftige Nachfrage nach
den Kreditangeboten der LBS
Bayern stärke die Ertragskraft der
Landesbausparkasse, berichtete
Wirnhier. Der Zinsüberschuss
werde laut Hochrechnung wieder
im Bereich von 200 Millionen
Euro liegen, der Verwaltungsauf-
wand mit 107 Millionen Euro
konstant bleiben. Das Provisions-
ergebnis falle wie üblich negativ
aus, weil das hohe Neugeschäft zu
hohen Provisionszahlungen an
den Vertrieb führe. „Trotz des
niedrigen Zinsniveaus wird die
LBS Bayern beim Betriebsergeb-
nis vor Risikovorsorge nach 73,8
Millionen Euro im Vorjahr erneut
in der Größenordnung von 70

V. l.: Alfred Lehmkuhl, MBN Bau AG, Dipl.-Ing. Peter Praum,
Geschäftsführer Sport StadiaNet GmbH, Norbert Kastner, Ober-
bürgermeister Coburg, Frank Litzke, Bereichsleiter MBN Bau
AG, Jochen Siegel, asp Architekten. ��

Ballsporthalle „Lauterer Höhe“ in Coburg:

Erster Spatenstich
ist erfolgt

Anfang Dezember war es soweit. Mehr als 60 Gäste aus Politik,
Verwaltung, Kultur, Sport sowie zahlreiche Medienvertreter ver-
folgten den ersten Spatenstich auf dem Baugelände Lauterer
Höhe in Coburg.

Die Anwesenden wurden vom
Sport StadiaNet GmbH Ge-
schäftsführer Dipl.- Ing. Peter
Praum sowie dem Coburger
Oberbürgermeister Norbert Kast-
ner begrüßt. Peter Praum: „Der
Startschuss für das innovative
Hallenprojekt ist gefallen. Das
neue Gebäude setzt durch seine
markante Architektur Maßstäbe.
Es erfüllt die strengen Kriterien
eines ‘green buildings’ und wird
deutschlandweit ein energeti-
sches Vorzeigeprojekt sein.“
Praum weiter: „Die Stadt Co-
burg bekommt einen futuristi-
schen, modernen und lichtdurch-
fluteten Hallenkomplex. Die
Bauarbeiten beginnen im Januar
2010, der vertraglich festgelegte
Fertigstellungstermin ist der 31.
Dezember 2010.“

Gesteigerte Attraktivität

Praum bedankte sich bei Ober-
bürgermeister Norbert Kastner
und seinen Mitarbeitern für die
gelungene Zusammenarbeit bei
der umfangreichen Planung und
Umsetzung und wünschte den
Arbeiten am Bau im kommenden
Jahr gutes und unfallfreies Gelin-
gen. Der Rathauschef zeigte sich

überzeugt davon, dass die Halle
einen wichtigen Schritt für die
Entwicklung der Sportstadt Co-
burg darstellt und deren Attrakti-
vität steigert. „Wir investieren in
die Zukunft. Der Standort ist gut
gewählt. Die Sporthalle wird
sich harmonisch in die Land-
schaft einfügen und den Cobur-
ger Norden aufwerten. Ich freue
mich darüber, dass nun für je-
dermann der Fortschritt des
Bauprojekts sichtbar wird, mit
dem wir uns im Vorfeld lange
und intensiv beschäftigt haben“,
so Kastner.

Modell im Bauzelt

Mit Bauhelm und Spaten be-
waffnet ging es dann zum symbo-
lischen Spatenstich, der unter
dem Applaus der zahlreichen Gä-
ste stattfand.Anschließend gab es
Gelegenheit, im Bauzelt ein Mo-
dell der Ballsporthalle „Lauterer
Höhe“ zu besichtigen, das von
den Architekten des Architek-
turbüros asp Stuttgart ausge-
stellt wurde. Anwesend waren
auch Vertreter der Bauunter-
nehmnung MBM Bau AG. Mit
einem zünftigen Imbiss endete
der erste Spatenstich. �

Münchner EnergieSparTage:

Innovatives Sanieren
und Bauen

Unter dem Motto „Innovatives Sanieren und Bauen“ fanden an
zwei Tagen im Bauzentrum München die EnergieSparTage statt.
Die mit rund 2.300 interessierten Bürgerinnen und Bürger aus
München und Umgebung überaus gut besuchte Veranstaltung
richtete sich an Mieter, an Haus- und Wohnungseigentümer und
an Fachleute aus der Baubranche und Immobilienwirtschaft wie
Handwerker, Architekten, Ingenieure, Planer, Beiräte und Haus-
meister. Um die Bedeutung des Themas zu unterstreichen, über-
nahm der Bayerische Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruk-
tur, Verkehr und Technologie, Martin Zeil, die Schirmherrschaft
für die Veranstaltung.

Eine Fachausstellung (mit 56
Ausstellerinnen und Ausstellern)
zeigteProdukte und Dienstlei-
stungen, in diesem Jahr mit zwei
Sonderschauen zu den Themen
„Natürlich Bauen & Passivhaus“
und „Wärmepumpe“. Das Be-
gleitprogramm zur Ausstellung
gestaltete sich umfangreich: 22
Vorträge über Förderprogramme,
Energieeinsparverordnung, opti-
male energieeffiziente Sanierun-
gen, natürliches Bauen, Solaren-
ergienutzung, Wärmepumpenein-
satz, Pellet-Heizungen und Strom
sparen, aber auch über barriere-
freies Bauen und vieles andere
mehr. Im Ausstellerforum erläu-
terten die ausstellenden Firmen in
insgesamt 13 Vorträgen ihre inno-
vativen Produkte und Dienstlei-
stungen im Detail. Das Fachge-
spräch zum Thema „Die neue
Energieeinsparverordnung 2009“
war mit rund 120 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern außeror-
dentlich gut besucht.

Auch heuer informierten und
berieten wieder viele Verbände
und Institutionen: u. a. Bayeri-
sche Architektenkammer, Bau-
herren-Schutzbund e.V., BAY-
ERNenergie e.V., Deutsche Ge-
sellschaft für Sonnenenergie e.V.,
Eigenheimerverband Bayern e.V.,
Forschungsinstitut für Wärme-
schutz e.V., München (FIW),
Dachdecker-Innung München –
Oberbayern, Innung Spengler,
Sanitär- und Heizungstechnik
München und das Bayerische
Landesamt für Umwelt.

In seinem Grußwort wies Wirt-
schaftsminister Zeil darauf hin,
dass zahlreiche Bürger und Un-
ternehmen, aber auch die Kom-
munen und der Staat schon seit
vielen Jahren beachtliche An-
strengungen unternehmen, das
Klima und die Energieressourcen
zu schonen. Trotz der bereits er-
reichten Erfolge müssten die An-
strengungen aber weiter weltweit
forciert werden. Die besten Er-
gebnisse würden dabei erzielt,
wenn Ökologie und Kosteneffizi-
enz Hand in Hand gehen. Dafür

sei eine sorgfältig bilanzierende
Gesamtschau notwendig.

Der Bund unterstütze diese
Entwicklung unter anderem über
Gesetze und Verordnungen sowie
durch Zuschüsse und zinsverbil-
ligte Darlehen in Milliardenhöhe.
Auch die Bayerische Staatsregie-
rung setze sich für nachhaltigen
Klima- und Ressourcenschutz be-
sonders ein. Mit dem „Klimapro-
gramm Bayern 2020“ beispiels-
weise stelle der Freistaat zusätz-
lich 350 Millionen Euro aus Lan-
desmitteln für Klimaschutzmaß-
nahmen zur Verfügung, davon
150 Millionen Euro für die ener-
getische Sanierung staatlicher
Gebäude. Die Bayerische Staats-
regierung trage damit auch ihrer
Vorbildfunktion Rechnung. Zu-
dem würden mit dem neuen Kon-
junkturprogramm verstärkt Mittel
für die energetische Sanierung
und Modernisierung kommunaler
Gebäude bereitgestellt.

Laut Münchens Bürgermeister
Hep Monatzeder fallen Sanierun-
gen im Bestand - wie für eine
Großstadt wie München üblich -
oftmals mit bestehenden Mietver-
hältnissen zusammen. Hier wür-
den die Schwerpunkte durchaus
unterschiedlich gesetzt: „Der Ver-
mieterin und dem Vermieter mag
es ein Anliegen sein, ihr Gebäude
möglichst optimal zu sanieren,
für die Mieterin und den Mieter
steht dagegen meist der Durch-
schlag der Sanierungskosten auf
die Miete im Vordergrund“, so
Monatzeder. Damit die betroffe-
nen Parteien auch bei diesem
Thema an einem Strang ziehen
könnten, habe das Bauzentrum
München jetzt sein Beratungsan-
gebot entsprechend erweitert -
schließlich gelte es, eine für beide
Seiten akzeptable Lösung zu fin-
den. Notwendig dafür seien auch
klare Vereinbarungen über die
Qualität der durchzuführenden
Maßnahmen. Dies werde mit
dem „Münchner Qualitätsstan-
dard“, der zusammen mit Innun-
gen und Fachleuten entwickelt
wurde, unterstützt. DK

Millionen Euro landen“, sagte der
der Sprecher der LBS-Geschäfts-
führung voraus.

Das im Jahr 2008 verabschiede-
te Eigenheimrentengesetz, in den
Medien meist Wohn-Riester ge-
nannt, wird nach Einschätzung der
LBS Bayern eine Erfolgsgeschich-
te schreiben, so der LBS-Chef.
Der Vertragsbestand der Landes-
bausparkasse Bayern werde zum
31. Dezember bereits rund 44.000
Riester-Bausparverträge enthalten.

Der Koalitionsvertrag der Bun-
desregierung liest sich nach Wirn-
hiers Meinung vielversprechend.
Die Bundesregierung wolle die
Wohneigentumsquote in Deutsch-
land erhöhen. „Die LBS würde es
sehr begrüßen, wenn die neue Re-
gierung erkenne, welche Wachs-
tums- und Klimaschutzpotentiale
eine Stärkung des Wohneigen-
tums im Immobilienbestand wie
im Neubau erschließen würde“,
stellte der LBS-Chef fest. Durch
gezielte fiskalische Maßnahmen
könnten hier erhebliche Investitio-
nen angestoßen werden, die der
Konjunktur ebenso zugute kämen
wie der Senkung des Energiever-
brauchs. Konkret werde im Koali-
tionsvertrag auch eine Vereinfa-
chung der Eigenheimrente an-
gekündigt. Hier könne sich die
LBS einige Verbesserungen im
Detail vorstellen, etwa die Einbe-
ziehung des altersgerechten Um-
baus in die Verwendungszwecke
oder die Ausweitung des Kreises
der Förderberechtigten auf Selbst-
ständige und Freiberufler.

Großes Interesse findet bei der

Leitfaden für
öffentlich-private

PPP-Projekte
„Beim Bau von öffentlichen

Gebäuden, Straßen und Brü-
cken haben für uns Qualität,
Termintreue und Wirtschaft-
lichkeit Priorität. Ob sich eine
Maßnahme als PPP-Projekt an-
bietet, muss in jedem Einzelfall
entschieden werden. Deshalb
macht eine Quote für diese Pro-
jekte keinen Sinn“, sagte Innen-
minister Joachim Herrmann bei
der Vorstellung des vierten und
vorerst letzten Teil des bayeri-
schen PPP-Leitfadens.

Der vierte Teil befasst sich
mit der Bauunterhalts- und Be-
triebsphase und ist mit dieser
Fokussierung bisher einmalig
in Deutschland. Er sei das Er-
gebnis intensiver und guter Zu-
sammenarbeit mit allen an
PPP Interessierten, u. a. dem
bayerischen Innen-, Wirt-
schafts- und Finanzministeri-
um, den kommunalen Spitzen-
verbänden, der Bau- und Fi-
nanzwirtschaft, der Facility-
Management-Branche, derAr-
chitektenkammer und der In-
genieurekammer-Bau. Der
Leitfaden sei Teil eines Pakets,
mit dem die Staatsregierung die
bayerischen Kommunen bei
ihren PPP-Projekten unterstüt-
ze. Herrmann appellierte an die
kommunalen Mandatsträger,
sich auch Unterstützung durch
das Bayerische Kooperations-
modell zu holen. �

LBS ein bildungspolitisches Vor-
haben der Regierung, das Bil-
dungsministerin Schavan kürzlich
präzisiert hat. Es geht um die im
Koalitionsvertrag angekündigte
Einführung eines Zukunftskontos
mit einem Startguthaben von 150
Euro, auf dem Einzahlungen bis
zur Volljährigkeit des Begünstig-
ten mit einer Prämie unterstützt
werden sollen. Dieses staatlich ge-
förderte Bildungssparen soll nach
dem Muster des Bausparens funk-
tionieren. Die Förderung des
Bausparens durch die Wohnungs-
bauprämie habe bewiesen, welche
enorme Kapitalbildung durch re-
lativ geringe staatliche Anreize
ausgelöst werden könne, um ge-
sellschaftlich erwünschte Ent-
wicklungen voranzutreiben, sagte
der LBS-Chef. Zur konkreten
Umsetzung empfahl Wirnhier, das
bewährte Bausparsystem zu nut-
zen. Dazu brauche man nur die
Verwendungszwecke der Woh-
nungsbauprämie zu erweitern.
„Das wäre dann das Bildungsspa-
ren nach dem Muster des bekann-
ten und weit verbreiteten Bauspa-
rens“, unterstrich er. Neuabschlüs-
se von Bildungssparverträgen
würden erleichtert, bestehende
Bausparguthaben kurzfristig für
Bildungszwecke mobilisiert. Eine
solche Öffnung der Wohnungs-
bauprämie würde ihrem Vorsor-
gecharakter entsprechen, der sie
heute schon wegen ihrer vielfälti-
gen Verwendungsmöglichkeiten
kennzeichne. Sie würde zur um-
fassenden „Vorsorgeprämie“, sag-
te der LBS-Chef. dhg.
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Seine Größe: Kleine Gassen.
Der Mercedes-Benz Unimog U 20.

Kompakt, wendig und günstig in Anschaffung und Unterhalt: Gerade, wenn’s eng

wird, zeigt er seine wahre Größe. Mit bis zu 9,3 t zulässiges Gesamtgewicht, einem

Radstand von nur 2,70 m und einem Wendekreis von nur 12,60 m macht der Unimog

U20 jeden Weg frei. Eine Räumbreite von 2,50 m und Feuchtsalztechnik mit 1,4 m3

Streuervolumen ermöglichen große Räumschleifen. Jetzt bei Ihrem Unimog Partner

oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog

Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG

Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt

Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.bassewitz.de

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG

Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach

Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.beutlhauser.de

Henne-Unimog GmbH

Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten

Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127

E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com

Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge

Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm

Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410

E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com

Internet: www.wilhelm-mayer.com

Blick ins Grüne
statt Verkehrslärm
Ein neuartiges Lärmschutzsystem begeisterte

Bayerns Gemeindevertreter auf der Kommunale

Eine Lärmschutzwand, die wie eine schöne grüne Hecke aussieht,
Graffitis keine Chance bietet, erstklassige Schallschutzwerte auf-
weist und wenig Platz braucht: Mit diesen Eigenschaften zählte
das neue Schallschutzsystem Naturawall zweifellos zu den inte-
ressantesten Produkten auf der Nürnberger Kommunale.

Zahlreiche Gemeindevertreter
und Bürgermeister informierten
sich auf der Fachmesse über diese
neue Entwicklung im Bereich
Gemeindebedarf und zeigten
sich von den Vorteilen des neuen
Systems begeistert. Denn hier
wurde erstmals überzeugend prä-
sentiert, dass Lärmschutzwände
nicht nur ein notwendiges Übel
sind, sondern optisch und ökolo-
gisch ein Gewinn für die lärmge-
plagten Gemeindebürger sein
können.

Die kommunalen Führungs-
kräfte beeindruckte vor allem der
schnelle und einfache Aufbau des
Stecksystems aus langlebigem
feuerverzinktem Stahl. Es lässt
sich mit Aushub befüllen, von in-
nen heraus begrünen und in eine
Oase für Insekten und Vögel ver-
wandeln. Vor allem entspricht der
Schallschutz der gezeigten „Ab-
sorber Plus“ Variante der höchs-
ten Lärm-Absorbtionsklasse (A4

nach ZTV-Lsw 06). Der hörbare
Beweis dafür lieferte der ausge-
stellte Naturawall, der den Mes-
selärm auf der Kommunale deut-
lich dämpfte.

Naturawall ist ein Stecksy-
stem aus feuerverzinkten und
gekanteten Stahlblechen, das
von einem gut ausgerüsteter
Bauhof sogar in Eigenregie auf-
gebaut werden kann. Das Sy-
stem bietet noch weitere wirt-
schaftliche Vorteile: Bauland an
Straße und Schiene lässt sich
damit zu einem ausgezeichne-
ten Preis-Leistungsverhältnis
und zudem platzsparend auf-
werten: Denn Naturawall benö-
tigt bis zu 80 Prozent weniger
Fläche als ein herkömmlicher
Erdwall und erfordert keine teu-
ren Investitionen in Fundament
und Bodenverankerung.
Weitere Informationen über
den „grünen“ Lärmschutz gibt
es unter www.naturawall.de.��

Umweltfreundliche Innovation: Die VIAJET FILTAIR. ��

Auszeichnung für die
sauberste Kehrmaschine

FAUN VIAJET FILTAIR ist Preisträger
im Wettbewerb „365 Orte im Land der Ideen“

Die sauberste Kehrmaschine der Welt wird von FAUN gefer-
tigt. Für diese umweltfreundliche Innovation wurde FAUN
Viatec als „Ausgewählter Ort im Land der Ideen 2010“ aus
über 2.200 Bewerbern ausgewählt. Der Kehrmaschinenspezia-
list FAUN Viatec entwickelte die VIAJET FILTAIR, ein Fahr-
zeug mit einer besonderen Filtertechnik.

„Gesundheitsbelastender Fein-
staub wird zu 99,98 Prozent
zurückgehalten. Außerdem redu-
ziert das gasbetriebene Fahrge-
stell den CO2-Ausstoß bei der
Reinigungstour im Vergleich zu
herkömmlichen Dieselmotoren“,
bestätigt Geschäftsführer Hel-
mut Schmeh.

Wenig Wasser

„Das Beste dabei: Das Kehrgut
wird bereits im Schmutzsammel-
bereich des Behälters gefiltert -
auf diese Weise wird nicht nur der
Ausstoß des unsichtbaren Staubs

vermieden, sondern auch ver-
gleichsweise wenig Wasser be-
nötigt“, so der Geschäftsführer.

In Prag, Moskau und Nürnberg
ist die Filterkehrmaschine bereits
im Einsatz. Mailand ist interes-
siert.Als „Ausgewählter Ort“ wird
FAUN unter der Schirmherrschaft
von Horst Köhler im Jahr 2010
Deutschland als „Land der Ideen“
repräsentieren und die Innovati-
onsfreude unseres Landes erlebbar
machen. Die Veranstaltungsreihe
wird gemeinsam von der Stand-
ortinitiative „Deutschland - Land
der Ideen“ und der Deutschen
Bank durchgeführt. �

Würzburg:

Partner finanzieren
neues Bauhof-Fahrzeug

Sein neues Fahrzeug hat der Bauhof der Stadt Würzburg in Be-
trieb genommen. Der Caddy, mit dem die Mitarbeiter des Bau-
hofs künftig im innerstädtischen Bereich unterwegs sein werden,
wurde mit Hilfe von Partnern finanziert, die nun mit einem Lo-
go auf dem Caddy vertreten sind. Bild: Christian Weiß

Die Vorteile des neuen Schallschutzsystems präsentierten auf
dem Naturawall-Stand der Kommunale der Technische Leiter
des Unternehmens Hans Fritz, Vertriebsleiter Tobias Engel-
mann und Vertriebsmitarbeiter Manfred Voll (v. l.). ��

Kommunalminister Herrmann:

Bayerischer Winterdienst
bestens gerüstet

„Der Winterdienst der bayerischen Straßenbauverwaltung ist
bestens auf den Winter vorbereitet. Dafür sorgen die 3.000 Be-
schäftigten der 34 Autobahn- und 67 Straßenmeistereien“, sag-
te Kommunalminister Joachim Herrmann.

Im vergangenen Winter seien
384.000 Tonnen Streusalz auf
den Autobahnen, Bundes- und
Staatsstraßen verteilt worden.
Insgesamt habe der Winterdienst
in der letzten Saison 84 Millio-
nen Euro gekostet. „Trotz mo-
derner Technologie, aktueller
Wetterinformationen und lei-
stungsfähiger Fahrzeuge kann
der Winterdienst aber keine som-
merlichen Straßenverhältnisse
rund um die Uhr garantieren.“

Herrmann wies deshalb auf die
Eigenverantwortung der Autofa-
hrer hin und appellierte, Ausrü-
stung und Fahrverhalten den
winterlichen Straßenverhältnis-
sen anzupassen. „Öffentlicher
Winterdienst und private Vorsor-
ge müssen sich immer ergänzen.
Nur so kann das Stau- und Un-
fallrisiko auf winterlichen Stra-
ßen weitestgehend minimiert
werden“, so Herrmann.

Auf den Autobahnen und hoch

belasteten Bundes- und Staats-
straßen wird der Winterdienst
rund um die Uhr durchgeführt.
Das übrige Netz der Bundes-
straßen und Staatstraßen wird
zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr
geräumt. Dabei werden bei Be-
darf alle Straßen innerhalb von
zwei Stunden gestreut und inner-
halb von 3 Stunden geräumt.

Reduzierte Umlaufzeiten

Besonders hoheAnforderungen
an den Winterdienst stellen Auto-

bahnabschnitte mit Lärm min-
dernden Fahrbahnbelägen, den so
genannten offenporigen Belägen,
wie auf der A 9 im Abschnitt zwi-
schen Eching und Garching. Um
ein gefährliches Gefrieren aus den
Poren heraus zu vermeiden, hat
die zuständigeAutobahnmeisterei
München-Nord die Umlaufzeiten
der Räum- und Streuschleifen hier
auf 45 Minuten reduziert. So ist
auch die A 9, die in diesem Be-
reich mit 140.000 Fahrzeugen am
Tag hoch belastet ist, stets sicher
befahrbar. �

Minister Herrmann zum Katastrophenschutz:

„Standortschulungen
sind ein Erfolgsmodell“

Rund 10.000 Teilnehmer bereits geschult

„Die Zahlen sprechen eine eindeutige Sprache: Seit Ende 2002
haben rund 10.000 Mitglieder der Feuerwehren, der Hilfsorga-
nisationen, des Technischen Hilfswerks (THW), der Polizei und
der Bundeswehr gemeinsam mit den Mitarbeitern unserer Ka-
tastrophenschutzbehörden an Katastrophenschutzübungen
für Führungskräfte teilgenommen. Diese sogenannten Stand-
ortschulungen im Katastrophenschutz sind damit ein echtes
Erfolgsmodell der Staatlichen Feuerwehrschule Geretsried.“

„Die bei den Übungen ge-
wonnenen Erkenntnisse sind
von unschätzbarem Wert. Denn
nur wer übt, kann Schwachstel-
len beseitigen und ist für den
Ernstfall gut gerüstet. Die Stan-
dortschulungen sichern damit
das hohe Niveau und die her-
ausragende Qualität unseres
Katastrophenschutzes in Bay-
ern“, sagte Innenminister Joa-
chim Herrmann im Rahmen
der Standortschulung Katastro-
phenschutz im Landratsamt
Cham. Mit dieser 96. Standort-
schulung hat die Staatliche Feu-
erwehrschule Geretsried nun
an allen Katastrophenschutz-
behörden in Bayern eine Übung
für Führungskräfte durchge-
führt.

Die Standortschulungen der
Staatlichen Feuerwehrschule
Geretsried sind aus dem bayeri-
schen Katastrophenschutzsy-
stem nicht mehr wegzudenken.
An den Schulungen nehmen je-
weils zwischen 90 bis 120 Per-
sonen aus dem Kreis der Sicher-
heitsbehörden und Hilfsorgani-

sationen teil. Die Szenarien dre-
hen sich z. B. um Flugzeugab-
stürze, Eisenbahnunglücke,
Hochwasser- und Unwetterer-
eignisse sowie Terroranschläge.
Am Schluss der Übungen steht
eine offene und objektive Aus-
wertung durch die Feuerwehr-
schule, die allen Beteiligten
Verbesserungsmöglichkeiten
bei der Bewältigung von Kata-
strophenlagen aufzeigt.

Zahlreiche
Optimierungsansätze

Neben den Erkenntnissen für
die jeweilige Katastrophen-
schutzbehörde lassen sich auch
zahlreiche Optimierungsansätze
für das bayerische Katastro-
phenschutzsystem selbst erzie-
len. Auch diese Erkenntnisse
werden sukzessive in die Fort-
entwicklung eingebracht, zum
Beispiel im Rahmen der neuen
Aus- und Fortbildungskonzepti-
on für Organisatorische Leiter
(OrgL) im Rettungs- und Sa-
nitätsdienst. �

http://www.naturawall.de
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Neun-Monats-Ergebnis der BayernLB:

Gut am Markt behauptet
München – Die BayernLB hat in den ersten neun Monaten des
Jahres 2009 trotz des schwierigen Marktumfelds in der Finanz-
und Realwirtschaft ihr Ergebnis deutlich verbessern können. Der
operative Gewinn stieg auf 613 Mio. Euro, nach einem Fehlbetrag
von 1.674 Mio. Euro im Vorjahreszeitraum. Das Konzernergebnis
vor Steuern erhöhte sich auf 367 Mio. Euro (Vorjahr: -1.740 Mio.
Euro). Die BayernLB konnte aufgrund des stabilen Kundenge-
schäfts und wirkungsvoller Effizienzsteigerungsmaßnahmen im
Rahmen der eingeleiteten Restrukturierung der Bank in allen drei
Quartalen des laufenden Jahres einen Überschuss ausweisen.

Im 3. Quartal betrug das Ergeb-
nis vor Steuern 16 Mio. Euro.
Den in allen Geschäftsfeldern er-
höhten Erträgen stand infolge des
rezessiven Umfelds eine stark
ausgeweitete Kreditrisikovorsor-
ge gegenüber, insbesondere für
Aktivitäten der konzernstrategi-
schen Tochter Hypo Group Alpe
Adria (HGAA) in Ost- und Süd-
osteuropa. Die aufsichtsrechtliche
Kernkapitalquote stieg unter an-
derem durch denAbbau von Risi-
kopositionen zum 30. September
auf 10,7 Prozent und bildet damit
ein starkes Fundament für die
weitere Restrukturierung und
Neuausrichtung der Bank.

Moderates Wachstum

„Die BayernLB hat sich in den
ersten neun Monaten des Jahres
unter schwierigen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen gut
am Markt behauptet“, sagte Dr.
Michael Kemmer, zum Zeitpunkt
der Ergebnisvorlage noch Vorsit-
zender des Vorstandes der Bay-
ernLB. „In den Heimatmärkten
Bayern und Deutschland konnte
die BayernLB ein moderates
Wachstum im Kreditgeschäft er-
zielen. Das positive Ergebnis

auch im dritten Quartal belegt das
Vertrauen, das die Bank bei Kun-
den und Investoren genießt. Die
deutliche Reduzierung des Ver-
waltungsaufwands unterstreicht
die Wirksamkeit der Restruktu-
rierungsmaßnahmen.“

Ertragslage

Der Zinsüberschuss lag in den
ersten neun Monaten des Jahres
mit 1.934 Mio. Euro nahezu auf
Vorjahresniveau (1.949 Mio. Eu-
ro). Die im Retailsegment tätigen
Töchter erhöhten ihr Zinsergeb-
nis, unter anderem da sich durch
neu gewonnene Kundeneinlagen
die Refinanzierungsstruktur ver-
besserte. Der rückläufige Zinsü-
berschuss in der Kernbank war
insbesondere durch die Kosten
der Liquiditätssicherung bedingt.

Infolge der weltweiten Wirt-
schaftskrise erhöhte sich die Kre-
ditrisikovorsorge im Vorjahres-
vergleich um fast eine Milliarde
Euro auf 1.292 Mio. Euro. Mehr
als die Hälfte hiervon entfiel auf
die HGAA und die MKB. Die
HGAAmusste ihre Risikovorsor-
ge mehr als verdoppeln und trug
allein rund 44 Prozent zum Vor-
sorgebedarf des BayernLB-Kon-

zerns bei. Insgesamt liegen die
anderen Konzerneinheiten in ih-
rer Risikovorsorge deutlich unter
dem zeitanteiligen Planwert.

Der Provisionsüberschuss be-
lief sich im Berichtszeitraum auf
325 Mio. Euro. Das Ergebnis
wurde im Vergleich zum Vorjahr
(452 Mio. Euro) durch die Ent-
wicklung der Provisionserträge
im Kreditgeschäft sowie die an
den Sonderfonds Finanzmarktsta-
bilisierung (SoFFin) zu entrich-
tenden Gebühren für die staatsga-
rantierte Emission der BayernLB
geprägt.

Das Ergebnis aus der Fair Va-
lue Bewertung entwickelte sich
mit 754 Mio. Euro in den ersten
drei Quartalen deutlich positiv
(Vorjahr: -1.017 Mio. Euro). Da-
bei entfielen auf das Handelser-
gebnis 694 Mio. Euro (Vorjahr: -
585 Mio. Euro) und auf das Er-
gebnis aus der Fair Value Option
60 Mio. Euro (Vorjahr: -432 Mio.
Euro). Im Handelsergebnis sind
im Wesentlichen Erträge aus dem
kundenbezogenen Zinsderivate-
und Devisengeschäft sowie
Wertaufholungen aus den von
der Finanzmarktkrise betroffenen
Credit Portfolios enthalten.

Das Ergebnis aus Finanzan-
lagen erhöhte sich auf 291 Mio.
Euro (Vorjahr: -1.185 Mio. Euro).
Im dritten Quartal setzten sich die
positiven Einflüsse durch allge-
mein niedrigere Credit Spreads
in der Kategorie der zur Veräuße-
rung verfügbaren Wertpapiere
fort. Des Weiteren sind Effekte
aus dem mit dem Freistaat Bay-
ern abgeschlossenen Garan-
tieschirm enthalten, der Verlu-
ste aus dem ABS-Portfolio aus-
gleichen soll.

Effizienzsteigerung

Die von der BayernLB einge-
leiteten Maßnahmen zur Steige-
rung der Effizienz verbesserten
die konzernweite Kostenbasis in
den ersten neun Monaten des Jah-
res 2009 erheblich. Der Verwal-
tungsaufwand sank um 12,3 Pro-
zent auf 1.554 Mio. Euro. Rund
70 Prozent der Einsparungen ent-
fielen auf die BayernLB, 30 Pro-
zent auf die konzernstrategischen
Töchter. Die Bank liegt mit die-
sem Ergebnis über den Planvor-
gaben des Restrukturierungspro-
gramms „Herkules“. Der Perso-
nalabbau verläuft planmäßig: Im
Konzern konnten in den ersten
drei Quartalen insgesamt mehr
als 900 Stellen abgebaut werden.
Der Restrukturierungsaufwand
für das Gesamtjahr 2009 (-246
Mio. Euro) wurde im Wesentli-
chen im ersten Halbjahr ergebnis-
wirksam verarbeitet.

Im Zuge der zum Jahresbeginn
eingeleiteten Restrukturierung
und Fokussierung setzte die Bay-
ernLB den Rückbau von Nicht-
Kernaktivitäten auch im dritten
Quartal fort. Die Bilanzsumme
verringerte sich seit Jahresende
2008 um insgesamt 26,8 Mrd. Eu-
ro auf 394,9 Mrd. Euro und sank
damit erstmals seit dem Jahr 2007
wieder unter die 400-Milliarden-
Euro-Marke. Zurückzuführen ist
dies unter anderem auf die Auflö-
sungen von Positionen im Inter-
bankengeschäft. Die Risikoposi-
tionen reduzierte die Bank um
13,4 Prozent auf 171,3 Mrd. Euro.

Das Kreditvolumen der Bayern-
LB summierte sich zum Ende des
dritten Quartals auf 297,7 Mrd.
Euro. Auf die Kernmärkte Bayern
und Deutschland entfielen Kun-
denforderungen in Höhe von 114
Mrd. Euro und damit 7,0 Prozent
mehr als zum 31. Dezember 2008.
Die BayernLB wertet diesen Zu-
wachs als Vertrauensbeweis ihrer
Kunden und als Beleg ihrer star-
ken Marktstellung in der Unter-
nehmensfinanzierung.

Kapitalausstattung

Die Kapitalausstattung der
BayernLB entwickelte sich im
bisherigen Jahresverlauf positiv.
Durch den kontrollierten Abbau
von Risikoaktiva wuchs die
Kernkapitalquote im dritten
Quartal um 0,3 Prozentpunkte auf
10,7 Prozent. Zum 31. Dezember
2008 lag sie bei 8,0 Prozent. Das
bilanzielle Eigenkapital stieg in-
folge der Kapitalmaßnahme des
Freistaats Bayern seit Jahresbe-
ginn um 7,2 Mrd. Euro auf 18,4
Mrd. Euro.

Segmentergebnisse

Im Rahmen der Neuausrich-
tung und Redimensionierung des
BayernLB-Konzerns wurde zum
1. Juli 2009 die Segmentbericht-
erstattung an die geänderte Ge-
schäftsausrichtung angepasst. Die
positive operative Entwicklung
der Bank in den ersten neun Mo-
naten spiegelt sich in nahezu allen
neu gebildeten Segmenten wider.

Mit guten bis zufriedenstellen-
den operativen Ergebnissen ha-
ben die Segmente „Corporates &
Markets“, „Immobilien, Öffentli-
che Hand & Sparkassen“ sowie
„Mittelstand & Privatkunden“
abgeschlossen. Die Eigenkapital-
rendite lag zwischen 7,2 und 16,0
Prozent.

Ausblick

Der Vorstand der BayernLB
rechnet auch im vierten Quartal
mit einem soliden Kunden-
geschäft und stabilen operati-
ven Erträgen. Konjunkturbe-
dingt wird jedoch eine zusätzli-
che Ausweitung der Risikovor-
sorge erwartet. �

Digitalfunk:

Vernünftiger
Kompromiss

Einigung über die Beteiligung der Kommunen
an der Finanzierung

„Über die Beteiligung der Kommunen an den laufenden Kosten
des BOS-Digitalfunks besteht mittlerweile Einigkeit!“ erklärte
Finanzminister Georg Fahrenschon gemeinsam mit Innenmini-
ster Joachim Herrmann und den Präsidenten der kommunalen
Spitzenverbände, Erstem Bürgermeister Dr. Uwe Brandl, Ober-
bürgermeister Hans Schaidinger und Landrat Theo Zellner.

„Polizei, Feuerwehren und Ret-
tungsdienste werden künftig ein
einheitliches und dem aktuellen
Stand der Technik entsprechendes
Funknetz nutzen. Die Kommunen
haben sich bereit erklärt, sich an
dessen Mitfinanzierung zu beteili-
gen - das ist besonders positiv zu
werten!“, hob Fahrenschon her-
vor. Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann bezeichnete die
Einigung als vernünftigen Kom-
promiss, der die Interessen aller
Beteiligten wahrt: „Die Kommu-
nen werden vom Freistaat so weit
wie möglich entlastet, bleiben
aber in finanzieller Mitverantwor-
tung. Wir werden jetzt den Auf-
bau des Digitalfunks in Bayern
mit voller Kraft vorantreiben.
2013 müssen Polizei, Feuerwehr
und Rettungsdienste gemeinsam
digital funken können.“

Zeitplan

Die Kommunen zahlen zum ei-
nen als Mitfinanzierungsbeitrag
einen Festbetrag von drei Millio-
nen Euro jährlich an den Staats-
haushalt. Dieser Betrag wird ein-
wohnerabhängig auf die 96 Land-
kreise und kreisfreien Städte Bay-
erns verteilt; die Modalitäten re-
geln Verträge zwischen Innenmi-
nisterium und Landkreisen bzw.
kreisfreien Städten. Zum zweiten
stellen die Kommunen mietfrei
Antennenstandorte zur Verfü-
gung; diese Leistung wird mit
weiteren drei Millionen Euro Jah-
resbetrag bewertet. Die Kostenbe-
teiligung der Kommunen beginnt
im Jahr 2013, spätestens jedoch

mit der vollständigen bayernwei-
ten Bereitstellung des Digital-
funknetzes. Im Jahr 2024 wird
über die kommunale Betriebsko-
stenbeteiligung für die Folgejahre
im Lichte des dann gültigen Stan-
des der Digitalfunktechnik neu
entschieden.

Der Staat fördert die notwendi-
ge Erstausstattung der Feuerweh-
ren mit Endgeräten mit einem
Fördersatz von 80 Prozent zuzüg-
lich der Kosten des Zubehörs oh-
ne Einbaukosten. Allein für die
Feuerwehren schlägt die Endgerä-
teförderung im Staatshaushalt mit
60 Millionen Euro zu Buche. Die
Förderung beginnt 2010 und wird
über sechs Jahre verteilt mit
annähernd gleichen Jahresbeträ-
gen gezahlt. Die Frage der Wie-
der- und Ersatzbeschaffung ist
nicht Teil der Vereinbarung, da
nicht davon auszugehen ist, dass
bis 2024 eine solche notwendig
sein wird.

„Deutlich vor Einsetzen ihrer
eigenen Zahlungsverpflichtung
erhalten die Kommunen eine
staatliche Förderung bei der Be-
schaffung ihrer Feuerwehrend-
geräte“ betonte Fahrenschon. Da-
durch werde gewährleistet, dass
allen Feuerwehren bereits zu Be-
ginn des Digitalfunkbetriebs adä-
quate Technik zur Verfügung
steht. „Das Geld ist gut angelegt:
so können die hohen Investitions-
kosten von ca. 272 Millionen Eu-
ro, die der Staat allein für die Er-
stellung des Digitalfunknetzes
aufwendet, möglichst schnell und
umfassend genutzt werden.“ so
Fahrenschon. �

Nullrunde für
EU-Beamte!

Europäischer Bund der Steuerzahler
gegen 3,7 Prozent Gehaltssprung

Der Vorschlag der EU-Kommission, die Gehälter der EU-Be-
amten im kommenden Jahr um 3,7 Prozent zu erhöhen, ist
völlig inakzeptabel. Der Bund der Steuerzahler Europa, die
Taxpayers Association of Europe (TAE), fordert die Regie-
rungen der EU-Mitgliedstaaten auf, über den Europäischen
Rat diesen unvertretbaren Gehaltssprung zu verhindern.

Der Kommissionsvorschlag mag formal korrekt sein, indem
er Vorgaben des EU-Beamtenstatus berücksichtigt und die
EU-Beamtenbezüge an die Entwicklung der Lebenshaltungs-
kosten und der Gehälter nationaler Beamter anpasst. Das EU-
Beamtenstatut enthält aber auch eine Ausnahmeklausel, falls
sich die wirtschaftliche Lage erheblich verschlechtert hat.
Wann, wenn nicht in dieser größten Wirtschaftskrise der EU-
Geschichte, ist es Zeit, diese Klausel anzuwenden? Eine Null-
runde für EU-Beamte wäre in dieser Situation eine angemes-
sene Maßnahme und das richtige Signal für die Steuerzahler,
die für die Kosten der Krise aufkommen müssen.

Nach Ansicht der Taxpayers Association of Europe sind jetzt
die nationalen Regierungen gefragt, im Europäischen Rat dar-
auf zu drängen, dass die EU-Beamten auf eine Nullrunde ver-
pflichtet werden. �

Befragung im Auftrag des GVB:

Bayern kennen sich bei
Einlagensicherung nicht aus

Die Bayern haben massive Wissensdefizite, wenn es um die
Höhe des Einlagenschutzes der Banken geht. Das ergibt eine
repräsentative Befragung, die im Auftrag des Genossen-
schaftsverbands Bayern (GVB) im Freistaat durchgeführt
wurde. 88 Prozent der Befragten wissen nicht, in welcher Form
und bis zu welcher Höhe ihre jeweilige Bank die Einlagen
schützt. Gleichzeitig wünschen sich 86 Prozent der befragten
Personen, dass der Einlagenschutz in Deutschland grundsätz-
lich oder zumindest bei einigen Kreditinstituten verbessert
werden sollte.

Zu den Banken, bei denen das
Guthaben am schlechtesten ge-
schützt ist, zählen nach der sub-
jektiven Einschätzung der Befrag-
ten vor allem Geschäftsbanken.
Am sichersten gelten die Volks-
banken und Raiffeisenbanken.

Zwei Jahre Finanzkrise haben
das Vertrauen der Bayern in die
Banken zwar geschwächt. Aller-
dings gibt es kein generelles
Misstrauen in alle Banken. Jeder
vierte Befragte gibt an, dass sein
Vertrauen in deutsche Banken
nicht gelitten habe. Drei von zehn
Bayern merken an, dass ihr Ver-
trauen generell erschüttert sei.
Vier von zehn Befragten aller-
dings differenzieren und sagen,
dass es lediglich hinsichtlich be-
stimmter Institute gelitten habe.

Am stärksten ist der Vertrauens-
verlust in Geschäftsbanken. Kaum
Vertrauenseinbußen verzeichnen
die Volksbanken und Raiffeisen-
banken. Weitgehend ungebrochen

ist zudem das Vertrauen der Bay-
ern in ihre persönlichen Bankbe-
rater. Fast 60 Prozent der Befrag-
ten bezeichnen es als sehr gut oder
gut. Dazu passt, dass trotz Finanz-
krise insgesamt 82 Prozent der
Bayern angeben, in den letzten
zwei Jahren keine schlechten Er-
fahrungen mit einer Bank ge-
macht zu haben.

Anerkannt wird von den Bay-
ern, dass die Banken sich bemü-
hen, Lehren aus der Krise zu zie-
hen. So bestätigen knapp 70 Pro-
zent der Befragten, dass es Lernef-
fekte bei den Kreditinstituten gibt.
50 Prozent der Befragten sind zu-
dem der Ansicht, dass auf dem
Finanzmarkt politischer Regulie-
rungsbedarf besteht. 44 Prozent
der Befragten differenzieren aller-
dings und fordern Regulierungen
nur für bestimmte Banken. Die
Umfrage zeigt deutlich, dass Re-
gulierungsbedarf insbesondere für
Geschäftsbanken besteht. �

MünchenerHyp begibt Tier 1-Anleihe
Die Münchener Hypothekenbank eG wird eine Tier 1-Anleihe

in Form einer verbrieften stillen Beteiligung begeben. Die Lauf-
zeit der Anleihe ist unendlich. Die Emittentin kann diese erst-
mals nach fünfeinhalb Jahren und danach jährlich kündigen. Die
Anleihe wird mit einem fixen Kupon ausgestattet sein, der at-
traktiv und marktgerecht ist. Beauftragt mit dem Verkauf sind
die DZ BANK und BNP Paribas. „Mit dieser Emission leisten
wir einen wesentlichen Beitrag, um die künftig vom Markt ge-
forderte Eigenkapitalausstattung sicherzustellen und das konti-
nuierliche Geschäftswachstum zu stützen“, sagt Klaus Sturm,
Kapitalmarktvorstand der MünchenerHyp. �

Praxisbericht zum kommunalen Forderungsmanagement:

Liquidität spürbar
verbessern

Ein systematisch betriebenes Forderungsmanagement ist für
Kommunen ein Muss, wenn sie ihre Liquidität verbessern wollen.
Im Rahmen einer Praxisstudie haben die Stadt Frechen, die
Kanzlei Rödl & Partner und die Deutsche Post gemeinsam die
Optimierungspotenziale im Bereich Forderungsmanagement
analysiert und Handlungsempfehlungen entwickelt. Der Ergeb-
nisbericht liegt jetzt vor.

Der Bestand an offenen Forde-
rungen der deutschen Kommunen
wird zwischen sieben und zwölf
Milliarden Euro geschätzt. Ganz
egal, welcher Schätzung man folgt:
den Kommunen fehlt das Geld.
Die Stadt Frechen hat mit Unter-
stützung der Deutschen Post und
der Kanzlei Rödl & Partner alle
Möglichkeiten zur Optimierung
des Forderungsmanagements erör-
tert und mit Hinblick auf ihre Ein-
satzfähigkeit vor Ort analysiert.

Die Ergebnisse zeigen, dass es
innerhalb des kommunalen Forde-
rungsmanagements viele Mög-
lichkeiten gibt, den Zahlungsein-
gang zu beschleunigen und gleich-
zeitig die Prozesskosten zu sen-
ken. Für die Kommune bedeutet
das: höhere Liquidität und eine ge-
ringere Zinsbelastung durch eine
Reduzierung der Liquiditäts- und
Investitionskredite. „Schon wenn
es gelingt, dieAußenstände nur im
niedrigen oder mittleren zweistel-
ligen Prozentbereich abzubauen,
bedeutet dies eine spürbare Ver-
besserung der Liquidität“, sagt Dr.
Patrick Lehmann, Kämmerer der
Stadt Frechen.

Zum Beispiel kleinvolumige
Forderungen machen – gemessen
an der Zahl der Forderungen – oft
ein Drittel und mehr aus. Sie sind
in der Regel nicht kostendeckend
einzutreiben. Aus Wirtschaftlich-
keitsgesichtspunkten würde der

Verzicht auf den Forderungsein-
zug oftmals Sinn machen. Aber
viele Forderungen – z. B. Bußgel-
der für überhöhte Geschwindig-
keit – haben auch eine wichtige
Lenkungsfunktion. Für deren Ein-
zug sind deshalb effiziente und ef-
fektive Lösungen gefragt.

Speziell für den Bereich der
kleinvolumigen Forderungen bie-
tet die Deutsche Post mit der
Nachnahmekarte eine geeignete
Komplettlösung für Kommunen
an, die über den reinen Transport
der Karte weit hinausgeht. Damit
können säumige Zahler offene
Forderungen direkt beim Postzu-
steller an der Haustür begleichen.
Ein ebenso für den Schuldner
komfortables wie für den Gläubi-
ger erfolgreichesAngebot, das be-
reits in mehreren Städten erfolg-
reich eingesetzt wird.

Um das kommunale Forde-
rungsmanagement zu optimieren,
ist eine ganzheitliche Betrachtung
der zugrunde liegenden Prozesse
notwendig. Externe Dienstleister,
wie die Deutsche Post, können
Kommunen bei der Implementie-
rung effizienter Prozesse unter-
stützen – beispielsweise im Vor-
feld und im Nachgang zur hoheit-
lichen Vollstreckung.Angefangen
beimAdressabgleich bis zum zen-
tralisierten Druck und Versand
von Mahnungen oder Bescheiden
lassen sich Kosten senken. �
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Kreissparkasse Augsburg:

Bedeutendes
Baudenkmal gesichert
Im Rahmen der Modernisierungsmaßnahmen der Kreissparkas-
sen-Hauptstelle wurde das Natursteinmosaik des Augsburger
Künstlers Professor Georg Bernhard von der Mayer´schen Hof-
kunstanstalt, München, fachmännisch abgetragen und gesichert.

Vorstandsmitglied Horst Schön-
feld übergab gestern das Mosaik
im Beisein von Bürgermeister
Hermann Weber und Professor
Georg Bernhard an Dr. Christof
Trepesch, den Leiter der Städti-
schen Kunstsammlungen. Es
soll in Zukunft seinen Platz im
Textilmuseum finden.

Bewährte Partnerschaft

Schönfeld freut sich, dass die
bewährte Partnerschaft seines
Hauses zur schwäbischen Kunst
und zu den schwäbischen
Künstlern mit einem weiteren
Akt seine Fortsetzung findet.

Das Natursteinmosaik des re-

nommierten und bekanntenAugs-
burger Künstlers Professor Ge-
org Bernhard gilt als bedeuten-
des Beispiel für die Kunst am
Bau der späten Nachkriegszeit.

Dieses Mosaik wurde Mitte
der 1950er Jahre über drei
Stockwerke am Gebäude der
Kreissparkasse Augsburg, Mar-
tin-Luther-Platz, dem damali-
gen Neubau, angebracht. Es
zeigt fünf Ortswappen, Szenen
aus dem landwirtschaftlichen
Leben, die vier Jahreszeiten und
ganz oben den „Baum der
früchtebringenden Sparsam-
keit,“ der gerade bis in die heu-
tige Zeit, seine Bedeutung nicht
verloren hat. �

Von links: Prof. Dr.-Ing. Eberhard Paul Hilbich (Stadtheimat-
pfleger), Prof. Georg Bernhard, Horst Schönfeld (stellvertre-
tender Vorstandsvorsitzender der Kreissparkasse Augsburg),
Bürgermeister Hermann Weber, Dr. Christof Trepesch (Direk-
tor der Augsburger Kunstsammlungen und Museen).

Der Mosaizist Valerio Lenardduzzi von der Mayer'schen Hof-
kunstanstalt sichert das Natursteinmosaik an der Fassade des
Kreissparkassengebäudes am Martin-Luther-Platz. ��

Landgericht München:

Sparkassen müssen ihre
Infrastruktur Direktbanken
nicht zur Verfügung stellen

Sparkassen sind nach einem Urteil des Landgerichts Mün-
chen vom heutigen Tag nicht dazu verpflichtet, ihre Geldauto-
maten für Verfügungen der Kunden von Direktbanken mit Vi-
sa-Kreditkarten zu öffnen. In dem Verfahren über die Sperrung
von Geldautomaten für Visa-Karten verschiedener Direktban-
ken zwischen einer Sparkasse und der ING-Diba, der Citibank
sowie der Volkswagenbank AG, hat das Gericht die Klage der
Direktbanken in allen Punkten zurückgewiesen.

Trittbrettfahrer

Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband (DSGV) erklärt
hierzu: „Sparkassen sind nicht dazu verpflichtet, ihre Infrastruk-
tur auch den Wettbewerbern zur Verfügung zu stellen. Das Urteil
des Landgerichts München macht deutlich, dass viele Direkt-
banken ihr Versprechen einer sicheren Bargeldversorgung für
ihre Kunden nicht aus eigener Kraft erfüllen können. Sie können
dies nur als Trittbrettfahrer von Wettbewerbern. Dies müssen
Sparkassen auch in Zukunft nicht akzeptieren.“ �

Bundesweite Forsa-Umfrage:

26 Prozent von Wirtschafts- und
Finanzkrise direkt betroffen

Landesbanken für Volkswirtschaft wichtig

26 Prozent der Deutschen fühlen sich aktuell selbst stark oder
sogar sehr stark von der Wirtschafts- und Finanzkrise betrof-
fen. Die größten Sorgen lösen dabei die hohe Staatshilfe und
die notwendigen Finanzhilfen für einzelne Banken aus. Das ist
das Ergebnis einer repräsentativen Forsa-Umfrage im Auftrag
des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV).

Zu den Institutionen mit dem
größten Vertrauen in Deutsch-
land zählen weiterhin die Poli-
zei, der Bundespräsident und
die Universitäten. Aus dem ge-
samten Wirtschafts- und Banken-
bereich erreichen ausschließlich
die Sparkassen (50 %) eine
Spitzenstellung. Zu Banken ha-
ben 20 % der Deutschen Ver-
trauen. Für 39 % der Deutschen
ist die Bedeutung der Sparkas-
sen durch die Finanzkrise und
die Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Gesamtlage sogar
noch größer geworden.

Vertrauen in Sparkassen

Der Präsident des Deutschen
Sparkassen- und Giroverban-
des sagte zu den Ergebnissen
der Umfrage: „Wir freuen uns
über das hohe Vertrauen, das
Sparkassen genießen. Durch
eine klare Stabilitätsorientie-
rung und ein umfassendes Kre-
ditangebot für Unternehmen
auch in wirtschaftlich schwie-
riger Zeit wollen wir das Ver-
trauen rechtfertigen und zu
einer positiven wirtschaftli-
chen Entwicklung in 2010 in
Deutschland beitragen. Wir
wissen aber auch, dass die Fi-
nanzbranche insgesamt erheb-
lich daran arbeiten muss, ihr
früheres Ansehen wieder zu-
rückzugewinnen.“

Eine klare Einschätzung ha-

ben die Deutschen, welche Kre-
ditinstitute für die Stabilität und
Zukunftsfähigkeit der deut-
schen Volkswirtschaft wichtig
sind. 72 % nennen hier die
Sparkassen, 56 % die Volks-
und Raiffeisenbanken, 53 % die
Landesbanken und 38 % die
privaten Banken.

Leistungsfähigkeit erhalten

„Von den Landesbanken kom-
men fast 20 % aller Kredite an
Unternehmen und Selbstständi-
ge in Deutschland und damit
deutlich mehr als von allen pri-
vaten Banken zusammen. Die
deutsche Volkswirtschaft hat
deshalb ein großes Interesse
daran, die Leistungsfähigkeit
von Landesbanken zu erhalten
und zu verbessern. Dazu tragen
die Sparkassen als Verbundpart-
ner wesentlich bei. Notwendige
Veränderungen bei Landesban-
ken müssen deren wichtige Rol-
le für die deutschen Unterneh-
men immer im Auge haben“,
sagte Haasis.

1.069 Personen befragt

Die Umfrage von Forsa. Ge-
sellschaft für Sozialforschung
und statistische Analysen mbH,
wurde bundesweit vom 02. bis
30. November 2009 durchge-
führt. Befragt wurden dabei
1.069 Personen über 18 Jahre.�

Deutscher Sparkassen- und Giroverband:

Vergütung an langfristigen
Geschäftserfolgen ausrichten

Präsident Haasis begrüßt
Selbstverpflichtungserklärung von Banken

Die deutschen Sparkassen und Landesbanken unterstützen die
Ausrichtung von Vergütungssystemen an langfristigen Ge-
schäftserfolgen. Das erklärte der Deutsche Sparkassen- und
Giroverband (DSGV) in Berlin.

„Es ist gut, dass die notwendi-
gen Konsequenzen aus der teil-
weise zu kurzfristigen Ausrich-
tung von Unternehmensstrategien
und Vergütungssystemen gezogen
werden. Dies war eine der Ursa-
chen der Finanzkrise. Wir be-
grüßen deshalb die Selbstver-
pflichtungserklärungen von be-
troffenen Instituten“, sagte DSGV-
Präsident Heinrich Haasis.

Klare Bestätigung

Die Sparkassen sehen sich
durch diese Entwicklung in ih-
rer langfristig ausgerichteten

Unternehmenspolitik bestätigt.

Keine Boni-Exzesse

„Bei Sparkassen gibt es we-
der Boni- noch Gehaltsexzesse.
Der Schwerpunkt der Ge-
schäftsstrategie der Sparkassen
liegt auf einer nachhaltig wirk-
samen Geschäftspolitik, dies
umfasst auch die Vergütungs-
systeme. Die Sparkassen haben
diese Grundausrichtung in ih-
rer im Januar 2009 neu formu-
lierten Geschäftsstrategie noch-
mals deutlich geschärft“, so
Haasis. �

Fokus auf intelligentes
Druckmanagement

Zusammenarbeit der Kreissparkase
Augsburg mit Gersthofer Quentia AG

Als erste Sparkasse in Deutschland realisiert die Kreissparkasse
Augsburg im gesamten Unternehmen ein einheitliches und in-
telligentes Outputmanagement. Bis Ende 2010 ersetzen lei-
stungsfähige Multifunktionsgeräte von Kyocera die bisherigen
Drucker, Faxe und Kopierer. Dadurch erzielt die Kreissparkas-
se deutliche Einsparungen für Geräte, Verbrauchsmaterialien
und Wartung, reduziert den jährlichen Stromverbrauch um et-
wa 45.000 KWh und sorgt für ein angenehmeres Büroklima.

In Zusammenarbeit mit der
auf unternehmensweite IT-Lö-
sungen spezialisierten Gerstho-
fer Quentia AG, ein Unterneh-
men der Andreas Schmid Logi-
stik Gruppe, erarbeitete die
Kreissparkasse eine technische
und betriebswirtschaftliche Ana-
lyse und sorgt für eine transpa-
rente Kostenkontrolle. Ein Pilot-
projekt in den Filialen Haunstet-
ten und Fischach zeigte, dass
sich durch zentralisierte Dru-
ckerinseln die Anzahl der Geräte
deutlich reduzieren lässt ohne
Effizienz im Kundengeschäft
und in internen Bereichen einzu-
büßen. Mehr als zwei Drittel al-
ler Geräte werden im kommen-
den Jahr wegfallen.

Beitrag zum
Umweltschutz

Ein weiterer Vorteil, von dem
Mitarbeiter und Kunden profitie-
ren: Das Büroklima verbessert
sich spürbar, der reduzierte Ener-
gieverbrauch wirkt sich Umwelt
und Kosten schonend aus: Die
Kreissparkasse rechnet mit ei-

ner jährlichen Stromeinsparung
von etwa 45.000 KWh.

IT-konsolidierte Sparkasse

„Wir haben über ein Jahr an
diesem Konzept gearbeitet und
sind stolz darauf, die erste IT-kon-
solidierte Sparkasse im S-Finanz-
verbund zu sein, die ein flächen-
deckendes Konzept für Multi-
funktionsgeräte mit personalisier-
tem Druckoutput zum Einsatz
bringen wird“, soAlexander Graf,
IT-Leiter der Kreissparkasse. Mit
der Wartung der Multifunktions-
systeme beauftragte die Kreis-
sparkasse die Quentia AG mit
Sitz in Gersthofen.

„Als starker Partner aus der
Region konnte Quentia neben
Professionalität mit kurzen An-
fahrtswegen und schnellen Re-
aktionszeiten punkten.“ Carsten
Schlichter, Projektverantwortli-
cher der Quentia AG: „Wir muss-
ten in einem hochsensiblen und
komplexen Umfeld eine inte-
grierte Lösung schaffen, welche
unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten Maßstäbe setzt.“ �

Kreditoffensive der
Kreissparkasse kommt an
Kreditzusagen an Unternehmen deutlich gesteigert

Die Kreissparkasse Augsburg steigert weiterhin die Kredit-
zusagen an Unternehmen und Selbstständige. Allein im
September 2009 sagte sie gewerblichen Kunden 11,6 Millio-
nen Euro neue Darlehen zu – eine deutliche Steigerung von
47,1 Prozent bzw. 3,7 Millionen Euro gegenüber dem Sep-
tember 2008.

„Damit zeigen wir, dass wir als Kreditinstitut unsere
gesamtwirtschaftliche Verantwortung wahrnehmen und auch
in schwierigen Zeiten als starker Partner an der Seite unserer
mittelständischen Kunden stehen“, so Richard Fank, Vor-
standsvorsitzender der Kreissparkasse Augsburg.

Interessantes Angebot für heimische Wirtschaft

Mit einem eigenen Konjunkturpaket ging die Kreissparkasse
in die Kreditoffensive und hat im Frühjahr ein interessantes An-
gebot für die heimische Wirtschaft geschnürt, das positive Im-
pulse setzte. Von den zinsgünstigen Krediten sollen vor allem
Handwerker und Betriebe aus dem Wirtschaftsraum Augsburg
profitieren.

In den ersten neuen Monaten des laufenden Geschäftsjahres
summieren sich die Zusagen der Kreissparkasse für neue Kre-
dite an gewerbliche Kunden auf 166 Millionen Euro. Das ent-
spricht einer Steigerung von 13 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. „An der Praxis unserer Kreditvergabe haben wir nichts
verändert, sie unterliegt keinen Einschränkungen. Jede wirt-
schaftlich sinnvolle Investition, bei der ausreichende Aussicht
besteht, dass die Gelder wieder zurückfließen, kann von uns
auch finanziert werden“, betont auch der stellvertretende Vor-
standsvorsitzende Horst Schönfeld. �

MdEP Markus Ferber zur EU-Finanzmarktaufsicht:

Keine Schlupflöcher
für Global Player

Aufsicht muss wirklich EU-weit einheitlich gestaltet sein
Widerstand im Europaparlament gegen EU-Finanzminister

Die Finanzmarktaufsicht in Europa darf keine Lücken für grenz-
überschreitend tätige Großbanken zulassen. Das forderte der
Vorsitzende der CSU-Gruppe im Europaparlament und Mitglied
im Wirtschaftsausschuss, Markus Ferber. „Wir müssen sicher-
stellen, dass sich die Global Player nicht durch weiterhin national
zersplitterte Zuständigkeiten einer wirksamen Aufsicht entzie-
hen“, so Ferber.

Die EU-Finanzminister hatten
gestern beschlossen, in Krisenfäl-
len keine direkten Anweisungen
der EU-Aufsichtsbehörden zulas-
sen zu wollen.

Instabilitäten vermeiden

„Genau dann, wenn es ernst
wird, sollen weiterhin die natio-
nalen Aufsichtsbehörden ent-
scheiden. Das ist genau das Ge-
genteil von dem, was notwendig
ist, wenn wir Instabilitäten künf-
tig vermeiden wollen. Im Europa-
parlament wird es dagegen harten

Widerstand geben“, sagte der
CSU-Europaabgeordnete.

Vorentscheidung

Im Wirtschaftsausschuss des
Europaparlaments (EP) wird vor-
aussichtlich im Januar eine Vor-
entscheidung über die EP-Positi-
on zur künftigen Struktur der Fi-
nanzmarktaufsicht in Europa fal-
len. „Eine Verwässerung derAuf-
sicht wird es mit uns nicht geben.
Darüber herrscht fraktionsüber-
greifend Konsens“, so Markus
Ferber. �

Bayern-Versicherung behält Höhe
der Überschussbeteiligung 2010 bei
Für das Jahr 2010 sagt die

Bayern-Versicherung Lebens-
versicherung AG, ein Unter-
nehmen der Versicherungs-
kammer Bayern, ihren Kunden
erneut eine laufende Über-
schussbeteiligung von 4,15
Prozent zu.

Zusammen mit den Schluss-
überschussanteilen ergibt sich
bei laufender Beitragszahlung
eine Gesamtverzinsung von 4,9
Prozent., bei Einmalbeitrags-

versicherungen von 4,4 Prozent;
im Rentenbezug bleibt es bei ei-
ner Gesamtverzinsung von 4,7
Prozent.

Basis für sichere Erträge

Insgesamt ist das Gesamtport-
folio des Unternehmens breit ge-
streut und legt gemeinsam mit
einem professionellen Risi-
komanagement die Basis für
langfristig sichere Erträge. �
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V. l.: Wirtschaftsminister Martin Zeil, Landrat Ludwig Lankl
und Landwirtschaftsminister Helmut Brunner. ��

Neue Imagebroschüre des Landkreises Freyung-Grafenau:

Investoren gewinnen
Das Bayerische Wirtschaftsministerium hat in Abstimmung
mit der Region Freyung-Grafenau ein Maßnahmenpaket ent-
wickelt, um neue Investoren für die Region zu gewinnen und
neue Arbeitsplätze zu schaffen. Im Rahmen dieser Maßnah-
men entwarf die Wirtschaftsförderung Freyung-Grafenau zu-
sammen mit Invest in Bavaria, der Ansiedlungsagentur des
Freistaats Bayern, eine neue Imagebroschüre. Gemeinsam mit
Landwirtschaftsminister Helmut Brunner und Ludwig Lankl,
Landrat des Landkreises Freyung-Grafenau, stellte Wirt-
schaftsminister Martin Zeil nunmehr die Publikation vor.

Branchenvielfalt gilt als Schlüs-
sel zum wirtschaftlichen Erfolg.
Deshalb bildet ein breit ge-
fächertes, mittelständisch ge-
prägtes Spektrum von Industrie,
Handwerk, Handel und Dienst-
leistungen die Grundlage des
Wirtschaftsraumes im Dreilän-
dereck Bayern, Böhmen und
Oberösterreich. Traditionell
sind dabei die glas- und holz-
verarbeitende Industrie ansäs-
sig. Darüber hinaus tragen
kunststoffverarbeitende Betrie-
be, Elektrotechnik sowie Metall
und Fahrzeugbau wesentlich
zur vielschichtigen Palette vor-
wiegend kleiner und mittlerer
Unternehmen bei. Der Touris-
mus und das Handwerk bildeten
weitere wesentliche Standbeine
der Region, wie Minister Zeil
hervorhob.

Standortfaktoren

Eine hoch motivierte und ein-
satzbereite Bevölkerung, quali-
fizierte Fach- und Führungs-
kräfte sowie eine Ziel gerichtete
Wirtschaftsförderung und ein
aktives Regionalmanagement
stellten wichtige Standortfakto-
ren des Landkreises Freyung-
Grafenau dar. Entscheidend für
die weitere Entwicklung seien
nicht zuletzt auch die strate-
gisch günstige Lage im Dreilän-
dereck und die daraus resultie-
renden guten Kontakte zu den

Nachbarn in Tschechien und
Oberösterreich. Unverkennbar
sei die gute Ausgangsposition
des Landkreises Freyung-Gra-
fenau für die wirtschaftliche
Entwicklung. Bei zunehmender
Umweltsensibilität und verän-
derten Wertorientierungen ge-
wönnen die im Landkreis vor-
handenen vorteilhaften Stand-
ortfaktoren, die besonders aus-
geprägte Betriebsverbundenheit
und das wirtschaftsfreundliche
Klima bei unternehmerischen
Standortentscheidungen immer
mehr an Bedeutung.

Strukturwandel

Freilich, so räumte Zeil ein,
habe die Region trotz der guten
Ausgangslage derzeit mit einem
tief greifenden Strukturwandel
zu kämpfen. Durch die Öffnung
der Grenzen sei der Wettbewerb
härter geworden. Auch der de-
mographische Wandel sei hier
deutlich stärker spürbar als in
den Metropolregionen. Aus die-
sem Grunde habe er, Zeil, ge-
meinsam mit Landrat Lankl ein
Aktionsprogramm auf den Weg
gebracht, das fünf konkrete So-
fortmaßnahmen beinhaltet.

Gezielte Vermarktung

Zunächst werde Freyung-
Grafenau als „Region im Fo-
kus“ im Internetportal der An-

siedlungsagentur Invest in Ba-
varia beworben. Zudem seien
die 21 bayerischen Auslandsre-
präsentanten beauftragt worden,
gezielt Investoren für die Regi-
on zu suchen. Drittens habe sich
Invest in Bavaria gemeinsam
mit Landrat Lankl einen aktuel-
len Überblick über vorhandene
Gewerbegebiete und -objekte
der Region verschafft. Damit
könne das Angebot noch geziel-
ter vermarktet werden.

Darüber hinaus sei gemein-
sam mit dem Landkreischef,
den Bürgermeistern und der
IHK-Niederbayern-Oberpfalz
das Standort-Informations-Sy-

stem Bayern (SISBY) deutlich
optimiert worden. Und schließ-
lich verfüge der Landkreis mit
der neuen Imagebroschüre
über ein wichtiges Kommuni-
kationsmittel, um die Region
noch besser bewerben zu kön-
nen. Die Publikation ist in
deutscher und englischer Spra-
che erhältlich. Die regionale
Wirtschaftsförderung und In-
vest in Bavaria haben hierbei
eng und effizient zusammen-
gearbeitet.

Konkrete Schritte

Freilich unterstützt die Bay-
erische Staatsregierung den
Landkreis auch über das Ak-
tionsprogramm hinaus, so Mini-
ster Zeil. Dazu seien in einem
Spitzengespräch in der Staats-
kanzlei zusammen mit Vertre-

Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen:

Schwere Verfehlungen
Verwaltungsgericht München: „Grundsätze der

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
in der Vergangenheit nicht eingehalten“

Die klageführenden Kommunen Wolfratshausen und Icking
haben es jetzt schwarz auf weiß: Wie der nun vorliegenden
schriftlichen Urteilsbegründung des Verwaltungsgerichts
München zu entnehmen ist, hat der Landkreis Bad Tölz-Wolf-
ratshausen in der Vergangenheit schwere Verfehlungen be-
gangen. Alles, was seit 1998 in Sachen Kasernen-Konversion
auf den Weg gebracht wurde, ist gesetzwidrig. Dies gilt sowohl
für die Schaffung des Behördenzentrums wie auch für die
Gründung der Landkreis-Töchter (DTK-Gruppe), die die Ver-
wertung der Immobilie zurAufgabe haben.

„Bei der Schaffung eines Behördenzentrums, auf dessen
Einrichtung die DTK maßgeblich ausgerichtet war“, handle es
sich „nicht um eine Kreisaufgabe“, heißt es in der Begründung
des Gerichts. Dieses bezieht sich dabei auf die Ansiedlung von
Polizei, Finanzamt und Agentur für Arbeit. Auch die angeführ-
ten Synergieeffekte für den Bürger könnten die Schaffung von
Büroraum für landkreisfremde Verwaltungen nicht in eine
Kreisaufgabe transformieren. Ohnehin würden sich Synergie-
effekte nur ergeben, wenn ein Bürger am selben Tag Polizei
und Finanzamt aufsuchen müsste.

„Hinreichende Alternativen“

Wie das Verwaltungsgericht zudem feststellt, sei der Land-
kreis nicht gezwungen gewesen, „das überdimensionierte Ka-
sernengelände als einzig möglichen Standort für die Land-
kreisverwaltung zu erwerben“. Als „hinreichende Alternati-
ven“ werden der Ausbau des alten Amts und ein Neubau an an-
derer Stelle deklariert.

Ebenfalls unzulässig sei die Gründung der DTK-Gruppe und
damit auch deren Fortführung. Darüber hinaus hat das Gericht
„erheblichen Zweifel“, was die Errichtung des Gerontotechno-
logiezentrums, genannt „Schnecke“, anbelangt. Der Bedarf ei-
ner solchen Einrichtung sei nie ausreichend geprüft worden.
Vielmehr habe der Landkreis damals lediglich „unverbindliche
Absichtserklärungen“ von Unternehmen eingeholt.

Ob die schon in die DTK-Gruppe investierten Mittel und die
neu geplanten Zuschüsse von 12,5 Millionen Euro in absehba-
rer Zeit wieder zugunsten des Landkreises erwirtschaftet wer-
den können, bezweifelt das Gericht. Der Zuschuss wirke sich
nicht nur auf 2005 aus, sondern auch auf die Folgejahre - plus
Zinsen. Tatsache sei: Die Haushaltssatzung des Jahres 2005 ist
nichtig, da es sich bei dem Zuschuss zur DTK um einen „spür-
bar in die Finanzwirtschaft eingreifenden Fehler“ handle.
Letztlich habe sich der Landkreis nicht an die „Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit“ gehalten. DO.

tern des Landkreises Freyung-
Grafenau und der Regierung
von Niederbayern konkrete
Schritte zur Weiterentwicklung

der Region vereinbart worden.
So prüfe die Staatsregierung
beispielsweise die Umsetzung
eines Technologiezentrums in
Spiegelau, um das große wirt-
schaftliche Potential der Regi-
on gezielt zu stärken.

Zudem wird Landwirtschafts-
minister Brunner gemeinsam mit
Wirtschaftsminister Zeil zu ei-
nem Gespräch mit Vertretern aus
der Region einladen, um ein
Konzept zur Stärkung der „Glas-
region Bayerischer Wald“ auszu-
arbeiten. Dabei soll ein besonde-
res Augenmerk auf die Nutzung
und Vernetzung der vorhandenen
Kompetenzen im Bereich Glas
gelegt werden. KI

Niederbayerische Integrationspreise:

Vorbildliche Initiativen
Fünf Vereine und Institutionen wurden heuer mit den Integra-
tionspreisen der Regierung von Niederbayern ausgezeichnet.
Für Projekte zur Stärkung der interkulturellen Kompetenz von
Menschen ehrte Regierungsvizepräsidentin Monika Weinl das
Evangelische Bildungswerk Landshut (3000 Euro), den Caritas-
verband für die Stadt Straubing und den Landkreis Straubing-
Bogen (2000 Euro), den Straubinger Verein für Montagsge-
spräche (1000 Euro), die Pockinger Beratungsstelle für Migrati-
on des Diakonischen Werks Passau (500 Euro) und den Turn-
verein Geiselhöring (500 Euro). Weindl zufolge haben die
Preisträger Initiativen ins Leben gerufen, die Einheimischen
und Ausländern dabei helfen, Fremde besser zu verstehen und
sich in der Fremde besser zurechtzufinden.

Das Evangelische Bildungs-
werk Landshut (EBW) hat 2007
das interkulturelle Handbuch „Le-
ben in Landshut“ herausgegeben.

Dieser Stadtführer enthält Infor-
mationen und Tipps in elf Spra-
chen zu Themenkomplexen wie
Behörden, Wohnen, Arbeit sowie
Hilfe und Beratung. Er ist imAus-
länder- und Einwohnermeldeamt
der Stadt kostenlos zu haben. Weil
fast alle Exemplare vergriffen
sind, soll es nun eine neue Aufla-
ge geben. Bei der Aktualisierung
arbeiten die Schüler der Sprachen-
schule DILA – Deutsch in Lands-
hut mit. So verknüpft das EBW
zwei ihrer Integrationsprojekte.

Beratungsführer

Der Caritasverband Straubing
entwickelt einen Beratungsführer
für die Stadt Straubing und den
Landkreis Straubing-Bogen. Mit
diesem können sich Interessierte
überAnsprechpartner undAnlauf-
stellen für Migranten informieren.
Die Beratungsstelle der Caritas ar-
beitet bereits mit einer Rohfas-
sung der Broschüre, die in der Re-
gion bislang einmalig ist. Für den
Druck bekommt der Verband nun
finanzielle Hilfe vom Staat.

Der Verein Montagsgespräche
bemüht sich seit 15 Jahren um
Völkerverständigung in der Regi-
on Straubing und lädt seit 1994
alljährlich bei einem Tag der Gast-
freundschaft zum Dialog der Kul-
turen ein. Dieses Fest ist einer von
vielen wichtigen Beiträgen des
Vereins zur Integration von Zu-
wanderern.Außerdem werden da-
durch Interesse und Respekt der
Einheimischen für Menschen mit
anderen Sitten und Bräuchen ge-
weckt.

Die Beratungsstelle für Migrati-
on in Pocking kümmert sich seit
zehn Jahren um Zuwanderer. Mit
Unterstützung der Verantwortli-
chen entstand 2002 auf Initiative
von Spätaussiedlern und Einhei-
mischen der Chor „VeLuNa“,
dessen Mitglieder alte russische

Volkslieder singen. Die Sänger
schreiben die Texte in deutscher
Lautschrift und beschäftigen sich
mit der Geschichte der Lieder.
Mittlerweile wird auch auf
Deutsch gesungen. Der Chor steht
allen Interessierten offen, trifft
sich regelmäßig in der Teestube
der Beratungsstelle und tritt auch
öffentlich auf.

Der TV Geiselhöring trägt be-
sonders zur Integration von Kin-
dern und Jugendlichen mit auslän-
dischen Wurzeln bei. Das Ange-
bot des Vereins ist Gesundheits-
und Sozialarbeit zugleich: Weil
die Verantwortlichen mit vorbild-
licher Offenheit auf Migranten
zugehen, ebnen sie den jungen
Sportlern verschiedener Her-
kunft einen Weg in einen ge-
meinsamen Alltag.

Niederbayern ist Vorreiter im
Freistaat bei Preisen für erfolg-
reiche Integrationsarbeit. Vor
zwei Jahren hat die Regierung
erstmals Integrationspreise für
Initiativen in der Region ausge-
lobt. Die Staatsregierung stützt
dieses Konzept zusätzlich. In
diesem Jahr konnten so Preise
im Gesamtwert von 7000 Euro
vergeben werden. DK

Allgäuer Klimaschutzbeirat
gegründet

Seit November hat die Klimainitiative „Klimaschutz – das Allgäu
handelt“ einen eigenen Klimaschutzbeirat. Seine Aufgabe ist, die
Allgäuer Klimaschutzaktivitäten im Rahmen des Projektes der
Allgäu Initiative zu steuern. Der fünfzehnköpfige Beirat mit Ver-
tretern aus regionaler Politik, Wirtschaft und Initiativen traf sich
zu seiner konstituierenden Sitzung in Kempten.

Um die Initiative „Klimaschutz
– das Allgäu handelt“ zu beraten
wurde jetzt im November der All-
gäuer Klimaschutzbeirat gegrün-
det. Hauptaufgabe des Gremiums
ist, darüber zu entscheiden, welche
regionalen Klimaschutzprojekte
aus dem Allgäuer Klimaschutz-
fonds gefördert werden sollen.

Kernidee von „Klimaschutz –
das Allgäu handelt“ ist der regio-
nale Aspekt: Treibhausgase, die

imAllgäu emittiert werden, sollen
auch hier durch Zahlungen für
Einsparprojekte im Allgäu kom-
pensiert werden. Diese Möglich-
keit können Unternehmen, Kom-
munen und auch Privatpersonen
nutzen.Ausgleichszahlungen wer-
den im Klimaschutzfonds gesam-
melt und vom Klimaschutzbeirat
für CO2- Minderungsprojekte be-
willigt.

Seit Juni 2009 sind alle Allgäu-

CSU-Kreisverband Dillingen:

Erklärung zur Landratswahl
Zur bevorstehenden Landratswahl hat sich der CSU-

Kreisverband Dillingen wie folgt geäußert:
„Demokratie lebt vom Wettbewerb, sowohl bei Personen als

auch bei den Inhalten. Für die anstehende Landratswahl haben
wir uns nach reiflicher Abwägung und auf Empfehlung der
Kommission, in der bewusst junge Kräfte miteingebunden sind,
entschlossen, keinen eigenen Bewerber zu nominieren und
auch keine Empfehlung für oder gegen einen Bewerber/Bewer-
berin abzugeben. Grund dafür ist der Wunsch, damit ein Signal
zu geben, dass der CSU an einer konstruktiven sachorientierten
Arbeit mit allen Gruppierungen im Kreistag gelegen ist.

Die CSU als stärkste Kraft im Kreistag hat ihre konstruktive
Arbeit in den zurückliegenden fünf Jahren erfolgreich fortge-
setzt. Dies zeigen die Beratungen und Beschlüsse der Kreisgre-
mien, die loyale Zusammenarbeit von Vizelandrat Alfred
Schneid und die kraftvolle Unterstützung, die der Landkreis bei
seinen Anliegen insbesondere aus München durch den Einsatz
des Haushaltsausschussvorsitzenden Georg Winter erhält.

Die Empfehlung der Kommission, keinen Bewerber zu no-
minieren und keine Empfehlung für oder gegen einen Bewer-
ber abzugeben, wurde von der stellvertretenden Kreisvorsitzen-
den Eva-Maria Fink vorgetragen. Die Kreisvorstandschaft, die
CSU-Kreisräte, die Ortsvorsitzenden und die Vertreter der Ar-
beitsgemeinschaften stimmten nach einer ausführlichen und
sachlichen Diskussion mit 48 zu 7 Stimmen der Kommissions-
empfehlung zu.“ �

er aufgerufen, ihre persönliche
Klimabilanz zu optimieren.Außer
Kommunen und Firmen, die be-
reits reges Interesse an dem Pro-
jekt zeigen, ist dafür das Engage-
ment eines jeden Einzelnen ge-
fragt. Über die Internetplattform
www.klimaschutz-allgaeu.de ist
ein einfacher Einstieg mit Berech-
nung der persönlichen CO2-
Emissionen und vielen interessan-
ten Informationen möglich. �
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„Es gibt Ideen, die sind Rie-
sen und überdauern die Zeiten.
Andere sind Zwerge und zerfal-
len im Laufe der Zeit ins
Nichts.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, macht sich ein paar
grundsätzliche Gedanken am
Ende eines Jahres, das uns be-
merkenswerte Jubiläen ebenso
brachte wie einige Ereignisse
zum Nachdenken.

Die Vorweihnachtszeit ist ja
ideal dafür geeignet, solchen
Gedanken nachzuhängen. Feiern wir doch die
Geburt dessen, der uns die größte aller Ideen of-
fenbart und damit eine seit nunmehr über 2000
Jahre andauernde Hoffnung geschenkt hat.

Kein Wunder, dass sich alle seither auf den
Markt drängenden Heilsbringer an ihm und am
Christentum abgearbeitet haben. So auch der
Sozialismus, der dieser Tage und Wochen vor 20
Jahren in seiner europäischen Spielart implo-
dierte und von der Bildfläche verschwand. Der

staatlich verordnete Atheismus in Osteuropa
nahm zu Zeiten des real existierenden Sozialis-
mus ja manchmal groteske Züge an. So als in
den siebziger Jahren in der litauischen Sowjet-
republik eine Kampagne gegen das Aufstellen
von Christbäumen lief. Die wackeren Genossen
wollten damit das Abschlagen der als Lieferan-
ten des wichtigen Rohstoffs Holz begehrten Bäu-
me verhindern. Und dass DDR-Ideologiewäch-
ter die Engelsfiguren aus dem Erzgebirge in
Jahresendflügelfiguren umgetauft haben sollen,
ist bis heute zwar nicht bewiesen – zugetraut hat
das den roten Holzköpfen aber jeder.

Jedenfalls ist das Erzgebirge weiterhin deut-
sches Weihnachtszentrum wie seit Jahrhunder-
ten. Litauen ist heute unabhängig, die Litauer
sind in ihrer Mehrzahl römisch-katholisch ge-
blieben und am Weihnachtstag leuchten die Au-
gen der Kinder auch dort im Schein der Christ-
baumkerzen. Schließlich gilt für alle Länder des
ehemaligen Ostblocks: Die Kirchen stehen
noch, ebenso wie die Statuen der Heiligen. Ver-

schwunden sind die Standbil-
der der diversen Revolutionä-
re. Und das Fest der Geburt
Jesu Christi wird überall gefei-
ert, während kaum einer mehr
die Geburtsjahre von Marx,
Engels oder Lenin auswendig
aufsagen kann.

Überhaupt ist festzustellen,
dass der Sozialismus vor zwei
Jahrzehnten nicht allein des-
halb implodierte, weil er das in-
effektivere Wirtschaftssystem

darstellte, mit der Rüstung des Westens nicht mit-
halten konnte oder die Leute nicht nach Mallorca
und auf die Kanaren reisen durften. Es war vor
allem die geistige Armut einer Ideologie ohne
Gott und damit ohne die Perspektive der Erlö-
sung, die keine Antworten auf die Fragen der
Menschen mehr geben konnte. Der Glaube stärk-
te den Menschen den Rücken, ein richtiges Leben
im falschen zu führen, wie es Václav Havel ge-
nannt hat – ein Leben in Wahrheit.

Auch heutzutage tun wir gut daran, uns zu er-
innern, wie wichtig es ist, auch die letzten Dinge
zu bedenken und nicht nur die Vorletzten. Gera-
de die Finanzkrise hat gezeigt, dass die Men-
schen anfällig sind, Götzen wie Geld, Profit
oder dergleichen zu verabsolutieren.

Mein Chef, der Bürgermeister, bemüht sich in
allen seinen Entscheidungen dem gerecht zu
werden, was er die Verantwortung des Chri-
stenmenschen für seine Nächsten nennt. Eigent-
lich eine schöne Metapher für eine ethisch fun-
dierte Politik. Vor allem, da eine solche Haltung
Mut zur Zukunft gibt. Und die brauchen wir
auch nächstes Jahr, ganz im Sinne des Satzes
von Franklin D. Roosevelt auf dem heutigen Ka-
lenderblatt: „Die einzige Begrenzung, das Mor-
gen zu verwirklichen, werden unsere Zweifel von
heute sein.“

Liebe Leserin, geneigter Leser! Ich wünsche
Ihnen gesegnete und ruhige Festtage mit Gele-
genheiten zum Besinnen und Nachdenken, einen
guten Rutsch und einen reibungslosen Start in
ein hoffentlich ausgeglichenes und erfolgreiches
Jahr 2010.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Glaube, Liebe,
Hoffnung

Bayerischer Städtetag:

Ruf nach solider Finanzbasis
Bezirksversammlungen in Schwaben und Oberfranken

Bei Bezirksversammlungen in Schwaben (Augsburg) und
Oberfranken (Bayreuth) kritisierte der Vorstand des Bayeri-
schen Städtetags neben den Punkten Gewerbesteuer und Auf-
lösung der Arbeitsgemeinschaften (Hartz IV) die unausgegore-
nen Steuersenkungspläne der neuen Regierung sowie die un-
gewissen Regelungen für die kommunale Daseinsvorsorge.

Im Koalitionsvertrag sei die
Neigung der neuen Bundesre-
gierung zu erkennen, als Steuer-
senker aufzutreten - allerdings
zu Lasten der Länder und der
Kommunen, monierte der Vor-
sitzende des Bayerischen Städ-
tetags, Hans Schaidinger. Bei
diesem „Vertrag zu Lasten Drit-
ter“ müssten die Kommunen
Federn lassen, damit sich der
Bund mit fremden Federn
schmücken könne. Tatsache
aber sei: „Die Kommunen dür-
fen nicht für Steuersenkungen
des Bundes zur Ader gelassen
werden!“

Die finanzielle Handlungs-
fähigkeit der Kommunen, die
sowieso schon eingeschnürt sei,
dürfe nicht noch weiter durch
Versprechungen von Steuerge-
schenken auf Null gebracht
werden, so Schaidinger weiter.
Manche Kommunen könnten
schon heute ihre Aufgaben nicht
mehr erfüllen. „Wie soll das
dann erst gehen, wenn die
Steuerentlastungen noch tiefere
Löcher in die kommunalen
Haushalte reißen?“ fragte sich
der Vorsitzende.

Dramatische Situation

Gerhard Jauernig, Oberbür-
germeister der Stadt Günzburg
und Repräsentant der kreisan-
gehörigen Städte und Gemein-
den in Bayern, schilderte die Fi-
nanzsituation der schwäbischen
Städte als äußerst dramatisch.
„Kommunen sind Dienstleister,
mit Betonung auf Leistung.
Diese ist aber nur bei einer Aus-
stattung mit den entsprechenden
Finanzmitteln möglich.“

Augsburgs Oberbürgermei-
ster Dr. Kurt Gribl meinte: „Es
kann nicht einfach geschehen,
dass durch das Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz Belastun-
gen ungefragt nach unten verla-
gert werden.“ Die die Fugger-
stadt bereits treffenden Steuer-
ausfälle von 35 Millionen Euro
bei der Gewerbesteuer und von

10 Millionen Euro bei der Ein-
kommensteuer seien konjunktur-
bedingt, aber wenn bei gleich
bleibendem Aufgabenumfang
noch weitere Abschläge von
über 5 Millionen Euro durch den
Bund verursacht werden, müsse
man „einen Aufschrei machen
dürfen“. Gribl forderte einen so-
fortigen Ausgleich in voller
Höhe - durch eine andere Um-
verteilung der Gewerbesteuer
oder durch Aufgabenentlastung:
„Ich will nicht im Jahr 2010 Bitt-
steller sein, sondern unsere For-
derung heute selbstbewusst zum
Ausdruck bringen.“

Solide Steuergrundlage
angemahnt

Der Bezirksvorsitzende des
Bayerischen Städtetags im Re-
gierungsbezirk Oberfranken,
Erster Bürgermeister Gerhard
Preß (Rödental), verwies dar-
auf, dass die Kommunen wei-
terhin eine solide Steuergrund-
lage benötigen. Die Gewerbe-
steuer dürfe weder ausgehöhlt
noch untergraben werden. „Wir
müssen wachsam bleiben, weil
im Koalitionsvertrag von Union
und FDP die Gewerbesteuer zur
Diskussion gestellt wird“, hob
Preß hervor.

Wichtige Gewerbesteuer

Die Maßnahmen zur Stabili-
sierung der Gewerbesteuer mit
der Unternehmensteuerreform
2008 hätten gegriffen und dürf-
ten jetzt nicht schon wieder
aufgeweicht werden. Preß:
„Die letzten Jahre haben be-
stätigt, wie wichtig die Gewer-
besteuer für die Kommunen
ist.“ Im Jahr 2008 machte die
Gewerbesteuer mit 5,6 Milliar-
den Euro netto gut 40 Prozent
und damit den größten Anteil
aller kommunalen Steuerein-
nahmen in Bayern aus.

Preß zufolge sind die Kom-
munen der gewichtigste öffent-
liche Investor. Sie gewährleiste-

ten einen Großteil der sozialen
Leistungen für die Gesellschaft.
Die Kommunen könnten ihre
Aufgaben nur erfüllen, wenn sie
verlässliche Steuereinnahmen
erhalten. Dabei sei das steuerli-
che Band zur örtlichen Wirt-
schaft, die die lokale Infrastruk-
tur nutzt, unverzichtbar. Preß:
„Welche Kommune hätte ohne
Gewerbesteuer noch Interesse,
Gewerbe anzusiedeln? Kom-
munen sorgen für eine wirt-
schaftsfreundliche Infrastruktur
– das können sie nur vorhalten,
wenn sie über eine solide Fi-
nanzbasis verfügen.“

Widerspruch

Kommunale Zuschläge auf die
Einkommen- und Körperschaft-
steuer seien kein wirklicher Er-
satz. Dies würde eklatante Ver-
schiebungen der Steuereinnah-
men zwischen den Kommunen
auslösen: Dann könnte ein ruinö-
ser Wettlauf um Einwohner und
damit um Steuerzahler ausbre-
chen; so könnten Kommunen,
die weniger Infrastruktur vorzu-
halten haben oder geringere So-
zialkosten zu tragen haben, mit
niedrigeren Hebesätzen auf die
Einkommensteuer um Steuer-
zahler buhlen. Der oberfränki-
sche Bezirksvorsitzende verwies
auf einen Widerspruch: „Auf der
einen Seite will sich die Koaliti-
on damit schmücken, den Bür-
gern mehr im Portemonnaie zu
lassen. Aber auf der anderen Sei-
te überlegt die FDP, über einen
kommunalen Hebesatz an der
Einkommensteuer wieder den
Bürgern in den Geldbeutel zu
greifen.“

Öffentliche und private
Unternehmen

Kritik an der Bundesregie-
rung wurde auf beiden Bezirks-
versammlungen auch beim The-
ma „Steuerliche Gleichstellung
von öffentlichen und privaten
Unternehmen“ geübt. Eine Be-
aufschlagung kommunaler Da-
seinsvorsorge mit 19 Prozent
Mehrwertsteuer sei inakzepta-
bel. „Wenn man Services wie
die Abfallentsorgung jetzt noch
mit zusätzlichen Steuern bela-

stet, müssen das die Bürger über
Gebührenerhöhungen bezahlen.
Das kann die Koalition doch
nicht ernsthaft wollen“, erklärte
Schaidinger.

Hartz IV-AG’s

„Jetzt wird zerschlagen, was
eigentlich zusammengehört –
das ist eine Katastrophe“, stellte
Bayreuths Oberbürgermeis-
ter Dr. Michael Hohl, Bezirks-
vorsitzender des Bayerischen
Städtetags im Regierungsbezirk
Oberfranken mit Blick auf die
Auflösung der Hartz IV-Ar-
beitsgemeinschaften fest. Der
Koalitionsvertrag von Union
und FDP setze auf deren Tren-
nung. Was fünf Jahre lang ge-
meinschaftlich erledigt worden
sei, müsse jetzt wieder getrennt
werden.

Hilfe aus einer Hand

Einen Teil erledige die Bun-
desagentur für Arbeit, einen an-
deren Teil das kommunale Sozi-
alamt. Arbeitslose und Hilfe-
empfänger erhielten getrennte
Bescheide, hätten unterschiedli-
che Ansprechpartner und müss-
ten Einsprüche bei unterschied-
lichen Stellen einlegen. Hohl:
„Das wird umständlicher und
bürokratischer. Hilfe aus einer
Hand war Konsens und ist
noch immer der richtige Weg.
Wenn die Praxis funktioniert und
die Rechtslage nicht stimmt,
dann wäre es richtiger gewe-

sen, die Verfassung zu ändern.“

Neue Organisationsstruktur

Überdies eilt es, eine neue
Organisationsstruktur aufzu-
bauen. Hohl: „Es ist nur noch
ein Jahr Zeit. Die Bundesregie-
rung muss sich ranhalten, damit
6,5 Millionen Hartz IV-Bezie-
her in Deutschland – davon
450.000 in Bayern - wissen,
wie es weiter geht.“ Bei der
Vermittlung von Langzeitar-
beitslosen werden sich Schwie-
rigkeiten ergeben: Bislang be-
mühten sich die Arbeitsgemein-
schaften um eine Hilfe, die in-
dividuell auf einen Arbeitssu-
chenden und seine Lebenslagen
zugeschnitten waren, um eine
passgenaue Eingliederungshilfe
für den Arbeitsmarkt zu schaf-
fen – etwa für Alleinerziehen-
de. Nun stelle sich die Frage,
ob standardisierte Bundespro-
gramme den individuellen Pro-
blemen der Arbeitssuchenden
gerecht werden.

Personalprobleme

Schwierigkeiten gebe es auch
beim Personal in den Arbeitsge-
meinschaften. Allein in Bayern
sind rund 2.400 kommunale
Mitarbeiter in den Arbeitsge-
meinschaften beschäftigt. Das
kommunale Personal ist auch
für Aufgaben der Bundesagen-
tur eingesetzt. Hohl: „Bei der
Bundesagentur wird sich das
Problem stellen, ob genügend

Personal für die Bewältigung
der Arbeit und für die Umstel-
lung der Verwaltung zur Verfü-
gung steht. Für die Städte stellt
sich die Frage, wie das freige-
setzte Personal wieder in die
städtische Kernverwaltung inte-
griert werden kann.“ Der Um-
bau der Strukturen und die
komplette Umkrempelung der
Verwaltung führten zu Proble-
men bei der Umstellung der
EDV; die Kommunen rechneten
mit Mehrkosten. Hohl: „Diese
Entflechtung sorgt für unsinni-
gen Doppelaufwand und kostet
die Kommunen richtig viel
Geld. Wir hoffen, dass trotz die-
ser komplizierten Verwaltungs-
probleme die Betroffenen ver-
lässlich rechtzeitig zu ihrer Hil-
fe kommen werden.“

Kritikpunkt ÖPNV

Auf heftige Kritik beim Städ-
tetag stießen auch die Aussagen
der Koalition zum öffentlichen
Personennahverkehr. Schaidin-
ger: „Den Vorrang sogenannter
kommerzieller Verkehre lehnen
wir strikt ab. Ein solcher Vor-
rang käme einer Enteignung
kommunaler Verkehrsunterneh-
men gleich. Auch würde der
Einfluss der Kommunen auf die
örtliche Verkehrsplanung erheb-
lich erschwert.“

Der Städtetag geht davon aus,
dass der öffentliche Personen-
nahverkehr unverzichtbarer Be-
standteil der kommunalen Da-
seinsvorsorge ist. Deshalb müs-
se das Personenbeförderungs-
gesetz an den europäischen
Rechtsrahmen für den ÖPNV
angepasst werden. Eine vom
Staat veranlasste Benachteili-
gung öffentlicher Unterneh-
men wäre nach Auffassung des
kommunalen Spitzenverban-
des ein unzulässiger Eingriff in
die vom Grundgesetz ge-
schützte kommunale Selbst-
verwaltung. DK

Hauptversammlung im Landkreis Neustadt a.d. Aisch-Bad Windsheim:

Peter Müller bleibt
KPV-Kreisvorsitzender

MdL Hans Herold: „Länderfinanzausgleich muss überprüft werden“

Markt Erlbach. „Auch in schwierigen Zeiten bleibt ein ausge-
glichener Haushalt unser vorrangiges Ziel“, so Hans Herold,
CSU-Kreisvorsitzender und Landtagsabgeordneter bei der
Hauptversammlung der Kommunalpolitischen Vereinigung
der CSU (KPV) im Landkreis Neustadt a.d. Aisch – Bad
Windsheim. Für die Kommunen sei wichtig, dass es dabei kei-
ne Kürzungen der Finanzausgleichsmittel geben werde.

Eine Überprüfung des Län-
derfinanzausgleichs sei aller-
dings dringend notwendig.
Herold: „Das Ausgleichsziel an
sich ist richtig und hat uns in
Bayern auch in der Nachkriegs-
zeit sehr geholfen. Aber inzwi-
schen beträgt die Zahlung des
Freistaats in diesen Ausgleichs-
topf bereits zehn Prozent des
Gesamthaushalts, und das ist
entschieden zu viel.“ Er stehe
hier voll inhaltlich zu der
entsprechenden Initiative des
Bayerischen Ministerpräsiden-
ten Horst Seehofer.

Dringender Nachholbedarf

Für den ländlichen Raum be-
sonders wichtig seien auch die
schnellen Internetverbindungen.
Hier seien die Fördermittel
zwar von 50 auf 100 Millionen

aufgestockt worden, dennoch
gebe es erheblichen und vor al-
lem dringenden Nachholbedarf.

Neuwahlen wieder gewählte
Kreisvorsitzende Peter Müller
die KPV. In seinem Bericht plä-
dierte der 2. Bürgermeister von
Wilhelmsdorf u. a. für eine wei-
tere Reduzierung der Erb-
schaftssteuer als entscheidend
gerade auch im ländlichen
Raum, der ohnehin schon um
den Erhalt der bäuerlichen
Landwirtschaft kämpfen müsse.

Verstärkter Kontakt

Da viele Weichenstellungen
von Europa über Berlin bis
München die Landkreise, Städ-
te und Gemeinden betreffen,
werde die KPV verstärkt den
Kontakt mit den entsprechen-
den Mandatsträgern pflegen,
denn „wenn die Rahmenbedin-
gungen nicht stimmen, können
wir vor Ort nur noch Schadens-
begrenzung machen“.

Führungsanspruch
herausstellen

Neben der Alltagsarbeit in
den Kommunen, die aber nie-

verwaltung eine Daueraufgabe.
Stellvertretende KPV-Kreis-

vorsitzende bleiben die 2. Bür-
germeisterin von Markt Erl-
bach, Brigitte Hegendörfer, und
die Kreisvorsitzende der Frau-
en-Union, Claudia Platzöder
aus Neustadt a.d. Aisch. Der
Vorstandschaft gehören ferner
Parteifreunde aller kommunalen
Ebenen an. pm

mals „alltäglich“ werden dürfe,
müsse die CSU immer wieder
ihren Führungsanspruch her-
ausstellen und den Menschen
auch vor Ort Orientierung ge-
ben. „Das fehlt den so ge-
nannten Freien völlig, näm-
lich ein schlüssiges Konzept
und eine klare Linie“. Unab-
hängig davon bleibe die Stär-
kung der kommunalen Selbst-

Bei der KPV als Haushalts-
experte und erfahrener ehema-
liger Bürgermeister ein gern
gesehener Gast: Landtagsabge-
ordneter Hans Herold. ��

„Unser Ziel ist die flächen-
deckende Versorgung bis 2011“.

Ein „kritisches Sprachrohr der
Kommunen“ nannte der bei den
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• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Winterdiensttechnik, die
begeistert – weltweit!

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz
Tel.: +49 (9604) 93267-0
info@gmeiner-online.de
www.gmeiner-online.de
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Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

Messtechnik und Systemlösungen
HYDROMETER GMBH
Industriestr. 13 | 91522 Ansbach
Tel.: 09 81/ 18 06 0
Fax: 09 81/ 18 06 605
www.hydrometer.deGeschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters
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Vorschau auf GZ 1/2
In unserer Ausgabe Nr. 1/2 die am 14. Januar 2010
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Energieversorgung zz Energiesparmaßnahmen
zz Umweltschutz
zz Abfallwirtschaft und Recycling
zz Kommunales Verkehrswesen zz ÖPNV
zz Kommunalfahrzeuge
zz Garten- und Landschaftsbau

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt ei-
ne Information über den neuen Leitfaden des Haufe-Verlags
zur Bilanzierung des kommunalen Vermögens bei, den der
Bayerische Bauindustrieverband e.V. gemeinsam mit der
vbw - Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. während
der KOMMUNALE vorgestellt hat.
Wir bitten um freundliche Beachtung. ��

Innovative Verwaltung 2009. Von links: Passaus Oberbürger-
meister Jürgen Dupper, Staatskanzleichef Siegfried Schneider
und Landrat Franz Meyer. ��

Innovative Verwaltung 2009:

„High Tech und
High Touch“

Stadt und Landkreis Passau unter den Preisträgern

„Verwaltung als Partner der Wirtschaft“ lautete das diesjähri-
ge Motto des Wettbewerbs „Innovative Verwaltung“. Wie
Staatskanzleichef Siegfried Schneider bei der Preisverleihung
in München hervorhob, „kann unsere moderne Verwaltung
mehr als nur umsetzen, was ‚von oben‘ kommt. Wir setzen auf
Eigenverantwortung. Wir wollen Entwicklungen vor Ort. Wir
fördern Kreativität und neue Ideen. Wir wollen unsere öffent-
liche Verwaltung noch leistungsfähiger und innovativer ma-
chen - im Dienste unserer Bürgerinnen und Bürger“.

Gerade in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten seien Firmen und
Betriebe vor Ort besonders auf
eine unbürokratische und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit
mit Behörden, Ämtern und
Kommunen angewiesen. Mit
den Sieger-Projekten 2009 wür-
den nachahmenswerte Beispiele
gegeben, wie Unternehmen ge-
fördert und zu weiteren Investi-
tionen in Bayern ermutigt wer-
den könnten.

Fünf Gewinner

Ausgezeichnet wurden das
Wasserwirtschaftsamt Hof, Stadt
und Landkreis Passau, die Hoch-
schule für angewandte Wissen-
schaften Deggendorf, das Baye-
rische Staatsministerium für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie
und Frauen sowie die Autobahn-
direktion Südbayern.

Die Mitarbeiter des Hofer
Projekts „Technologietransfer
Wasser“ unterstützen bayeri-
sche Unternehmen aus der Was-
serbranche im internationalen
Geschäft. Sie beraten, vermit-
teln Informationen und stellen
weltweit Kontakte her. Das
Wasserwirtschaftsamt Hof hat
sich in den vergangenen zehn
Jahren ein dichtes Netz an inter-
nationalen Verbindungen auf-
gebaut. Wasserwirtschaftliche
Einrichtungen sind in dieses
Netz ebenso eingebunden wie
kommunale Entscheidungsgre-

mien und Finanzierungs- und
Wirtschaftsinstitutionen. Weit
über 3000 ausländische Teilneh-
mer haben inzwischen die Fort-
bildungsprogramme des Projekts
in Bayern und in den Partnerlän-
dern besucht. Mit dem Projekt
stärkt das Wasserwirtschaftsamt
Hof die Exportchancen der
bayerischen Wasserwirtschaft
und damit auch den Wirtschafts-
standort Bayern insgesamt.

„GoPassau“

Im Rahmen des Projekts
„GoPassau – Wirtschaftsregi-
on“ vermarkten Stadt und Land-
kreis ihren Wirtschaftsstandort
als eine Region. Ein Investoren-
Serviceteam berät und unter-
stützt potenzielle Investoren bei
der Umsetzung neuer Projekte.
Der große Vorteil: Die Wirt-
schaft erhält behördliche Ser-
viceleistungen aus der Hand ei-
nes Ansprechpartners, wodurch
sich die Genehmigungsverfah-
ren beschleunigen. Sollte sich
eine Idee nicht in der geplanten
Weise realisieren lassen, zeigt
das Serviceteam mögliche Lö-
sungen bzw. Alternativen auf.

Anregende Verbindung

Gemeinsam nahmen Landrat
Franz Meyer und Oberbürger-
meister Jürgen Dupper den
Preis entgegen, begleitet wur-
den sie von den Wirtschaftsförde-

rern des Landkreises Passau bzw.
der Stadt Passau, Josef Kaiser,
Heidi Taubeneder und Günther
Hepner. In seiner Laudatio beton-
te der Vorsitzende der Jury, der
Speyerer Universitätsprofes-
sor Dr. Hermann Hill, dass Bay-
ern einen hervorragenden Ruf
bei Investoren genieße, „weil zu-
kunftsfähige Industrien und Le-
bensqualität eine wechselseitig
sich ergänzende und anregende
Verbindung eingegangen sind“.
Bayern stehe für „High Tech und
High Touch“ - sozusagen für
Hochtechnologie und höchstes
(Fingerspitzen-)Gefühl.

Akademische Weiterbildung

Das bundesweit gefragte An-
gebot des „Deggendorf Institute
of Management and Technolo-
gy – dimt“ wiederum zielt auf
die akademische Weiterbildung
von Fach- und Führungskräften.
Von diesem Know-how profi-
tieren gerade die Unternehmer
im Raum Deggendorf. Marken-
zeichen ist die vollständige
Selbstfinanzierung. Durch den
Erfolg der Weiterbildungspro-
gramme entstehen zusätzliche
Arbeitsplätze an der Hochschu-
le. Neben Lehre und angewand-
ter Forschung ist die Weiterbil-
dung heute die dritte tragende
Säule der Hochschule Deggen-
dorf. Das Weiterbildungszen-
trum ist ein Aushängeschild für
das Bildungsland Bayern.

BessereArbeitsbedingungen

Das Bayerische Sozialmini-
sterium unterstützt Firmen und
Betriebe bei der Einführung ei-
nes modernen Gesundheitsma-
nagements. Das „Ganzheitli-
che Betriebliche Gesundheits-

management System (GABEGS)
für bayerische Unternehmen“ zielt
auf die Verbesserung betrieblicher
Arbeitsbedingungen und fördert
die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf. Themen sind zum Beispiel
die Reduzierung psychomentaler
Belastungen, Arbeitsschutz oder
der Einsatz älterer Mitarbeiter. Un-
ternehmen, die das Programm er-
folgreich umsetzen, werden ent-
sprechend zertifiziert. Dadurch
werden sie zum Vorbild für ande-
re. GABEGS ist nicht nur für
bayerische Firmen attraktiv. An-
fragen kommen aus dem ganzen
Bundesgebiet.

IT-gestütztes System

Bisher verursachte das Verle-
gen von öffentlichen Versor-
gungsleitungen einen erhebli-
chen bürokratischen Aufwand.
Das Projekt „Gestattungen von
Leitungen der öffentlichen Ver-
sorgung in Straßen“ der Auto-
bahndirektion Südbayern stellt
als Teil der eGovernment-Initia-
tive der Staatsregierung ein IT-
gestütztes, kundenfreundliches
System zur Verfügung, das das
Antragsverfahren für Energie-
versorgungsunternehmen er-
heblich vereinfacht, automati-
siert und beschleunigt. So kön-
nen Dokumente wie Detail-
pläne oder Bilder dem Antrag
elektronisch hinzugefügt und über
das Kartenfenster des Bayeri-
schen Straßeninformationssy-
stems BAYSIS die Lage der be-
antragten Leitungen metergenau
eingetragen und automatisch in
den Antrag übernommen werden.
Künftig sollen sämtliche wichti-
gen Verwaltungsvorgänge online
angeboten werden. Das Projekt
leistet dazu einen zukunftswei-
senden Beitrag. DK

Gesundheitsnetz Rosenheim und Region:

Werbefreie Internet-
Plattform immer beliebter

Gleich ob Ärzte oderApotheken, Notrufnummern, News wie In-
formationen zur Grippewelle, Veranstaltungstipps, Beratungs-
stellen, Pflegeeinrichtungen, Krankenkassen oder Rettungs-
dienste: auf der städtischen Internetplattform „Gesundheits-
netzwerk Rosenheim und Region“ findet der Besucher unter
www.rosenheim.de/gesundheitsnetz einfach und schnell wichti-
ge Informationen rund um Gesundheit und Wohlbefinden.

Im Bereich „Selbsthilfegrup-
pen“ wurde nach der letzten Sit-
zung des aus Fachleuten bestehen-
den Internetbeirats neu die Kate-
gorie „Trauerhilfe“ eingerichtet,
um Betroffenen eine Übersicht
überTrauergruppen zu geben. Neu
sind auf den Gesundheitsseiten
auch die Unterkategorien Ernäh-
rung, Bewegung und Entspan-
nung sowie Ergotherapie. Man-
fred Grundei, Leiter des Amts für
Informationsverarbeitung und ver-
antwortlich für die Gesundheits-
seiten im Netz, freute sich nicht
nur über die stetig steigende Zu-

nahme von Besuchern. Auch die
Zahl registrierter regionalerAnbie-
ter von Gesundheitsdienstleistun-
gen ist auf rund 700 angewachsen.
„Alle Eintragungen sind kosten-
los; einfach das Kontaktformular
ausfüllen und abschicken“, so
Grundei.

Um den Bekanntheitsgrad des
Gesundheitsnetzwerks weiter zu
verbreiten, liegen Visitenkarten
mit den wichtigsten Informationen
bei Arztpraxen, Kliniken und
Krankenkassen aus, sie kann aber
auch online über das Gesundheits-
netz heruntergeladen werden.�
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Der neue Praxisleitfaden – Pflichtlektüre 
für jede bayerische Kommune!

Die neue kommunale Haushaltsverordnung (KommHV) legt die Grundsätze der doppelten kommu-
nalen Buchführung (Doppik) fest. Der neue Leitfaden beschreibt anhand konkreter Beispiele die 
Erfassung und Bewertung kommunalen Vermögens.

Sie erfahren:

●  wie Sie die gesetzliche Vorgaben zur  Inventur 
erfüllen,

●  wie Sie die Erfassung und Bewertung  korrekt 
umsetzen,

●  wie Sie zulässige Vereinfachungen effektiv 
anwenden.

Dr. Horst Körner 
ist Geschäftsführer der arf GmbH. Die arf GmbH ist 
 ein führendes Beratungsunternehmen zu  Fragen des 
Haushaltswesens und der Doppik-Einführung in Bund, 
Ländern und Kommunen.

Sönke Duhm 
begleitet als Berater viele bayerische Kommunen 
bei der Organisation, Erfassung und Bewertung 
 kommunalen Vermögens.

Monika Huber 
entwickelt als Beraterin und Ingenieurin insbesondere 
Methoden und Vorgehensmodelle zur Bewertung von 
Liegenschaften und Bauwerken.

In Zusammenarbeit mit
den Experten aus der Praxis:

http://www.haufe.de/shop/productDetails?orderNo=E01249&chorid=01980112&campaign=banner/oeffentlicherdienst/30363/01980112/090930/Link%20auf%20Website%20von%20vbw%20Bayern


Inhalt des Buches:

3  Grundlagen, Anforderungen und Organisa-
tion der Inventur

3  Aufbau einer aussagekräftigen Dokumen-
tation zur Wertermittlung

3  Grundlagen für Bewertung und 
 Bilanzierung

3  Bilanzierung unterschiedlicher Vermögens-
arten 

3  Zulässige Erleichterungen und deren 
 Anwendung  

3  Hinweise und spezielle Vorschriften zur 
Erfassung und Bewertung von z. B. 

 ●  Immateriellen Vermögensgegenständen

 ●  Grundstücken in unterschiedlichen 
 Nutzungsformen

 ●  Infrastrukturvermögen und Sonderbauwerken

 ●  Kunstgegenständen

 ●  Betriebsausstattungen 

 ●  Umlauf- und Vorratsvermögen u.v.m.

Alles zur kommunalen Vermögens-
bewertung in einem Band

Mit den Schaubildern im Buch erhalten Sie schnellen Überblick zu den 
Vorgängen der Erfassung und Bewertung kommunalen Vermögens

Auf CD-ROM:

●  Formulare zur  Ermittlung der Wertansätze unter-
schiedlicher Vermögensarten  

●  Formulare zur Dokumentation unterschiedlicher 
Vermögensarten 

●  Gesetze, Vorschriften und ergänzende Normen wie 
z. B. KommHV-Doppik, BewertR oder WertV und 
WertR 

●  steuerrechtliche Hinweise und einschlägige 
BMF-Schreiben

Jetzt Coupon ausfüllen und faxen an: 0180/50 50 441*

Darauf können Sie vertrauen. Bei der Haufe Mediengruppe bestellen Sie immer ohne Risiko zum unverbindlichen Test mit 4-wöchigem Rückgaberecht. Sie bezahlen 
nur, was Ihnen auch wirklich zusagt. Anderenfalls schicken Sie das Produkt einfach portofrei zurück und die Sache ist für Sie erledigt. 

 Erfassung und Bewertung kommunalen E01249 € 48,–
 Vermögens in Bayern (Buch mit CD-ROM) inkl. MwSt., zzgl. Versandpauschale € 3,00
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